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Das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR 
gab folgende neue 
Postwertzeichen heraus: 

9. Briefmarkenausstellung 
der Jugend der DDR 

Zum neunten Maie fand eine nationale Briefmarkenausstellung 
der Jugend der DDR statt. Nach Halle {1966 und 1973), Karl- 
Marx Stadt (1970), Gera (1976), Cottbus (1978), Zella-Mehlis 
(1980), Schwerin (1982) und Magdeburg (1984) war diesmal die 
DDR-Hauptstadt Berlin Gastgeber der jungen Philatelisten, die 
sich auf diesen Höhepunkt im Zeichen des XI. Parteitages der 
SED und 100. Geburtstages Ernst Thälmanns vorbereitet hat¬ 
ten. Vom 25. Juli bis 3. August war die „Neunte" im Ausstel¬ 
lungsgelände des Verbandes der Kleingärtner, Siedler und 
Kleintierzüchter in Berlin-Karlshorst zu sehen. 

Seit der 2. Briefmarkenausstellung der Jugend der DDR 1970 
sind stets auch Postwertzeichen zu diesen Höhepunkten der Ju¬ 
gendphilatelie erschienen. Von der 4. Ausstellung 1976 in Gera 
an ist es üblich, auf zwei Marken und einem Zwischenfeld Ge¬ 
schichte und Gegenwart des Veranstaltungsortes in Form von 
Stadtansichten und Stadtwappen zu vereinen. Diese Tradition 
wurde 1986 fortgesetzt. 

Die Marke zu 10 + 5 Pfennig zeigt eine Stadtansicht Berlins von 
1652, wie sie der Kupferstecher Caspar Merian (1627-86) schuf. 
Kurz nach dem Dreißigjährigen Krieg, unter dessen Folgen die 
Stadt schwer litt, zählte Berlin etwa 6000 Einwohner und 750 
Häuser. Obwohl Regierungssitz der brandenburgischen Kurfür¬ 
sten, begann Berlin zu jener Zeit erst jene Entwicklung, die es 
anderthalb Jahrhunderte später in die Reihe der großen euro¬ 
päischen Metropolen aufrücken ließ. Das belegt auch die Tatsa¬ 
che, daß Matthias Merian der Ältere, der Begründer der „Topo¬ 
graphien" jener großen Sammlung von Städteansichten Euro¬ 
pas, Berlin zu seinen Lebzeiten nicht aufnahm und dies seinen 
Söhnen in der Fortführung des Werkes überließ. Die wiederge¬ 
gebene Ansicht vermittelt einen Blick vom Westen auf die 
Stadt mit Standort des Betrachters etwa in der Höhe der heuti¬ 
gen Kreuzung Friedrichstraße/Unter den Linden. Auf der im Ori¬ 
ginal 23 mal 72 cm großen Radierung ist im Vordergrund rechts 
die spätere Straße Unter den Linden durch Baumreihen ange¬ 
deutet. Hinter der Spree erkennt man von links nach rechts 
unter anderem die Schloßkirche, die Nikolaikirche, das Schloß, 
die Wasserkunst, die Stadtbefestigung, den Dom und das Rat¬ 
haus von Cölln, der Zwillingsstadt Berlins. 

Die Marke zu 20 Pfennig vereinigt aus heutiger Sicht histori¬ 
sche und moderne Bauten der DDR-Hauptstadt. Im einzelnen 
sind zu erkennen 

- ganz im Vordergrund die von Rudolf Siemering für die Ger¬ 
traudenbrücke geschaffene, gerade 90 Jahre alte Bronze¬ 
gruppe, die die heilige Gertrud, Schutzpatronin der Reisen¬ 
den, darstellt, wie sie einen fahrenden Gesellen labt, und an 
das Gertraudenhospital erinnert, das bis 1863 auf dem nahen 
Spittelmarkt stand 

-rechts daneben die Jungfernbrücke, die um 1798 gebaut 
wurde, als älteste erhaltene Brücke Berlins durch ihre Kon¬ 
struktion (Rad-Zugbrücke zur freien Durchfahrt der Schiffe) 
einmalig ist und an deren Namen sich allerlei Sagen knüpfen 

— darüber das 1897-1904 erbaute Bode-Museum, die 1866-78 
errichtete Nationalgalerie, das Rote Rathaus von 1861-69, 
der Palast der Republik, der vor zehn Jahren eröffnet wurde, 
und das Hotel „Stadt Berlin" 


- links vom Gertraudendenkmal in jüngster Zeit im historischen 
Stil errichtete Bauten des Nikolaiviertels, darunter die Seiten¬ 
front des 1761-65 im Rokokostil erbauten Ephraimpalais am 
Mühlendamm und die aus der Zeit des 13. Jahrhunderts 
stammende Gerichtslaube, die mit gotischen Arkaden und ei¬ 
nem Renaissancegiebel Sinnbild frühbürgerlicher Rechts¬ 
sprechung ist und als Gaststätte dienen wird 

- darüber neben dem Denkmal die zweitürmige Nikolaikirche, 
die mit frühesten Fundamenten aus Feldstein (um 1200) das 
heute älteste Bauwerk Berlins ist 

- neben den beiden Türmen dieser Kirche links der Turm des 
Alten Stadthauses, 1902-11 errichtet und heute Sitz des Mi¬ 
nisterrates der DDR 

- dahinter das moderne Palast-Hotel in der Liebknechtstraße. 

Das Zwischenfeld zeigt das Siegel der Stadt Berlin von 1338: 
mit einem schreitenden Bären, über dem der brandenburgische 
Adler am flatternden Band als Zeichen landesherrlicher Ober¬ 
hoheit schwebt. Die Umschrift lautet: 

„S(igiilum) Secretum Civitatis Berlin" (= Geheimsiegel der 
Stadt Berlin). Das Originalsiegel hat einen Durchmesser von 
3,4 cm. 

(Peter Fischer, Berlin) 

10 + 5-Pf-Wert: Berlin um 1652 

20-Pf-Wert: Historische und moderne Bauten in der Hauptstadt 
Zwischenfeld: Stadtsiegel von 1338, Text 

Ausgabetag: 22. Juli 1986 

Außerdem werden herausgegeben: 

Postkarten-Ganzsache zu 10 Pfennig mit dem Motiv des 20-Pf- 
Wertes und einem Zudruck. Verkaufspreis 10 Pfennig. Das Mo¬ 
tiv dieses Zudruckes entspricht dem Zwischenfeld des Zusam¬ 
mendruckes. 

Ein Schwarzdruck vom Zusammendruck der Sonderpostwert¬ 
zeichen zur Förderung des Philatelistenverbandes im Kultur¬ 
bund der DDR. Der Verkauf geschieht wie bisher durch den Phi¬ 
latelistenverband im Kulturbund der DDR. 


Schlösser der DDR 



10-Pf-Wert: Schloß Schwerin 
20-Pf-Wert: Schloß Güstrow 
85-Pf-Wert: Schloß Rheinsberg 
1-M-Wert: Schloß Ludwigslust 

40-Pf-Kleinbogen: zwei Reihen zu je zwei 10-Pf-Wertzeichen 
80-Pf-Kleinbogen: zwei Reihen zu je zwei 20-Pf-Wertzeichen 

Ausgabetag: 29. Juli 1986 
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dDP-NOTIZEN 


• Auf Einladung des Stellvertreters des 
Vorsitzenden des Ministerrates der 
DDR und Ministers für Post- und Fern¬ 
meldewesen, Rudolph Schulze, stattete 
der Generaldirektor des Internationalen 
Büros des Weltpostvereins, Advaldo 
Cardoso Botto de Barros, der DDR in 
der Zeit vom 23. bis 27. Juni 1986 einen 
Besuch ab. Am 24. Juni empfing der 
Vorsitzende des Ministerrates der DDR, 
Willi Stoph, Generaldirektor Botto de 
B’arros zu einem Gespräch. Der General¬ 
direktor würdigte die rege Mitarbeit der 
DDR in dieser größten Spezialorganisa¬ 
tion der UNO. Es wurden Fragen der 
weiteren Zusammenarbeit beraten. Ge¬ 
neraldirektor Botto de Barros hatte 
außerdem Gelegenheit, postalische Ein¬ 
richtungen und kulturelle Sehenswür¬ 
digkeiten in Berlin, Leipzig, Dresden 
und Potsdam zu besuchen. 

• Auf der 41. Tagung des Verwaltungs- 
rates des Internationalen Fernmeldever 1 
eins (UIT) in Genf wurde am 16. Juni 
1986 Professor Dr. sc. oec. Gerhard 
Rehbein, Leiter des Wissenschaftsbe¬ 
reiches Ökonomie des Nachrichtenwe¬ 
sens an der Hochschule für Verkehrswe¬ 
sen „Friedrich List" Dresden und Gene¬ 
raldirektor im Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR, einstimmig 
zum Präsidenten des Verwaltungsrates 
gewählt. Damit wird zum ersten Mal in 
dieser Spezialorganisation der Verein¬ 
ten Natidnen diese Funktion von der 
DDR ausgeübt. Prof. Dr. Rehbein war 
bisher Vizepräsident der UIT und tritt 
die Nachfolge von General C. S. Car- 
reon (Philippinen) an. Die DDR ist seit 
1973 Mitglied des Internationalen Fern¬ 
meldevereins. Sein Verwaltungsrat ist 
verantwortlich für die Umsetzung der 
Beschlüsse der im allgemeinen aller 
fünf Jahre tagenden Regierungsbevoll¬ 
mächtigtenkonferenzen und für Maß¬ 
nahmen zur Ausführung der Bestim¬ 
mungen des Internationalen Fernmelde¬ 
vertrages auf den Gebieten des Fern¬ 
sprechens, des Fernschreibens, der Da¬ 
tenübertragung und des Funkverkehrs. 
Der Verwaltungsrat legt die Politik der 
technischen Hilfe für die weltweite Ent¬ 
wicklung des Fernmeldeverkehrs fest, 
koordiniert die Tätigkeit der Organe der 
UIT und übt die Finanzkontrolle über sie 
aus. 

• Die Vertiefung der wissenschaftlich- 
technischen Zusammenarbeit im Post- 
und Fernmeldewesen ist am 11. Juni 
1986 zwischen der DDR und Österreich 
in einem Jahresarbeitsplan für 
1986/1987 vereinbart worden. Das Doku¬ 
ment wurde in Wien vom Stellvertreter 
des Ministers für Post- und Fernmelde¬ 
wesen der DDR, Dr. Heinz Aull, und 
dem Generaldirektor der Post- und Tele¬ 
graphenverwaltung der Republik Öster¬ 


reich, Dr. Joseph Sindelka, unterzeich¬ 
net. Der Arbeitsplan sieht vor allem die 
Vorbereitung und den Einsatz digitaler 
Vermittlungstechnik, die Entwicklung 
der Lichtwellenleitertechnik,.die Gestal¬ 
tung von Datennetzen sowie die Auto¬ 
matisierung und Mechanisierung im 
Postwesen vor. Beide Seiten hoben die 
positiven Resultate der bisherigen Zu¬ 
sammenarbeit hervor. 

• Mit der KDT-Initiative „Spitzenleistun¬ 
gen für Schlüsseltechnologien" werden 
die 280 000 Mitglieder der sozialisti¬ 
schen Ingenieurorganisation- die vom 
XI. Parteitag der SED gestellten Aufga¬ 
ben verwirklichen. Das beschloß am 
14. Mai 1986 in Berlin das Präsidium der 
KDT auf seiner 10. Beratung. Minde¬ 
stens 5000 KDT-Objekte sowie weitere 
persönliche und kollektive Verpflichtun¬ 
gen sind der Beitrag der Wissenschaft¬ 
ler, Ingenieure, Ökonomen und Neue¬ 
rer, wichtige Vorhaben der Pläne Wis¬ 
senschaft und Technik zu erfüllen und 
zu überbieten. Wie der KDT-Präsident, 
Prof. Dr. Manfred Schubert, betonte, 
sei das vorrangige Ziel der Initiative, das 
wissenschaftlich-technische Schöpfer- 
tgm insbesondere auf die beschleunigte 
Entwicklung und Anwendung der 
Schlüsseltechnologien zu richten. 

• 1,5 Millionen Tonnen Sekundärroh¬ 
stoffe mehr als im vergangenen Jahr 
sind 1986 für den Wiedereinsatz in der 
Produktion vorgesehen. Im Vorjahr wur¬ 
den 30 Millionen Tonnen im Wert von 
sechs Milliarden Mark erfaßt. Die DDR 
deckt damit gegenwärtig annähernd 
zwölf Prozent des industriellen Roh¬ 
stoffbedarfs aus dieser Quelle. Bis 1990 
sollen es 14 bis 15 Prozent sein. Für die 
wachsende volkswirtschaftliche Bedeu¬ 
tung der Sekundärrohstoffe spricht, 
daß der Investitionsaufwand für ihre 
Aufbereitung im Vergleich zur Gewin¬ 
nung von Primärrohstoffen um die 
Hälfte niedriger liegt. 

• Der Zentrale Klub der Deutschen Post 
Dresden konnte im Juni auf 15 Jahre er¬ 
folgreiche Tätigkeit zurückblicken. Hat¬ 
ten im zweiten Halbjahr 1971 nur 986 
Kolleginnen und Kollegen mit ihren Fa¬ 
milienattgehörigen die ersten Klubver¬ 
anstaltungen besucht, so konnten bis 
zum Jahresende 1985 insgesamt 
128 774 Gäste begrüßt werden. In 39 ge¬ 
selligen Nachmittagsseminaren, mehre¬ 
ren „Tagen der neugewählten Kultur¬ 
funktionäre" sowie in jährlichen Erfah¬ 
rungsaustauschen mit haupt- und eh¬ 
renamtlichen Gewerkschaftsbibliothe¬ 
karen erhielten die Gewerkschaftsfunk¬ 
tionäre als die Partner des Zentralen 
Klubs das Rüstzeug für ihre wichtige ge¬ 
sellschaftliche Tätigkeit vermittelt. Au¬ 
genblicklich wirken im Klubbereich 13 
Volkskunstkollektive, von denen drei 
Träger der Medaille „Ausgezeichnetes 
Volkskunstkollektiv der DDR" sind. 

• Seit einiger Zeit wird das Schaufen¬ 
ster neben dem Haus des Buches in der 
Dresdner Ernst-Thälmann-Straße ab¬ 


wechselnd von verschiedenen Betrie¬ 
ben für die Berufswerbung genutzt. 
Vom 26. April bis 11. Juni dieses Jahres 
hatte die DP dazu Gelegenheit. Anlie¬ 
gen war es dabei, über alle Berufe und 
die Entwicklungsmöglichkeiten bei der 
Post zu informieren. Mit Text-Foto-Ta 
fein und technischen Anschauungsstük- 
ken haben die Dresdner Postler einen 
guten Eindruck gemacht, was die große 
Zahl an Passanten beweist, die sich das 
Schaufenster mehr oder weniger einge¬ 
hend anschauten. 

(nach „tele-post", Dresden, Nr. 10/1986) 

• Den Gebrauch des Wortes „entspre¬ 
chend" verbinden heute viele Redner 
und schreibende Werktätige mit dem 
Genetiv: „Entsprechend des Planes ha¬ 
ben wir..." sagen und schreiben sie. 
Das ist aber falschI Es ist nach wie vor 
der Dativ anzuwenden: „Entsprechend 
dem Plan haben wir...". Diese Notwen¬ 
digkeit wird sofort klar, wenn man die 
Worte umstellt: „Dem Plan entspre¬ 
chend haben wir...". Niemand sagt: 
„Des Planes entsprechend haben 
wir...". Keiner sagt auch „desentspre¬ 
chend", sondern richtig „dementspre¬ 
chend". Helfen Sie mit, dem zu entspre¬ 
chen und dementsprechend diese 
Sprachverluderung auszumerzen! 

• Der Winter nähert sich und mit ihm 
wird der Kraftfahrer mit zugefrorenen 
Türschlössern konfrontiert. Dagegen 
gibt es Türschloßenteiser. Das 
Fläschchen gehört in die Manteltasche, 
aber nicht auf das Ablagebrett im Inne¬ 
ren des Wagens. Auch der Raum hinter 
dem Tankverschluß bietet guten Zugriff 
zu diesem gelegentlich wichtigen Hilfs¬ 
mittel. Ist es nicht vorhanden, hilft ein 
Feuerzeug oder gar nur ein Streichholz, 
mit dem man den Wagenschlüssel er¬ 
wärmt und dabei versucht, ihn ins 
Schloß einzuschieben und dann schlie¬ 
ßend zu bewegen. Das kann paar Minu¬ 
ten dauern, daher nicht verzagen! 

• Wußten Sie schon, daß die DDR in ei¬ 
ner Weltrangliste folgende Plätze ein¬ 
nimmt: 

- hinsichtlich der Größe des Territo¬ 
riums die 99. Stelle 

- hinsichtlich der Bevölkerungszahl die 
39. Stelle 

- im Umfang des produzierten National¬ 
einkommens den 12. Platz 

- beim produzierten Nationaleinkom¬ 
men je Kopf der Bevölkerung den 
8. Platz 

- in der Arbeitsproduktivität unter den 
Industriestaaten den 6. Platz. 

• Die „Titanic", 1912 gesunken, trat 
kürzlich durch das Auffinden ihres 
Wracks und dessen Untersuchung ins 
allgemeine Blickfeld. Ihr Funker be¬ 
nutzte seinerzeit, wenn auch vergeblich, 
noch vorsorglich das alte Seenotrufzei¬ 
chen CQD, aber auch schon das auf ei¬ 
ner internationalen Funkkonferenz am 
3. November 1906 festgelegte neue 
Zeichen SOS. Dieses Notzeichen ist 
also jetzt 80 Jahre alt. 
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Was der XI. Parteitag der SED 
beschloß, ist Richtschnur 
des Handelns aller 
Kollektive in der 
Direktion und den Ämtern 


Redaktion: Welche Wertung können Sie für Ihren Führungs¬ 
bereich treffen? 

Oberdirektor Winczuk: Der XI. Parteitag der SED hat allen 
Führungs- und Leitungskadern und auch jedem Werktätigen die 
verpflichtende Aufgabe gestellt, den dynamischen Leistungsan¬ 
stieg der Volkswirtschaft abzusichern, damit dem Friedensstre¬ 
ben neue Impulse vermittelt werden können. Dieses Anliegen 
muß eine neue - exponierte Basis finden. Dazu sind auch wir 
als Mitarbeiter des sozialistischen Nachrichtenwesens aufgeru¬ 
fen. Unabdingbar ist eine neue Qualität der Leitungstätigkeit, 
die die wissenschaftliche Durchdringung aller Prozesse fördert. 
Dazu gehört ein tiefes Eindringen in das Wesen und den Inhalt 
der Parteitagsbeschlüsse und die Ableitung konkreter Aufga¬ 
ben und Schlußfolgerungen für den eigenen Verantwortungs¬ 
bereich und ihre kompromißlose Umsetzung als Anleitung zum 
Handeln für unsere Mitarbeiter. 

Redaktion: Welche Initiativen bzw. Aktivitäten stehen im 
Mittelpunkt des sozialistischen Wettbewerbs? 

Oberdirektor Winczuk: Hauptanliegen des sozialistischen 
Wettbewerbs ist es, durch tägliche schöpferische Arbeitslei¬ 
stungen unserer Postler einen hohen Beitrag zum Leistungs 
und Qualitätszuwachs zu erreichen. Bereits am ersten Tag nach 
dem XI. Parteitag der SED begann in den Arbeitskollektiven der 
BDP und der Ämter unter Führung der BPO die Auswertung der 
Beschlüsse. Ausgehend von dem Wettbewerbsaufruf des PFA 
Weimar sind bereits im Monat April in allen Ämtern des Bezirks 
neue Wettbewerbsbeschlüsse gefaßt worden, die naoh dem 
XI. Parteitag der SED entsprechend den neuen Anforderungen 
präzisiert bzw. ergänzt wurden. Im Mittelpunkt der neuen Ver¬ 
pflichtungen standen die Senkung des spezifischen Aufwandes 
an Energie, Material, Arbeitszeit und Kosten sowie die weitere 
Durchsetzung des Prinzips der fehlerfreien Arbeit. Darüber hin¬ 
aus wurde über die weitere Verbesserung der Dienstleistungen 
im Zustell- und Annahmedienst sowie im Fernsprech- und Fern¬ 
schreibwesen beraten. Im Ringen uqn hohe Arbeitsqualität gilt 
es nach wie vor, von den Erfahrungen der Besten zu lernen. 
Deshalb kommt langfristig und konstruktiv vorbereiteten Lei¬ 
stungsvergleichen und Erfahrungsaustauschen eine besondere 
Bedeutung zu. Als ein sehr relevanter Intensivierungsfaktor ist 
die Überwindung der ungerechtfertigten Differenziertheit anzu¬ 
sehen. Neues rechtzeitig zu sehen und zu fördern, es zum Ge¬ 
genstand breiten Interesses zu machen - darauf kommt es in 
der Organisation und qualifizierten Führung des sozialistischen 
Wettbewerbs an. 

Redaktion: Durch welche Maßnahmen der weiteren Intensi¬ 
vierung soll eine Erhöhung der Effektivität, der Leistungsfä¬ 
higkeit und der Verbesserung der Qualität erreicht werden? 

Oberdirektor Winczuk: Ausgehend von den zehn Schwer¬ 
punkten der ökonomischen Strategie geht es jetzt darum, quali¬ 
tativ neue Schritte zu gehen. Das heißt, es ist vor allem darüber 
zu entscheiden, in welchen Bereichen die rechnergestützten 
Systeme und entsprechende Schlüsseltechnologien anzuwen¬ 
den sind, um somit spürbar höhere ökonomische Ergebnisse zu 
erzielen. Der Prozeß der Konzentration der Zustellkräfte in Zu¬ 
stellpostämtern bzw. Zustellstützpunkten wird auch mit der In¬ 
betriebnahme neuer Postämter im kommenden Fünfjahrplan¬ 
zeitraum fortgesetzt. Gegenwärtig erhalten noch 20 Prozent der 
Zusteller die Postsendungen und Presseerzeugnisse in ihrer 
Wohnung zur Zustellung übergeben. Durch die zielstrebige Ver¬ 
wirklichung der anstehenden Maßnahmen soll u. a. bis zum 
Jahresende ein Anteil von 50 Prozent der bis 7 Uhr zuzustellen¬ 
den Tageszeitungen in der Bezirksstadt erreicht werden. Im 


Interview mit 
Oberdirektor 
Dipl.-Ing.-Ök. 
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Fernsprech- und Fernschreibwesen liegt das Hauptbetätigungs¬ 
feld in der weiteren Automatisierung des Fernsprechverkehrs. 
In Einheit mit der weiteren Automatisierung vollzieht sich auch 
die Entwicklung des handvermittelten Ferndienstes. Ich darf 
darüber hinaus feststellen, daß mit dem Einsatz der Fernschrei¬ 
ber 1104 und F 2000 in der HTSt und in ausgewählten ETSt, der 
Nutzung der Vierer- und Zeitgemeinschaftsanschlußtechnik, 
dem Einsatz von Bürocomputern für On-Line-Änderungsdienst 
und Textverarbeitung, der rechnergestützten Qualitätssiche¬ 
rung (Einsatz der ÜVME) und der weiteren Betriebseinführung 
des Forschungs- und Entwicklungsprogramms „Erhöhung des 
Anteiles der 1/2 GA im S 64" noch in diesem Jahr eine beträcht¬ 
liche Neuerungsrate bei den fernmeldetypischen Technologien 
eintrittund damit einem Grundanliegen des XI. Parteitages der 
SED nach beschleunigter Einführung neuer Technologien ent¬ 
sprochen wird. Nicht ohne Stolz erlaube ich mir auf das letztge¬ 
nannte Verfahren hinzuweisen. Hierbei handelt es sich um ein 
in meineffi Verantwortungsbereich geborenes Forschungs- und 
Entwicklungsthema, das 1985/86 in Zusammenarbeit zwischen 
dem IPF und den Mitarbeitern des Bezirkes Potsdam bearbei¬ 
tet, zwischenzeitlich in einem großtechnologischen Versuch er¬ 
folgreich'abgeschlossen und zum Patent angemeldet werden 
konnte. 

Redaktion: Wie ist die Wirksamkeit der Einheit von Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik in Ihrem Führungsbereich einzu¬ 
schätzen? 

Oberdirektor Winczuk: Im Vorfeld des XI. Parteitages der 
SED konnten gute Ergebnisse erreicht werden, die nunmehr 
fortzusetzen sind. Mit den Veränderungen technischer, techno¬ 
logischer oder arbeitsorganisatorischer Art ging die Verbesse¬ 
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen einher. So wurden 
z. B.,im Zeitraum von 1981 bis 1985 4100 Arbeitsplätze nach 
modernsten Erkenntnissen der WAO, besonders nach Typenlö¬ 
sungen, um- bzw. neugestaltet. In diesem Jahr sind 500 Ar¬ 
beitsplätze für die Um-bzw. Neugestaltung vorgesehen. Sechs 
PZV-Dienststellen wurden im vergangenen Jahr modern ausge¬ 
staltet, um den körperlichen Arbeitsaufwand spürbar zu verrin¬ 
gern. Darüber hinaus sind zahlreiche Erholungsplätze, eine 
neue Turnhalle und ein erhöhter Versorgungsgrad in den Be¬ 
treuungseinrichtungen geschaffen bzw. erreicht worden. 
Redaktion: Wie schätzen Sie die bisher in der Plandiskussion 
1987 erreichten Ergebnisse für den zu erwartenden Lei¬ 
stungsanstieg ein? 

Oberdirektor Winczuk: Den guten Ergebnissen der letzten 
Jahre folgend, legten wir im BDP-Bereich größten Wert darauf, 
das bewußte und schöpferische Handeln der Werktätigen wei¬ 
ter zu entwickeln und die breite Volksaussprache noch zielstre¬ 
biger zu nutzen, um die in meinem Verantwortungsbereich zu 
lösenden Aufgaben für 1986 und 1987 bewältigen. Unter Füh¬ 
rung der Grundorganisation der SED gelang es uns in enger Zu¬ 
sammenarbeit mit den gesellschaftlichen Kräften, die sozialisti¬ 
sche Demokratie in den Ämtern und Arbeitskollektiven weiter 
auszugestalten. Ausdruck dafür ist m. E. die über 95prozentige 
Teilnahme an der Plandiskussion 1987, sind die eingebrachten 
Vorschläge zur Verbesserung der Effektivität des Planes 1987 
um 5,7 Mill. Mark, sind die abgegebenen persönlichen Planan¬ 
gebote und die 65prozentige Teilnahme der Mitarbeiter an die¬ 
ser Wettbewerbsinitiative. Mit konkret abrechenbaren Ver¬ 
pflichtungen gelang es, die volkswirtschaftlichen Effekte des 
Planes Wissenschaft und Technik überwiegend durch die Initia¬ 
tive „Parteitagsöbjekte" fortzuschreiben und Maßnahmen der 
Intensivierung . bzw. Rationalisierung vorzeitig abzuschließen. 
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Gewerkschaftliche Schlußfolgerungen 

zum sozialistischen Wettbewerb im Bereich 

der BDP Potsdam nach dem XI. Parteitag der SED 


Von INGEBORG SCHÖPFEL, Vorsitzende des Bezirksvorstandes Potsdam der Industriegewerkschaft 
Transport- und Nachrichtenwesen 


In Vorbereitung des XI. Parteitages der SED hat das Sekretariat 
des Bezirksvorstandes der IG Transport- und Nachrichtenwe¬ 
sen vielfältige Erfahrungen bei der Organisierung und Führung 
des sozialistischen Wettbewerbs, besonders in dem von uns 
unterstützten PFA Neuruppin, gesammelt. Diese galt es in Aus¬ 
wertung der Beschlüsse des XI. Parteitages schnell zu verall¬ 
gemeinern und beim Erarbeiten der neuen Wettbewerbsbe¬ 
schlüsse nach dem Beispiel des PFA Weimar umzusetzen. Da¬ 
bei richtete sich unsere gewerkschaftliche Tätigkeit vor allem 
darauf, unter den Bedingungen der spürbar stärkeren Entwick¬ 
lung und Anwendung der Ergebnisse von Wissenschaft und 
Technik, der Mikroelektronik, der Rechentechnik und des Robo¬ 
tereinsatzes, neue Wege bei der schöpferischen Anwendung 
der Leninschen Wettbewerbsprinzipien zu beschreiten und so 
auf das Wachstum der Produktivität, auf die Verallgemeinerung 
der Erfahrungen der Besten, auf die Herausbildung sozialisti¬ 
scher Denk- und Verhaltensweisen sowie auf die Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen Einfluß zu nehmen. Das 
Sekretariat des Bezirksvorstandes erarbeitete sich fü* die Füh¬ 
rung des sozialistischen Wettbewerbs den Standpunkt, daß die 
Schwerpunkte der ökonomischen Strategie als umfassender 
Prozeß der Intensivierung zu verstehen sind und der sozialisti¬ 
sche Wettbewerb inhaltlich darauf ausgerichtet werden muß. 
Mit der Diskussion zur Direktive des 5-Jahr-Planes 1986-1990 
und zu den staatlichen Aufgaben 1987 begannen wir in den Ge¬ 
werkschaftsgruppenversammlungen, Schulen der sozialisti¬ 
schen Arbeit und seminaristischen Beratungen mit Gewerk¬ 
schaftsfunktionären damit, diese in das Jahr 2000 reichende 
Orientierung verständlich zu machen und die Mitglieder für ihre 
höchste Leistungsbereitschaft zu gewinnen. 

Die erfolgreiche Bilanz des Erreichten, die klaren Ziele der Ent¬ 
wicklung und die neuen sozialpolitischen Maßnahmen motivier¬ 
ten auch die Kolleginnen und Kollegen in den Ämtern des Bezir¬ 
kes Potsdam, einen eigenen konkreten Beitrag zur ökonomi¬ 
schen Stärkung der DDR und damit zur Sicherung des Friedens 
in persönlichen Planangeboten zu fixieren. Der Bezirksvorstand 
, nimmt über diesen Weg unmittelbar Einfluß z, B. auf die Siche¬ 
rung der Erfüllung der staatlichen Auflage Erlöse, auf den 
Kampf um die Senkung der Kosten und damit auf die Siche¬ 
rung und Übererfüllung des Betriebsergebnisses. Das alles ver¬ 
läuft nicht problemlos. Immer wieder ringen wir um echte Kampf¬ 
positionen, gehen gegen Gleichgültigkeit und Selbstlauf an. 
Obwohl insgesamt Fortschritte auf allen Gebieten im Bereich 
unserer Bezirksgewerkschaftsorganisation erzielt werden konn¬ 
ten, sind wir aber besonders mit der erreichten Qualität der Lei¬ 
stungen und der Ausnutzung des gesellschaftlichen Arbeitsver¬ 
mögens noch nicht zufrieden. Wir betrachten beides als 
Schwerpunkt im sozialistischen Wettbewerb. Reserven sehen 
wir vor allem in der Senkung der betriebsbedingten Ausfallzei¬ 
ten und in der Verbesserung des vorbeugenden Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzs zur weiteren Verringerung des Krankenstan¬ 
des, aber auch in der zunehmenden Befähigung von Gewerk¬ 
schaftsfunktionären und Leitungskadern unter Führung der Par¬ 
tei der Arbeiterklasse. Unsere gewerkschaftliche Leitungstätig¬ 
keit richten wir deshalb auf die weitere Durchsetzung der feh¬ 
lerfreien Arbeit, auf die Verwirklichung technischer Maßnah¬ 
men in der Vermittlungstechnik zur Sicherung der staatlichen 
Auflage „Einrichtung von Hauptanschlüssen" und auf die noch 
effektivere Gestaltung technologischer Abläufe. 

Die Aufgaben des Planes Wissenschaft und Technik und die 
daraus abgeleiteten Rationalisierungsmaßnahmen erschließen 
für uns mit dem Einsatz neuer Technik und Anlagen ein weites 
Feld neuer Gedanken in der Wettbewerbsführung, wie sie in ei¬ 


ner ersten Problemdiskussion im Sekretariat unseres Bezirks¬ 
vorstandes zu diesem Thema zum Ausdruck kamen und weiter¬ 
geführt werden. Unser Sekretariat vertritt den Standpunkt, daß 
Bestleistungen im Betriebsdienst vor allem hohe Anforderun¬ 
gen an die staatliche und gewerkschaftliche Leitung stellen. 
Durchgängig zeigt sich in der Wettbewerbsarbeit unseres Be¬ 
zirkes, daß dort ausgezeichnete Ergebnisse sichtbar werden, 
wo sich staatliche Leiter und Gewerkschaftsfunktionäre unter 
Führung der Partei der Arbeiterklasse ^persönlich mit der Lei¬ 
tungsaufgabe - der politischen Führung des sozialistischen 
Wettbewerbs - identifizieren, sie selbst den gesamten Prozeß 
von der Vorgabe konkreter Planauflagen über die Ausarbeitung 
der Wettbewerbsbeschlüsse, die Beratung von Lösungswegen, 
die straffe Kontrolle der Verwirklichung getroffener Festlegun¬ 
gen sowie die Verallgemeinerung der Erfahrungen der Besten 
leiten. Auf der Grundlage einer gemeinsamen Konzeption unse¬ 
res Sekretariats und des Leiters der BDP zur politischen Füh¬ 
rung des sozialistischen Wettbewerbs, die in Auswertung der 
Dokumente des XI. Parteitages, der 14. Bundesvorstandssit¬ 
zung des FDGB sowie der territorialen Beschlüsse erarbeitet 
wurde, will das Sekretariat die weitere Durchsetzung dieses 
Standpunktes erreichen und gab dazu nach dem XI. Parteitag 
dem PFA Luckenwalde und zwei ausgewählten Kollektiven des 
FMA und HPA Potsdam Hilfe und Unterstützung. In diesen und 
vielen weiteren Arbeitskollektiven wurde die Auseinanderset¬ 
zung zur weiteren Durchsetzung der fehlerfreien Arbeit wie 
auch zur Stimulierung höherer Leistungen erfolgreich geführt. 
Auch die Piesteritzer Initiative „Konto 25000" wurde von den 
Werktätigen des PFA Luckenwalde aufgegriffen und Wird in 
den Ämtern unseres Bezirkes bereits wirksam angewandt. Auf 
der bezirklichen Wettbewerbskonferenz beim PFA Luckenwalde 
haben wir ferner die guten Erfahrungen des zentralen Lei¬ 
stungsvergleichs verallgemeinert. 

Der noch besseren öffentlichen Führung des sozialistischen 
Wettbewerbs, der verbindlichen Verallgemeinerung bester Er¬ 
fahrungen sowie der noch wirksameren Einbeziehung der Lehr¬ 
linge in den sozialistischen Berufswettbewerb zu entsprechen, 
ist eine wichtige Schlußfolgerung unseres Sekretariats. Ein wei¬ 
teres Anliegen sehen wir in der besseren Abstimmung mit der 
Redaktion „telepost", um verstärkt konkrete Erfahrungen aus Lei¬ 
stungsvergleichen, Erfahrungsaustauschen und aus Arbeitskol¬ 
lektiven jedem zur Kenntnis zu geben. 

Zu den Schlußfolgerungen unseres Bezirksvorstandes gehört 
ebenfalls die weitere Arbeit bei der Qualifizierung der BKV 
1987, besonders die Unterstützung der Betriebsgewerkschafts¬ 
organisationen beim Ausarbeiten konkreter Verpflichtungen 
der BGL. Das trifft natürlich auch auf die Überarbeitung der 
Festlegungen in der Anlage des BKV zu, wobei vor allem die 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik für jeden Mitarbeiter 
sichtbar werden muß. Wir werden uns also dafür einsetzen, 
daß die weitere Entwicklung von Initiativen der Werktätigen 
stets mit der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen verbunden wird, um so überall den BKV auf ein parteitags¬ 
gemäßes Niveau zu heben. Das gemeinsame Ziel des Bezirks¬ 
vorstandes der IG Transport- und Nachrichtenwesen und der 
BDP Potsdam besteht darin, im Jahr 1986, dem ersten Jahr im 
neuen Fünfjahrplanzeitraum, die bisher besten Leistungen im 
sozialistischen Wettbewerb zu erreichen und alle gestellten 
Planauflagen in hoher Qualität zu erfüllen und in entscheiden¬ 
den Kennziffern gezielt zu überbieten. Dazu werden wir ge¬ 
meinsam alle Arbeitskollektive in Vorbereitung auf den Welt¬ 
friedenstag und auf den 11. FDGB-Kongreß zum Wetteifern um 
höchste Leistungen anregen, fordern und fördern. 
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Schlußfolgerungen Hallenser Postler zu den Beschlüssen 
des XI. Parteitages der SED 

Von Oberdirektor Dipl.-Ing.-Ök. GÜNTHER BECKER, Leiter der BDP Halle 


Eine erste Aussage über die meßbaren Reaktionen der Arbeits¬ 
kollektive auf die Beschlüsse des XI. Parteitages war auf der be¬ 
zirklichen Bestarbeiterkonferenz möglich, die am 15. Mai 1986 
stattfand. In einem Brief an das Mitglied des Politbüros des 
Zentralkomitees der SED und ersten Sekretär der Bezirkslei¬ 
tung Halle der SED, Genossen Achim Böhme, konnte über fol¬ 
gende wesentliche Verpflichtungen für das Planjahr 1986 infor¬ 
miert werden: 

- Überbietung der realisierten finanzgeplanten Warenproduk¬ 
tion um 1,2 Mill. M 

- Überbietung der industriellen Warenproduktion im Umfang 
von mindestens drei Tagesproduktionen 

- Überbietung der geplanten Arbeitsproduktivität um minde¬ 
stens 1 Prozent 

- Senkung der Selbstkosten um 200 TM 

- Überbietung des Betriebsergebnisses um 1,4 Mill. M. 

Ein gleichlautender Brief informierte den Stellvertreter des Vor¬ 
sitzenden des Ministerrats und Minister für Post- und Fernmel¬ 
dewesen, Rudolph Schulze, über die Antwort der Postler des 
Bezirkes auf die Beschlüsse des XI. Parteitages der SED. 

•9 

Politisch-ideologische Klarheit 

Wenn die Partei die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
als das Hauptkampffeld bezeichnet, dann ist damit die Rich¬ 
tung für eine weitere kontinuierliche ökonomische und soziale 
Entwicklung gegeben. Dazu einen ganz persönlichen Beitrag zu 
leisten, lohnt sich für jeden. Daher sehen wir es als wesentliche 
politisch-ideologische Aufgabe an, das Bewußtsein jedes ein¬ 
zelnen so zu entwickeln, daß er erkennt: die Qualität auch sei¬ 
ner täglichen Arbeit bestimmt mit, wie schnell wir auf dem Kurs 
der Hauptaufgabe vorankommen. Daß die Leistungen des Post- 
und Fernmeldewesens und besonders ihre Qualität das Lebens¬ 
niveau unseres Volkes spürbar mit beeinflussen, muß indessen 
nicht nur erkannt werden - die Erkenntnis muß auch zu Hand¬ 
lungen führen. Die Beschlüsse des XI. Parteitages der SED be 
stärken uns erneut in der Schlußfolgerung, den sozialistischen 
Wettbewerb auch aus dieser Sicht als politische Aufgabe zu 
verstehen und alle Kollektivleiter noch besser zu befähigen, die 
Kollektivmitglieder zu hoher Leistungsbereitschaft, zu einem 
ausgeprägten Qualitätsbewußtsein zu erziehen. Auch im Post- 
und Fernmeldewesen werden sich die Leistungen in den kom¬ 
menden Jahren - die Direktive sieht bis 1990 eine Leistungsent¬ 
wicklung auf 114 bis 116 Prozent vor - weiter erhöhen. Da die 


Am Vorabend des XI. Parteitages der SED wurde im Rahmen des innerstädti¬ 
schen Bauens dieses neue Postamt in Halle in Betrieb genommen. (Aufn: Doi- 
ber. Halle) 




Der als .Held der Arbeit" ausgezeichnete Hauptsekretär Kurt Reckin vom FMA 
Halle uberprüft bereits auf seinem Weg zur Arbeitsstelle eine Anzahl von Münz¬ 
fernsprechern. 


Zahl der Arbeitskräfte nicht zunehmen kann, ist eine weitere 
spürbare Erhöhung der Arbeitsproduktivität unumgänglich. 


Durchsetzung von Schlüsseltechnologien 

Wesentliche Schlußfolgerungen aus den Beschlüssen des 
XI. Parteitages der SED beziehen sich darauf, weitere Reserven 
zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität zu erschließen. Eine ent¬ 
scheidende. Rolle werden dabei auch im Bezirk Halle die 
Schlüsseltechnologien spielen. Nachdem Anfang des Jahres 
rechnergestützte Arbeitsplätze im Fernsprechauskunftsdienst 
eingerichtet wurden, wird diese Technologie durch die schritt¬ 
weise,weitere Zentralisierung des Auskunftsdienstes noch ef¬ 
fektiver gestaltet. Bewährt hat sich der On-Iine-Änderungs- 
dienst in der Fernsprechanmeldestelle des FMA Halle, so daß 
sich für uns die Aufgabe stellt, uns auf den Einsatz rechnerge¬ 
stützter Arbeitsplätze in allen Fernsprechanmeldestellen des 
Bezirkes vorzubereiten. Gegenwärtig beschäftigt sich ein Kol¬ 
lektiv der Abt. Fe der BDP Halle mit der Frage, wie der in der 
FASt eingesetzte Bürocomputer noch effektiver genutzt wer¬ 
den kann, z. B. für die automatisierte Textverarbeitung. Wir wis¬ 
sen, daß mit dem Einsatz mikrorechnergesteuerter Meßeinrich¬ 
tungen, wie der Überwachungs- und Verkehrsmeßeinrichtung 
1520, der Verkehrsmeßeinrichtung 1520 oder der Gütemeß- und 
Analyseeinrichtung 1520, die Forderung der Partei nach höherer 
Effektivität auch im Fernsprech- und Fernschreibwesen durch¬ 
gesetzt werden kann. Auf den breiten Einsatz moderner, rech¬ 
nergestützter Geräte und Technologien sich gezielt vorzuberei¬ 
ten (auch durch die rechtzeitige Vorbereitung der Mitarbeiter 
auf die neue Gerätetechnik) — das sehen wir als eine notwen¬ 
dige Reaktion auf die Beschlüsse des XI. Parteitages an. Übri¬ 
gens gilt dies natürlich auch für das Post- und Zeitungswesen. 
Obwohl der Einsatz von Schalterterminals im Bezirk Halle erst 
ab 1988 vorgesehen ist, wird in allen Ämtern bereits jetzt eine 
konkrete Einsatzvorbereitung betrieben. Dazu gehört die Auf¬ 
gabe, die Instandhaltungs- und Instandsetzungsprozesse durch 
den Aufbau entsprechender Werkstätten rechtzeitig zu organi¬ 
sieren und zu sichern. Diese Aufgabe ist auch aus der Sicht von 
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Das Kollektiv des PA Großkorbetha nach seiner Auszeichnung mit dem Orden 
„Banner der Arbeit' (2 Airfn. Zeug, Halle-Neustadt) 


Bedeutung, daß 1987 in allen Ämtern Personalcomputer für die 
verschiedensten Einsatzgebiete der Leitungs- und Verwaltungs¬ 
prozesse eingesetzt werden. Große Bedeutung ist der rechtzei¬ 
tigen Auswahl und Vorbereitung solcher Kader beizumessen, 
die die neue Geräte- und Rechentechnik bedienen sollen. Dazu 
gibt es bei der BDP Halle konkrete Festlegungen. Mit dem Auf¬ 
bau einer bezirklichen Rechenstation, die 1987 ihre Arbeit auf- 
nehmen soll, gilt es, eine völlig neue Aufgabe zu lösen. Bereits 
heute wissen wir, wer in dieser Rechenstation arbeiten wird - 
die langfristige Vorbereitung von Kadern für die neue Aufgabe 
zahlt sich also aus. 


Bevölkerungswirksame Leistungen 

Wenn der Generalsekretär, Genosse Erich Honecker, im Bericht 
des Zentralkomitees der SED an den XI. Parteitag davon 
spricht, daß zur Leistungsfähigkeit des Handels auch kunden¬ 
freundliche Öffnungszeiten, wachsende Serviceleistungen und 
eine angenehme Verkaufsatmosphäre gehören, dann fühlen 
auch wir Postler uns angesprochen. Deshalb nehmen solche 
Verpflichtungen der Kollektive, die auf die Sicherung der plan¬ 
mäßigen Öffnungszeiten von Annahmeschaltern, Poststellen 
oder Verkaufseinrichtungen des PZV zielen, einen bestimmen¬ 
den Platz im sozialistischen Wettbewerb ein. Es geht aber nicht 
nur um die an sich selbstverständliche Gewährleistung sdlcher 
Öffnungszeiten; es geht auch darum, diese Öffnungszeiten zu¬ 
nehmend besser mit denen des Handels, mit den Gewohnhei¬ 
ten und den Bedürfnissen der Bevölkerung abzustimmen. Gute 
Beispiele gibt es dazu bereits in Dessau und Halle-Neustadt; sie 
werden für alle Ämter des Bezirkes orientierend sein. Für den 
Bereich des Fernsprech- und Fernschreibwesens fassen wir die 
schnelle und qualitätsgerechte Beseitigung von Störungen an 
Kabeln und Teilnehmereinrichtungen als echte Serviceleistun¬ 
gen im Sinne der Parteibeschlüsse auf. Die bereits erreichten 
guten Ergebnisse zu verbessern, indem der Anteil der bis zum 
dritten Tag beseitigten Störungen an Haupt-'und Nebenan¬ 
schlüssen weiter erhöht wird, stellt eine echte Kampfposition 
dar. Große Anstrengungen sind weiterhin erforderlich, um der 


Bevölkerung stets funktionsfähige Münzfernsprecher anzubie¬ 
ten. In einer persönlichen Stellungnahme zum XI. Parteitag 
sagt der beim FMA Halle beschäftigte Genosse Reckin dazu: 
„Ein jeder sollte seinen Beitrag zur Erfüllung der Parteitagsbe¬ 
schlüsse leisten. Mein Hauptziel sehe ich in der Verbesserung 
der bevölkerungswirksamen Leistungen - also der Funktionsfä¬ 
higkeit unserer Münzer". 


Das Wohnungsbauprogramm 

Erneut wurde auf dem XI. Parteitag bekräftigt, daß die Woh¬ 
nungsfrage bis 1990 als Kernstück des sozialpolitischen Pro¬ 
gramms gelöst werden wird. Der Generalsekretär betonte, daß 
die Erhöhung der Wohnkultur noch stärker in den Vordergrund 
treten wird. Wir wissen, daß zur Wohnkultur in unseren Wohn¬ 
gebieten auch gut funktionierende postalische Dienstleistun¬ 
gen gehören. In den vergangenen fünf Jahren wurden im Bezirk 
18 neue Postämter in Betrieb genommen; bis 1990 werden es 
nicht weniger sein. Schöne und modern ausgestattete Postäm¬ 
ter und Verkaufseinrichtungen des PZV werden auch weiterhin 
mit das Bild neuer Wohngebiete bestimmen. Wir setzen unse¬ 
ren Ehrgeiz daran, vom ersten Tag des Bezugs einer neuen 
Wohnurig an unseren Bürgern alle postalischen Leistungen in 
hoher Qualität zu bieten, wozu immer auch eine freundliche 
und fachgerechte Bedienung gehört. 

Schrittmacherkollektive 

Die Rolle der Schrittmacherkollektive im sozialistischen Wett¬ 
bewerb noch weiter zu stärken - das ist eine weitere Schlußfol¬ 
gerung, um insbesondere herausragende Leistungen bei der Er¬ 
füllung der Partpitagsbeschlüsse noch schneller in die Breite zu 
tragen. Wie in allen BDP-Bereichen', so gibt es auch im Bezirk 
Halle eine gar nicht kleine Anzahl von Kollektiven, die ihre Be¬ 
zeichnung Schrittmacherkollektiv täglich neu unter Beweis stel¬ 
len. Das am 1. Mai 1986 mit dem Orden „Banner der Arbeit — 
Stufe IN" ausgezeichnete Kollektiv des Postamtes Großkorbe¬ 
tha (PFA Weißenfels) steht hier nur als Beispiel für viele an¬ 
dere, die sich unmittelbar nach dem XI. Parteitag der SED zu 
höheren Leistungen verpflichteten. Dieses Kollektiv erfüllte 
nicht nur stets alle TWK, sondern das y Streben nach ausgezeich¬ 
neter Qualitätsarbeit bestimmt alle Handlungsweisen der Kol¬ 
lektivmitglieder. Bewährte Wettbewerbsformen wie „Meine De¬ 
vise: Stets freundliche, und fachgerechte Bedienung", „Berufs¬ 
bester", „Konto 25 000 bzw. 10 000" und andere werden wir in¬ 
haltlich noch besser ausgestalten, um dem Anliegen der fehler¬ 
freien Arbeit noch wirksamer zu entsprechen. Die Wirksamkeit 
der Leistungsvergleiche und Erfahrungsaustausche zu verbes¬ 
sern, ist unmittelbares Anliegen unserer Leitungstätigkeit auf 
dem Gebiet der Wettbewerbsführung. Besondere Aufmerksam¬ 
keit wird auch weiterhin den Jugendkollektiven gehören. 

Die weitere Verbesserung 

der Arbeits- und Lebensbedingungen 

Die Verwirklichung der Hauptaufgabe schließt ein, das Lebens¬ 
niveau der Beschäftigten auch am Arbeitsplatz - .also die Ar¬ 
beitsbedingungen - spürbar weiter zu verbessern. Das „Pro¬ 
gramm" der BDP und des BV der IGTN zur Entwicklung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post im Fünf jahrplanzeitraum 1986 bis 1990" enthält dazu 
eine Vielzahl konkreter Aufgaben, die es mit großer Zielstrebig¬ 
keit zu verwirklichen gilt. Wir sehen es dabei als wichtig an, 
nicht nur quantitative Veränderungen zu erreichen (z. B. die 
Zahl der an der Pausen-, Mittags- und Nachtschichtversorgung 
teilnehmenden Mitarbeiter zu erhöhen) - vordergründig gilt es, 
überall spürbare Qualitätsverbesserungen zu erreichen. Am ge¬ 
nannten Beispiel bedeutet dies, die Qualität z. B. der Nacht¬ 
schichtversorgung zu erhöhen oder Wahlessen überall dort an¬ 
zubieten, wo die Voraussetzungen gegeben sind. Auch die Um¬ 
gestaltung von Arbeitsplätzen nach den Grundsätzen der WAO 
muß so geplant werden, daß im Ergebnis vor den Mitarbeitern 
wirklich anerkannte Verbesserungen der Arbeitsumwelt stehen. 
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Parteibeschlüsse und Rechtsentwicklung 
im Post- und Fernmeldewesen 


Von Direktor Dr. jur. HEINZ BÄCKER, wiss. Mitarbeiter am ISW PF, Berlin 


Auf dem XI. Parteitag der SED hat Genosse Erich Honecker dar¬ 
auf hingewiesen, daß seit dem X. Parteitag der SED entschei¬ 
dende Gesetze zur Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft verabschiedet worden sind. Das gilt auch für das 
Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen vom 29. November 
1986. Im Zusammenhang mit der Durchführungsverordnung 
und weiteren 18 Anordnungen ist eine Erneuerung des Post- 
und Fernmelderechts des sozialistischen Staates erreicht wor¬ 
den. 

Das Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen vom 3. April 
1959 hatte sich in mehr als 25 Jahren Geltung bewährt. Deshalb 
ist daran zu erinnern, daß sein Inhalt und die Folgebestimmun¬ 
gen maßgebend von den Beschlüssen des V. und des 
VI. Parteitages der SED bestimmt worden waren. Im übrigen 
war es das erste Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen, 
das die Zersplitterung des Post- und Fernmelderechts überwun¬ 
den hat - eine Errungenschaft in der Rechtsentwicklung des 
Post- und Fernmeldewesens der sechziger Jahre. Das Gesetz 
vom 29. November 1985 hat diese Einheit selbstverständlich 
beibehalten und Bewährtes, weiterhin die Entwicklung Fördern¬ 
des vertieft und vervollkommnet. 


Zugehörigkeit zur sozialistischen 

Rechtsordnung - Zusammenhang mit anderen Gesetzen 

Die der Volkskammer vorgelegte Begründung des neuen Geset¬ 
zes über das Post- und Fernmeldewesen enthält die wichtige 
Erklärung der Übereinstimmung mit dem einheitlichen soziali¬ 
stischen Rechtssystem. In diesem Zusammenhang werden das 
Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen in der DDR, das Zi¬ 
vilgesetzbuch der DDR und das Vertragsgesetz genannt. 

• Gemäß § 5 Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen wer¬ 
den insbesondere Pflichten der Bezirksdirektionen der Deut¬ 
schen Post zur Zusammenarbeit mit den örtlichen Staatsorga¬ 
nen begründet. Auf dem XI. Parteitag der SED ist die Zusam¬ 
menarbeit der Volksvertretungen, Betriebe und Einrichtungen 
mit dem Ziel verbunden worden, die Möglichkeiten der Territo¬ 
rien für Leistungswachstum und Bürgerwohl noch intensiver zu 
nutzen. 

• Die Verweisung des § 231 Zivilgesetzbuch der DDR auf das 
Gelten der für die Beförderung von Postsendungen sowie für 
die Übertragung von Nachrichten bestehende^ Rechtsvor¬ 
schriften ist-seit 1974 bedeutungsvoll für die Rechtsentwicklung 
im Post- und Fernmeldewesen. Denn soweit besondere Rechts¬ 
vorschriften dafür nicht erlassen worden sind, gelten für die Be¬ 
ziehungen der Deutschen Post, an denen Bürger beteiligt sind, 
die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches. Beispielsweise ver¬ 
jähren gemäß § 30 Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen 
Schadenersatzansprüche aus dem Postzahlungsverkehr nicht 
innerhalb von sechs Monaten, wie das bei Postsendungen auf¬ 
grund der Bestimmungen des § 29 zutrifft, sondern zugunsten 
der Bürger gemäß § 474 Zivilgesetzbuch in vier Jahren. Die mit 
dem Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen hergestellte 
Übereinstimmung mit den allgemein geltenden Verjährungsvor¬ 
schriften für den Geld- und Zahlungsverkehr bewirkt somit vor 
allem bei Bürgern die vom XI. Parteitag der SED hervorgeho¬ 
bene Gewißheit der Rechtssicherheit und der gleichen Rechte 
auch im Verhältnis zu staatlichen Einrichtungen und zu Betrie¬ 
ben. 

• Das Vertragsgesetz regelt in § 1 Absatz 2 die Anwendung 
spezieller Rechtsvorschriften, soweit aufgrund der Besonder¬ 
heiten bestimmter Kooperationsbeziehungen solche erlassen 
worden sind. Die Teilnahme von Wirtschaftseinheiten am öf¬ 
fentlichen Post- und Fernmeldeverkehr wird somit durch das 
Post- und Fernmelderecht geregelt, doch kommt allgemein gel¬ 


tendes Wirtschaftsrecht zur Anwendung, wenn spezielle 
Rechtsvorschriften nicht erlassen worden sind. 


Zentrale Leitung und Planung durch den Ministerrat 

Der XI. Parteitag der SED kündigte die Überarbeitung des Ge¬ 
setzes über den Ministerrat an, da die Anforderungen an des¬ 
sen Koordihierungsfunktion zunehmen. Dementsprechend ent¬ 
hält das Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen erstmalig 
in einem Gesetz in § 3 die Regelung, daß Grundfragen der zen¬ 
tralen Leitung und Planung des Post- und Fernmeldewesens 
durch den Ministerrat entschieden werden. Das Statut des Mi¬ 
nisteriums für Post- und Fernmeldewesen, das unverändert in 
Kraft ist, geht von der Leitung des Post- und Fernmeldewesens 
durch das Ministerium und der Verantwortung des Ministers 
aus. Er ist auch der Leiter der staatlichen Kommission für Fern¬ 
meldenetze und wird bei der Koordinierung der Fernmelde¬ 
netze anderer Staatsorgane und der Sicherung der Zusammen¬ 
arbeit dieser Netze mit dem Fernmeldenetz der Deutschen Post 
im Auftrag des Ministerrates tätig; denn der Ministerrat be¬ 
schließt z. B. auch die Grundsätze zur Konzipierung, Entwick¬ 
lung und optimalen Gestaltung sowie zum Errichten und Betrei¬ 
ben von Fernmeldenetzen in der DDR. 


Ausprägung des demokratischen Zentralismus 

Die zentrale Leitung und Planung des Post- und Fernmeldewe 
sens wird mit der Einbeziehung insbesondere der Bürger in die 
Leitung der Deutschen Post auf vielfältige Weise durch be¬ 
wußtes Mitwirken an der ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
des Post- und Fernmeldeverkehrs verbunden. Das Gesetz über 
das Post- und Fernmeldewesen vertieft die Wirksamkeit des de¬ 
mokratischen Zentralismus. 

• Hervorzuheben ist die neue rechtliche Gestaltung des alleini¬ 
gen Rechts der Deutschen Post zur Durchführung des Nach¬ 
richtenverkehrs und ihre darauf beruhende Verkehrspflicht. 
Letztere umfaßt nunmehr das Erbringen hochwertiger Leistun¬ 
gen sowie die Sicherung und Verbesserung des Leistungsange¬ 
botes und der Leistungsfähigkeit der Deutschen Post entspre¬ 
chend den Anforderungen der entwickelten sozialistischen Ge¬ 
sellschaft. Das demokratische Element im Post- und Fernmel¬ 
deverkehr wird in hohem Maße durch die Mitwirkung bei der 
Teilnahme an den Post- und Fernmeldediensten, also im direk¬ 
ten Zusammenwirken der Deutschen Post mit den Absendern 
von Postsendungen und Nachrichten verwirklicht. Die Direktive 
des XI. Parteitages der SED zum Fünfjahrplan für die Entwick 
lung der Volkswirtschaft in den Jahren 1986 bis 1990 fordert 
eine solche Verbesserung des Kundendienstes an den Post¬ 
schaltern und die Sicherung kurzer Laufzeiten sowie die Erwei¬ 
terung der Empfangsmöglichkeiten für die Hör- und Fernseh- 
Rundfunkprogramme der DDR. 

• Die Beratung des Teilnehmers am Post- und Fernmeldever¬ 
kehr und dessen Auswahl von Leistungen und Zusatzleistungen 
gemäß den Bestimmungen der Anordnungen zum Gesetz über 
das Post- und Fernmeldewesen machen bewußt, daß diese zen¬ 
tral geleiteten Verkehrsprozesse auf der örtlichen Ebene nach 
Angebot der Leistung sowie deren Annahme (Vertrag) Überein¬ 
stimmung erfordern. Wenn dadurch eine hohe Disziplin der 
Verkehrsteilnehmer und des Trägers des Post- und Fernmelde¬ 
verkehrs Deutsche Post erreicht wird, können Konflikte, z. B. 
Schaden und dessen Ersatz, immer mehr zurückgedrängt wer¬ 
den. Dies erhöht die Effektivität des Post- und Fernmeldever¬ 
kehrs und auch die politischen und ökonomischen sowie die 
persönlichen Beziehungen der Teilnehmer am Post- und Fern- 


Dtsch. Post 31 (1986) 5 


187 



meldeverkehr, die Leistungen der Deutschen Post in Anspruch 
nehmen. 

• Das auf dem XI. Parteitag der SED vom Genossen Erich Hon¬ 
ecker ausgesprochene verpflichtende Gebot für jeden, der in 
unserem Staat Verantwortung trägt, Vorschläge und kritische 
Hinweise der Bürger zu beachten und ihre berechtigten Interes¬ 
sen zu wahren, wird nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über das Post- und Fernmeldewesen exakt verwirklicht 

- im Rechtsmittelverfahren gemäß § 33 

- im gerichtlichen Verfahren oder im Verfahren vor dem Staat¬ 
lichen Vertragsgericht gemäß § 34 

- gemäß den Bestimmungen des Eingabengesetzes vom 
19. Juni 1975. 

Diese Hinweise machen deutlich, daß der demokratische Zen¬ 
tralismus keineswegs auf Eingaben, die aber nicht nur Be¬ 
schwerden, sondern auch Vorschläge, Hinweise und Anliegen 
sind, eingeschränkt werden darf. Die Beschwerdetatbestände 
des S 33 Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen sehen ein 
Beschwerdeverfahren vor, dessen exakte gesetzliche Ausge¬ 
staltung infolge des Gesetzes über die Neufassung von Rege¬ 
lungen über Rechtsmittel gegen Entscheidungen staatlicher Or¬ 
gane vom 24. Juni 1971 eine Prüfung von Einzelentscheidungen 
und Maßnahmen der Leiter der Organisationseinheiten der 
Deutschen Post in zwei Instanzen vorschreibt. Die als Rechts¬ 
mittel eingelegten Beschwerden sind wie Eingaben auszuwer¬ 
ten, zumal mit der Beschwerderegelung Zuständigkeiten für die 
Streitentscheidungen durch die Gerichte oder das Staatliche 
Vertragsgericht ausgeschlossen werden. 

• Die im Zusammenhang mit der politischen Verantwortung für 
die Anliegen der Menschen auf dem XI. Parteitag der SED ge¬ 
forderte verantwortungsbewußte Klärung an Ort und Stelle, 
also unbürokratisch auf örtlicher Ebene, ist in § 20 Gesetz über 
das Post- und Fernmeldewesen gesetzlich verwirklicht worden. 
Das Recht der Deutschen Post zur Mitnutzung von Grundstük- 
ken und zur Einhaltung von Nutzungsbedingungen auf benach¬ 
barten Grundstücken wird mit den Berechtigten an solchen 
Grundstücken vereinbart und kann nur unter der Vorausset¬ 
zung, daß die Aufgaben der Deutschen Post sonst nicht oder 
nur mit nachweisbar höherem volkswirtschaftlichen Aufwand 
wahrgenommen werden können, vom zuständigen Rat des 
Kreises angeordnet werden. Die an die Stelle des bisher einsei¬ 
tig erteilten Nutzungsbescheides getretene Vereinbarung der 
Mitnutzung oder des Einhaltens von Nutzungsbedingungen be¬ 
wirkt auch die Entscheidung an Ort und Stelle, wenn die Verein¬ 
barung nicht zustande kommt. Der Anordnung der Mitnutzung 
aus übergeordnetem gesellschaftlichem Interesse durch das 
Fachorgan des Rates des Kreises kann ebenfalls mit dem 
Rechtsmittel der Beschwerde begegnet werden, über die der 
Vorsitzende des Rates des Kreises endgültig entscheidet. Der 
Rechtslage entsprechend wird die Sachentscheidung vor Ort 
getroffen. 


Souveräne Gleichheit der Staaten auf dem 
Gebiet des Post- und Fernmeldewesens 
und alleiniges Recht der Deutschen Post 

Die Sicherung des Post- und Fernmeldewesens und des Post- 
und Fernmeldeverkehrs auf dem Hoheitsgebiet der DDR ist ein 
wesentlicher Teil der Souveränität des sozialistischen Staates. 
Der Minister für Post- und Fernmeldewesen sichert die Post- 
und Fernmeldehoheit der DDR in Zusammenarbeit mit den Mi¬ 
nistern und den Leitern anderer zuständiger zentraler Staatsor¬ 
gane. Auch in dieser Hinsicht Besteht Übereinstimmung mit 
dem Statut des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen, in 
dessen § 2 Absatz 1 eine gleichlautende Rechtspflicht des Mini¬ 
sters für Post- und Fernmeldewesen begründet worden ist; 
diese wurde durch das neue Gesetz über das Post- und Fern¬ 
meldewesen weiter ausgestaltet. 

• Andere als die nach dem Gesetz über das Post- und Fernmel¬ 
dewesen dazu Berechtigten dürfen in der DDR keinen Post- und 
Fernmeldeverkehr betreiben. 

• Der Minister für Nationale Verteidigung, die Minister der an¬ 
deren Schutz- und Sicherheitsorgane und der Leiter der Zollver¬ 
waltung der DDR sind gemäß § 6 Gesetz über das Post- und 
Fernmeldewesen berechtigt, in eigener Zuständigkeit Nachrich¬ 


tenverkehr und den Vertrieb von Presseerzeugnissen vorzuneh¬ 
men. 

• Andere Staatsorgane, Wirtschaftseinheiten und Bürger sind 
verpflichtet, am öffentlichen Post- und Fernmeldeverkehr teilzu¬ 
nehmen, den die Deutsche Post unterhält (alleiniges Recht). 

• Soweit es sich nicht um genehmigungsfreie Nachrichtenbe¬ 
förderung gemäß § 17 oder um das genehmigungsfreie Errich¬ 
ten und Betreiben von leitungsgebundenen Fernmeldeanlagen 
oder Funkanlagen zur Fernsteuerung von Spielzeug gemäß § 16 
Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen handelt, dürfen 
Post- und Fernmeldeanlagen für einen nichtöffentlichen Post- 
und Fernmeldeverkehr nur mit Genehmigung des zuständigen 
Leiters der Organisationseinheit der Deutschen Post errichtet 
und betrieben werden (Einzelentscheidung). 

• Der internationale Post- und Fernmeldeverkehr erfordert die 
Wahrnehmung der Souveränität des sozialistischen Staates auf 
dem Gebiet des Post- und Fernmeldewesens in besonderem 
Maße, da er die Staatsgrenze überschreitet und gemäß § 9 
Grenzgesetz vom 25. März 1982 nur auf der Grundlage völker¬ 
rechtlicher Verträge und nach den Rechtsvorschriften stattfin¬ 
den darf. Das Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen ver¬ 
weist in seinem Geltungsbereich auf völkerrechtliche Verträge, 
die für die DDR in Kraft sind, und regelt in § 2 die Post- und 
Fernmeldehoheit des sozialistischen Staates erstmalig gesetz¬ 
lich. 

Daraus folgt: 

• Die Post- und Fernmeldehoheit ist ein Souveränitätsrecht der 
DDR und wird im Auftrag der Arbeiterklasse und der mit ihr ver¬ 
bündeten Klasse der Bauern und den anderen Schichten des 
werktätigen Volkes durch das zuständige Organ des Ministerra¬ 
tes, das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen, wahrge¬ 
nommen. 

• Das alleinige Recht der Deutschen Post zur Nachrichtenbe¬ 
förderung und zur Nachrichtenübertragung sowie zum Vertrieb 
von Presseerzeugnissen ist die Ausübung eines staatlichen 
Rechts, dessen Verwirklichung von den eigenen Zuständigkei¬ 
ten des Ministers für Nationale Verteidigung und der Minister 
der anderen Schutz- und Sicherheitsorgane sowie des Leiters 
der Zollverwaltung der DDR begrenzt wird. In deren Verantwor¬ 
tungsbereich tätige staatliche Machtorgane, insbesondere die 
Nationale Volksarmee, die Grenztruppen der DDR, die anderen 
Schutz- und Sicherheitsorgane und die Zollverwaltung der 
DDR, arbeiten auf der Grundlage von Rechtsvorschriften, Ver¬ 
einbarungen und Verträgen mit der Deutschen Post zusammen. 

• Das alleinige Recht wird von der Deutschen Post als einer 
staatlichen Einrichtung ausgeübt. Es ist gesetzlich von der ge¬ 
nehmigungsfreien Nachrichtenbeförderung und dem genehmi¬ 
gungsfreien Errichten und Betreiben leitungsgebundener Fern¬ 
meldeanlagen und Funkanlagen zur Übertragung von Steuerim¬ 
pulsen für Spielzeuge abgegrenzt; letztere bedürfen einer Her¬ 
stellungsgenehmigung. Innerhalb der dargelegten gesetzlichen 
Abgrenzungen treffen die zuständigen Leiter der Organisations¬ 
einheiten der Deutschen Post verwaltungsrechtliche Einzelent¬ 
scheidungen gemäß den Bestimmungen der §§ 12 und 13 Ge¬ 
setz über das Post- und Fernmeldewesen und der Durchfüh¬ 
rungsverordnung - Genehmigung zum Fernmeldeverkehr -. In 
weiteren Folgebestimmungen (Anordnungen) ist diese vervVal- 
tungsrechtliche Befugnis ausgestaltet und mit Einzelmaßnah¬ 
men, u. a. dem Erteilen von Auflagen, verbunden worden. 

In diesem Zusammenhang hat der Begriff der Öffentlichkeit ei¬ 
nen neuen Inhalt bekommen, der nicht mehr von der Zugäng¬ 
lichkeit der Anlagen durch die Öffentlichkeit oder der Zweckbe¬ 
stimmung „für die Öffentlichkeit" ausgeht, sondern vom Zu¬ 
sammenschalten mit Fernmeldeanlagen der Deutschen Post 
zwecks Teilnahme an den von dieser auszuführenden Diensten. 
Die Parteibeschlüsse und die korrelativ dazu vor sich gehende 
Rechtsentwicklung sind Ausdruck und gesellschaftliche Er¬ 
scheinung der führenden Rolle der Partei der Arbeiterklasse. 
Sie beruht auf der wissenschaftlichen Analyse der objektiv wir¬ 
kenden sozialistischen Entwicklungsgesetze. Die führende 
Rolle der Partei der Arbeiterklasse wird sowohl durch die Abge¬ 
ordneten bei der Gesetzgebung verwirklicht als auch bei deren 
Vorbereitung durch das Umsetzen der Erkenntnis des wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus in die künftigen Rechtsvorschriften. 
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Stete Einsatzbereitschaft der Kraftfahrzeuge - 
Voraussetzung zu höheren Leistungen 


Von Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. SIEGFRIED SCHOLZ, Leiter des Postfuhramtes Berlin 


Im Fünfjahrplanzeitraum 1981 bis 1985 ist es den Mitarbeitern 
des Postfuhramtes Berlin gelungen, die gestiegenen Beförde¬ 
rungsanforderungen mit gesunkenem absoluten und spezifi¬ 
schen Aufwand zu gewährleisten. Welche Ergebnisse konnten 
erreicht werden? 

- Die Fahrkilometer der Kraftfahrzeuge wurden um 8,6 Prozent 
verringert. 

- Per spezifische Kraftstoffverbrauch wurde um 6,2 Prozent ge¬ 
senkt, obwohl der Anhängereinsatz zugenommen hat. 

- Die Fahrkilometer für Anhänger stiegen um 38 Prozent. 

- die Grundmittel wurden intensiver genutzt. Die Anzahl der 
Kraftfahrzeuge wurde um 10,3 Prozent verringert; die Anzahl 
der Anhänger erhöhte sich lediglich um 7,8 Prozent. 

Mit der Direktive des XI. Parteitages der SED zum Fünfjahrplan 
für die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 
1986 bis 1990 erhielt das Post- und Fernmeldewesen erneut 
wichtige Aufgaben übertragen. Besonders bedeutungsvoll für 
uns sind unsere Beiträge zum Wohnungsbauprogramm, dem 
Kernstück unserer Sozialpolitik, und zur weiteren Gestaltung 
der Hauptstadt der DDR, Berlin, als sozialistische Metropole. 
Hierfür werden neue postalische Einrichtungen geschaffen. Die 
Beförderungsleistungen zu und von den bisherigen und neuen 
Postämtern sind größtenteils Aufgabe der Mitarbeiter des Post¬ 
fuhramtes Berlin. Weiterhin haben wir in diesen Gebieten zahl¬ 
reiche Briefkästen aufzustellen, zu erhalten und zu leeren. Im 
Jahr 1985 wurden durch unsere Mitarbeiter beispielsweise 
mehr als 660 000 Briefkastenleerungen ausgeführt. 

Wie wollen wir die erhöhten 
Leistungsanforderungen bewältigen? 

Die planmäßigen Leistungssteigerungen erfordern künftig eine 
noch intensivere Nutzung unseres wichtigsten Arbeitsmittels, 
des Kraftfahrzeuges. Seine intensive Nutzung-setzt jedoch eine 
weitere Erhöhung der Einsatzbereitschaft voraus. Diese wird 
durch die vorbeugenden Instandhaltungsmaßnahmen und die 
Qualität der Instandsetzungsmaßnahmen beeinflußt (Bild 1). 
Sehr wichtig ist aber auch das subjektive Fahrverhalten der 
Kraftfahrer. Schwerpunkte der politisch-ideologischen Arbeit 
mit den Kraftfahrern stellen daher deren umfassende Bildung, 
Erziehung und Aufklärung dar. Dabei muß das Verantwortungs¬ 


Bild 1 Vorbeugende Instandhaltungsmaßnahmen verringern den Instandset¬ 
zungsaufwand. 



bewußtsein der Kraftfahrer für das anvertraute hochwertige 
Grundmittel noch zunehmen; denn der jährlich um rd. 140 000 
Kfz anwachsende Kraftfahrzeugbestand in der DDR und die 
weitere Verkehrsentwicklung auf den Straßen stellen künftig 
noch höhere Anforderungen an Ordnung, Sicherheit und Flüs¬ 
sigkeit im Straßenverkehr durch jeden einzelnen Kraftfahrzeug¬ 
führer. Die bewährte Losung „Aufmerksam, rücksichtsvoll, dis¬ 
zipliniert - Ich bin dabei" ist zum Leitmotiv des bewußten Han¬ 
delns aller Verkehrsteilnehmer zu machen. Von jedem Kraft¬ 
fahrzeugführer wird u. a. erwartet, daß er 

- sich der übertragenen Verantwortung stets bewußt ist 

- die Rechtsvorschriften für den Straßenverkehr beherrscht 
und sie gewissenhaft einhält 

- immer dafür Sorge trägt, seine Fahrtüchtigkeit zu gewährlei¬ 
sten 

- stets seine Fahrweise den vorhandenen Bedingungen anpaßt 

- immer bemüht ist, sich weiterzubilden und regelmäßig an 
den Verkehrsteilnehmerschulungen teilzunehmen 

- nur mit einem verkdhrs- und betriebssicheren Fahrzeug fährt. 
Es muß zum Berufsstolz der Berufskraftfahrer gehören, im Stra¬ 
ßenverkehr stets Vorbild zu sein; denn sie sind die am besten 
ausgebildeten Verkehrsteilnehmer. Der verkehrserzieherischen 
Arbeit kommt schon deshalb besondere Bedeutung zu, weil rd. 
90 Prozent aller Verkehrsunfälle auf falsches Verhalten der Ver¬ 
kehrsteilnehmer zurückzuführen sind. Gute verkehrserzieheri¬ 
sche Arbeit im Postfuhramt Berlin führte zu folgender günstiger 
Entwicklung in der Anzahl der schuldhaft von Mitarbeitern des 
Amtes verursachten Verkehrsunfälle, bei denen die Deutsche 
Volkspolizei hinzuzuziehen war: 

Fahrkilometer je Verkehrsunfall 

1981: 22 Tkm 

1982: 396 Tkm 
1983: 262 Tkm 
1984:' 529 Tkm 

(ab 1984 veränderte Höhe des meldepflichtigen Sachschadens) 
1985: 1067 Tkm 

Die Wettbewerbsmethode „Wer fährt den billigsten Kilome¬ 
ter?" sowie der Kampf um den Titel „Berufsbester" und die Be 
teiligung an der Bewegung „Messe der Meister von morgen" 
(Bild 2) unterstützen das Ziel, die Einsatzbereitschaft der Fahr- 


Bild 2 MMM-Exponat „Transportable Montageeinrichtung für Motöre des 
Barkas B 1000 zur weiteren Verbesserung der Arbeitsbedingungen* 
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Bild 3 Einsatz moderner Diagnose¬ 
geräte für den Prüf- und Meßdienst 
im Postfuhramt Berlin (3 Aufn. Rie- 
chert, Berlin) 


zeuge zu erhöhen. Hauptkriterien beider Wettbewerbsformen 
im Postfuhramt Berlin sind 

- persönliche und kollektive Verantwortung der Kraftfahrer für 
die Kraftfahrzeuge 

- vorbildliches Fahrverhalten und vorbildliche Fahrweise 

- Senkung des spezifischen Kraftstoffverbrauchs 

- Senkung der außerplanmäßigen Reparaturkosten 

- ordnungsgemäße und r/egelmäßige Wartung und Pflege der 
Kraftfahrzeuge 

Erhöhung der Verkehrs- und Betriebssicherheit 
der Fahrzeuge 

Der Verkehrs- upd betriebssichere Zustand der Fahrzeuge bildet 
eine unabdingbare Voraussetzung für die höhere Einsatzbereit¬ 
schaft der Fahrzeuge sowie für die Verkehrsunfallverhütung. Im 
Verkehrssicherheitsprogramm der DDR wird festgestellt, daß 
rd. 3,5 Prozent der Verkehrsunfälle auf Mängel am Fahrzeug 
bzw. an der Ladung zurückzuführen sind. Die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen (StVO, StVZO) fordern daher vom Fahrzeughalter 
und -führer, ihren Pflichten zur ständigen Gewährleistung der 
Verkehrs- und Betriebssicherheit der Fahrzeuge gewissenhaft 
und verantwortungsbewußt nachzukommen. Aus dieser Ver¬ 
pflichtung leitet sich die Forderung ab, ein System der techni¬ 
schen Überprüfung für alle zugelassenen Fahrzeuge zu entwik- 
keln, um damit noch gezielter auf die Einsatzbereitschaft der 
Fahrzeuge einwirken zu können. So legt die Dienstanweisung 
2.9 (Kraftfahrwesen) verbindliche Vorschriften für die Pflege 
und Wartung der Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
der Deutschen Post fest. Die vorbeugenden Maßnahmen der 

- Pflege (manuelle oder mechanische Reinigung des Fahrzeug- 
äußeren und des Fahrzeuginneren einschließlich Konservie¬ 
rung) 

- Wartung (umfaßt alle Arbeitsgänge, die durch Kontrollieren 
und Einstellen, durch Ergänzen von Betriebsmitteln und Aus¬ 
wechseln kleinerer defekter Teile den natürlichen Verschleiß 
mindern und die Einhaltung der Bestimmungen über die Be¬ 
triebs- und Verkehrssicherheit gewährleisten) 

dienen unmittelbar der Erhaltung der Einsatzbereitschaft der 
Fahrzeuge (Bild 3). Die Pflegearbeiten werden im Postfuhramt 
Berlin sowohl von den Kraftfahrzeugführern als auch von den 
Mitarbeitern der Wasch- und Pflegehalle ausgeführt. Die Häu¬ 
figkeit der Pflegeleistungen ist von den Einsatzbedingungen der 
Fahrzeuge und den Witterungsbedingungen abhängig, wobei 


die Mindestanforderungen (Normative) eingehalten werden 
müssen. Zum Gewährleisten der Verkehrs- und Betriebssicher¬ 
heit aller Fahrzeuge haben sich im Postfuhramt Berlin nachste¬ 
hende technische Überprüfungen als zweckmäßig erwiesen: 

- Vorgesehene Funktionsproben und Kontrollen einschließlich 
der Vollzähligkeit des Zubehörs und der Ausrüstung (TD) 
durch den Kraftfahrzeugführer 

- Technische Kontrollen in vorgesehenen Wartungsintervallen 
nach entsprechenden Wartungsplänen durch Mitarbeiter der 
OWKw (TK) 

- Kontrollen zur Einhaltung der Bestimmungen des Umwelt¬ 
schutzes (z. B. Abgasprüfung) durch spezialisierte Mitarbei¬ 
ter der OWKw 

- Prüf- und Meßdienst zum rationellen Verbrauch von Diesel- 
und Vergaserkraftstoff durch spezialisierte Mitarbeiter der 
OWKw. 

Da auch bei uns das Erreichte noch nicht das Erreichbare ist, 
haben wir uns vorgenommen, 

- die Aktivitäten aller Werktätigen - insbesondere der Jugend¬ 
lichen - zur umfassenden Leistungssteigerung zu fördern 
und zum Tragen zu bringen 

- Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit zu gewährleisten 

- Normen für den Energieverbrauch einzuhalten und diesen zu 
senken (einschließlich stärkerer Einflußnahme auf den spezi¬ 
fischen Kraftstoffverbrauch, Einsatz kraftstoffverbrauchsgün¬ 
stiger Fahrzeuge, energie-ökonomische Fahrweise) 

- die Fahrzeuge - insbesondere die Anhänger - noch intensi¬ 
ver zu nutzen und dabei den betriebe- und verkehrssicheren 
Zustand zu garantieren 

- das Prinzip der fehlerfreien Arbeit weiterhin zielstrebig durch¬ 
zusetzen (insbesondere TWK des Kraftfahrwesens) 

- den Transportaufwand zu koordinieren und zu senken 

- optimierungswürdige Leistungen zu optimieren (unter Einsatz 
moderner Rechentechnik) 

- die Neuerer- und MMM-Bewegung planmäßig zu entwickeln 

- die Technologie und Organisation der Pflege-, Wartungs- und 
Reparaturprozesse optimal zu gestalten (einschließlich Spe¬ 
zialisierung) 

- die für Pflege-, Wartungs- und Reparaturarbeiten an Fahr¬ 
zeugen eingesetzten Mitarbeiter (einschließlich Kraftfahrer) 
den Erfordernissen entsprechend zu qualifizieren 

- das sich weiter entwickelnde Verantwortungsbewußtsein der 
Kraftfahrer für die Betriebs- und Verkehrssicherheit der .an¬ 
vertrauten Fahrzeuge durch verbesserte Bereitstellung von 
Ausstattungsgegenständen und Werkzeug zu unterstützen. 
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Wirkung des Beitrags für 
gesellschaftliche Fonds 
im Kombinat Fernmeldebau 

Von Hauptrat Finanzwirtschaftler, Dipl.-Ing.-Ök. JOACHIM 
HANKE, 

Hauptbuchhalter im Kombinat Fernmeldebau, Berlin 


Inhalt des Beitrags für gesellschaftliche Fonds 

In konsequenter Verwirklichung der Beschlüsse der Partei der 
Arbeiterklasse wird das materielle und kulturelle Lebensniveau 
des Volkes kontinuierlich verbessert. Dazu werden in zuneh¬ 
mendem Maße gesellschaftliche Fonds benötigt. Die beim 
Staatshaushalt zu konzentrierenden gesellschaftlichen Fonds 
sind die Mittel für die Reproduktion der Arbeitskraft. Mit ihnen 
werden zur Wahrung einer einheitlichen Wirtschafts- und So¬ 
zialpolitik die gesellschaftlichen Aufgaben finanziert. Die Mittel 
für die Reproduktion der Arbeitskraft entstehen durch die Ar 
beit der Werktätigen in den Betrieben und Kombinaten. Sie 
sind in den Kosten zu planen und als „Beitrag für gesellschaftli¬ 
che Fonds" an den Staat abzuführen. 


Funktionen des Beitrags 

für gesellschaftliche Fonds (BgF) 

Mit dem BgF wird erstmals in der Volkswirtschaft der DDR eine 
ökonomische Kategorie wirksam, die entsprechend den Ent¬ 
wicklungsbedingungen wesentlich zur ökonomischen Strategie 
der SED beitragen wird. Auf der Grundlage der mit der VO vom 
14. April 1983 formulierten Regelungen erfüllt der BgF folgende 
Funktionen: 

- Die lebendige Arbeit wird entsprechend ihrer volkswirtschaft¬ 
lichen Bedeutung höher bewertet. Für je 1,- M Lohnfonds 
gehen in die Kosten der Betriebe und Kombinate zusätzlich 
0,70 M BgF ein. 

- Mit der höheren Bewertung der lebendigen Arbeit wird ein¬ 
deutig auf eine immer effektivere Nutzung des gesellschaftli 
chen Arbeitsvermögens orientiert. Damit verbunden ist eine 
Förderung der sozialistischen Rationalisierung. 

- Der BgF als Teil der Selbstkosten verändert den Ausweis des 
Nutzeffekts von Intensivierungsmaßnahmen, beeinflußt die 
Eigenerwirtschaftung der Mittel, die Preisgestaltung und die 
Arbeit mit den Kosten und trägt so auf vielfältige Weise zur 
Vervollkommnung der Wirtschaftlichen Rechnungsführung 
bei. 

- Mit der Pflicht zur Planung und Abführung des BgF werden 
die Planmäßigkeit der Fondsbildung und die Kontinuität der 
Bereitstellung finanzieller Mittel gesichert. Dies ist Ausdruck 
der Verbindung von wirtschaftlicher Tätigkeit der Betriebe 
und Kombinate einerseits und der gesicherten Durchsetzung 
unserer Sozialpolitik andererseits. 


Planung und Abrechnung 

Der BgF ist in den Kombinatsbetrieben in Höhe von 70 Prozent 
des geplanten Lohnfonds zu planen und als Bestandteil der Ko¬ 
sten der Eigenleistungen in den Finanzplan einzuordnen. Die 
tatsächlich monatlich abzuführende Summe wird auf der 
Grundlage des istlohnes ermittelt. Dadurch wirken sich Einspa¬ 
rungen an Arbeitszeit sowohl als Minderung des Lohnfonds als 
auch als Selbstkostensenkung beim BgF aus. Der BgF wird mo¬ 
natlich bis zum letzten Arbeitstag durch den Stammbetrieb im 
Einzugsverfahren von den Kombinatsbetrieben eingezogen und 
für das Kombinat Fernmeldebau (KF) an das MPF abgeführt. 


Ökonomische Wirkung des Beitrags 
für gesellschaftliche Fonds im KF 

Realisierung des Beitrags für gesellschaftliche Fonds 
über die gesetzlichen Preise 

Im Zuge der planmäßigen Industriepreisänderung sind ab 1. Ja¬ 
nuar 1986 Industrieabgabepreise für Projektierungsleistungen, 
Fernmeldebauieistungen und Leistungen der Ortswerkstätten 
für Kraftfahrzeuge wirksam, in denen der BgF als Kostenele¬ 
ment einkalkuliert ist. Das Erwirtschaften des vom KF zu erbrin¬ 
genden BgF ist damit unmittelbar von der Leistungsentwick¬ 
lung abhängig. Steigende Leistungen bei gleichen oder weni¬ 
ger Arbeitskräften führen zu ökonomischen Vorteilen, weil der 
BgF mit den Leistungen entsteht, jedoch in Abhängigkeit vom 
Istlohnfonds abzuführen ist. Steigende Arbeitsproduktivität 
wird also künftig zu einem schnelleren Zuwachs an Nettoge¬ 
winn führen. 

In den gegenwärtig gültigen Preisen für Rationalisierungsmittel 
und Leistungen der übrigen Werkstätten sowie für wissen¬ 
schaftlich-technische Leistungen ist der BgF noch nicht berück¬ 
sichtigt. Eine Veränderung der Preisvorschriften ist vorgesehen. 

Wirkungen auf Selbstkosten und Gewinn 

Mit der'Einführung des BgF steigt das Kostenvolumen an, wäh¬ 
rend das Betriebsergetfhis sinkt. Im KF wird intern das Kosten- 
Nutzen-Verhältnis durch das Verhältnis der Kosten der Eigenlei¬ 
stungen zu den Eigenleistungen gemessen und dargestelit. Der 
Kostensatz steigt. Mit dem BgF kommt es zu einer Korrektur 
des Kostensatzes auf die volkswirtschaftlich richtige Größe. 
Die für einen Montagebetrieb typische Kostenstruktur als Aus 
druck einer sehr lohnintensiven Produktion bringt nunmehr 
noch wesentlich deutlicher die Kostenanteile für den Einsatz 
des betrieblichen Arbeitsvermögens zum Ausdruck (Kosten¬ 
struktur/Angaben in Prozent/, erste Zahl ohne BgF, zweite Zahl 
mit BgF) 

- Produktionsverbrauch 33 - 25 

- Lohn und lohnabhängige Kosten 60 - 70 

- übrige Kosten 7-5 

- Selbstkosten der Eigenleistungen 100 - 100 

Der BgF führt weiterhin zu einer Erhöhung der von den Kombi¬ 
natsbetrieben abzuführenden Kombinatsumläge. In Abhängig¬ 
keit von dem für Kombinatsfunktionen eingesetzten Lohnfonds 
sind auch die Anteile für den BgF der Kombinatsieitung von den 
Kombinatsbetrieben zu erwirtschaften und abzuführen. Damit 
wird verstärkt auf die Notwendigkeit der Rationalisierung von 
Leitung und Verwaltung aufmerksam gemacht. 

Das absolut verminderte Volumen des Nettogewinns muß das 
Bemühen der Kombinatsbetriebe um ihre Rentabilität erhöhen. 
Die planmäßige Erwirtschaftung und Abführung der Nettoge¬ 
winnung erfordert deshalb eine kontinuierliche Produktion und 
permanente Kontrolle der Kostenentwicklung. 

Veränderungen in der Bewertung der Einsparung von 
Arbeitszeit 

Die durch den BgF begründete höhere Bewertung der gesell¬ 
schaftlichen Arbeit führt zwangsläufig zu einer veränderten 
Nutzungsrechnung. Beim Ermitteln des ökonomischen Nutzens 
für Maßnahmen des Planes Wissenschaft und Technik sind die 
Kosteneinsparungen an BgF zu berücksichtigen. Das gilt auch 
beim Ermitteln des Nutzens von Neuerungen. Hierzu heißt es in 
der AO Nr. 2 v. 22. Dezember 1983 über die Ermittlung des Nut¬ 
zens zur Vergütung von Neuerungen und Erfindungen (GBl. I 
Seite 432): „§ 1 (1) - Die Einsparung von Arbeitszeit ist an der 
Kosteneinsparung für Grund- und Hilfslohn sowie für Lohnzu¬ 
schläge zu messen. Zu der ermittelten Kosteneinsparung für 
Grund- und Hilfslohn ist ein Zuschlag in Höhe von 70 Prozent 
hinzuzurechnen." 

Diese AO tritt in Übereinstimmung mit dem Geltungsbereich 
der VO über den BgF in Kraft und gilt für das KF ab 1. Januar 
1986. Beim Einsparen an Arbeitszeit ist folgende Nutzensbe¬ 
rechnung vorzunehmen: 

Einsparung Lohnfonds + 25 Prozent lohnabhängige Gemeinko¬ 
sten + 70 Prozent Kosten für BgF. 
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Auswirkungen auf die Bewertung der Bestände an un¬ 
fertigen Leistungen 

Die Bestände an unfertigen Leistungen werden im KF zu Durch¬ 
schnittskosten je Produktionsstunde bewertet. Da der BgF in 
die Kosten eingeht, bewirkt er auch eine Steigerung der Durch¬ 
schnittskosten je Produktionsstunde und damit eine Erhöhung 
der Bestände an unfertigen Leistungen. Der sich aus nicht ver¬ 
kauften Produktionsstunden ergebende Bestand an unfertigen 
Leistungen steigt um rd. 35 Prozent. Dem wachsenden Bedarf 
an eigenen Umlaufmitteln, Umlaufmittelkrediten und Zinsko¬ 
sten muß durch einen beschleunigten Umschlag auf der Basis 
kürzerer Bauzeiten entgegengewirkt werden. Im Jahr der Ein¬ 
führung des BgF ist die Differenz aus der Umbewertung der Be¬ 


stände am 1. Januar wie eine Industriepreisänderung zu behan¬ 
deln und abzuführen. 
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Fünf Jahre Zentrale Technische Instandhaltung (ZTI) - 
fünf Jahre Rationalisierungsmittelbau 
für den Bereich der Funkdirektion 


Von Rat Ing. REINHARD OELSNER, Abteilungsleiter ZTI beim FuA Köpenick, Berlin 


Am 1. Mai 1986 bestand die Abteilung Zentrale Technische In¬ 
standhaltung (ZTI) beim Funkamt Köpenick fünf Jahre. In dieser 
Zeit entwickelte sie sich zu einem leistungsfähigen Partner für 
die Funkämter der Republik. Betrug der Leistungsumfang 1981 
„nur" 300 TM, so waren es 1985 bereits 1,7 Millionen Mark. 
Während der jetzt laufenden Plandiskussion hat sich das Kol¬ 
lektiv verpflichtet, 1987 Leistungen im Werte von zwei Millionen 
Mark zu erarbeiten. 

Eine wichtige Rolle bei der Leistungssteigerung nimmt der Ra¬ 
tionalisierungsmittelbau ein. Hierbei ist es gelungen, durch eine 
bessere Auftragsvorbereitung in technologischer Hinsicht die 
Fertigungszeiten von der Entwicklung bis zur Produktion auf 
zwei Jahre zu verkürzen. Von entscheidender Bedeutung ist da¬ 
bei, daß die Planung von wichtigen Bauteilen und Bauelemen¬ 
ten schon während des Musterbaus stattfindet. Damit konnten 
wesentliche Disproportionen in der Materialbereitstellung für 
die einzelnen Aufträge beseitigt werden. Im Rahmen des sozia¬ 
listischen Wettbewerbs verpflichteten sich die Entwickler und 
Technologen, die persönliche Verantwortung für das Erzeugnis 
bis zur Auslieferung an den Besteller zu übernehmen. Damit en¬ 
det die Verantwortung der Entwickler nicht schon wie bisher 
beim Musterbau. Hier nun einige Beispiele aus dem Produk¬ 
tionsprogramm der letzten Jahre: 

Für die Einführung des dritten und vierten Stereoprogramms in 
der Republik wurden ein Stereokoder entwickelt und 50 Koder 
produziert. Weiterhin sind für diese Koder Senderzusatzge¬ 
stelle entwickelt und gefertigt worden. Im Rahmen der ökono¬ 
mischen Strategie unserer Republik, durch Modernisierung der 
vorhandenen Grundfonds die Nutzungsdauer der Antagen zu 
erhöhen, wurden für die 10-kW-UKW-Sender vom Funkwerk 


Programmieren eines Steuersenders durch den Kollegen Jun 





Und hier gleicht Kollege Jun einen FM-Steuersender ab 


Köpenick neue Steuersender entwickelt und gefertigt. Die 
Grundidee für diese Steuersender stammt von einem Neuerer¬ 
kollektiv der Rundfunksendestelle Geyer. Das Unikat wurde 
vom Kollektiv der Abt. ZTI vervollkommnet und in die Fertigung 
übergeleitet. Bisher produzierten wir 65 dieser Steuersender. 
Sie sind volltransistorisiert und für vier Frequenzen program¬ 
miert. Beim Einsatz der Steuersender in den entsprechenden 
UKW-Sendern kam auch eine neue 200-W-Stufe zum Einsatz. 
Mit dieser Maßnahme konnte die Stabilität und Nutzungsdauer 
der Anlagen wesentlich erhöht werden (Bilder). 

Aber nicht nur der Rationalisierungsmittelbau und die Sender- 
instandsetzung sind Merkmale der Abt. ZTI. Hier gehört unbe¬ 
dingt noch die zentrale Meßgeräteplanung und Instandhaltung 
dazu, Durch das Erarbeiten von Meßgeräte-Regelausstattungs- 
listen für die einzelnen Funkdienste wurde begonnen, den Meß- 
gelUtepark zu vereinheitlichen. Die vorhandenen finanziellen 
Mittel können durch die zentrale Planung wesentlich effektiver 
eingesetzt werden. Hier einige Beispiele über den erreichten 
Stand: 

Seit September 1982 ist die Abt. ZTI Vertragswerkstatt des VEB 
Präcitronik Dresden für das Psophometer MV 71. Sämtliche in 
der DDR betriebenen Geräte dieses Typs werden nun bei uns 
instandgesetzt. Durch die Eigeninstandsetzung von Importgerä¬ 
ten war es möglich, die Stand- und Reparaturzeiten dieser Ge¬ 
räte wesentlich zu verkürzen und erhebliche Valutamittel einzu¬ 
sparen. Eine Voraussetzung dafür bildete das Einrichten eines 
zentralen Lagers von Bau- und Ersatzteilen für diese Geräte. 
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Kleingutsendung 



„Poststück" 

* 

KLEINE FACHGESPRÄCHE 


(5/1986. S. 193) 


Mitarbeiter Kürzlich habe ich mir die „Allgemeinen Bestimmun¬ 
gen" der neuen Post-Anordnung (Anordnung über den Post¬ 
dienst vom 28. Februar 1986. GBl. I Nr. 8 S. 69) etwas eingehen¬ 
der durchgelesen. Dabei fiel mir auf. daß im § 2, der die Arten 
der Postsendungen behandelt, unter den Kleingutsendungen 
neben den vier bekannten Sendungsarten Päckchen, Wirt¬ 
schaftspäckchen, Pakete und Wirtschaftspakete ein fünfter, mir 
völlig unbekannter Begriff aufgeführt ist: „Poststücke". Bedeu¬ 
tet dies, daß es seit dem 1. Mai 1986 - dem Tage des Inkrafttre¬ 
tens der Post-Anordnung - eine neue Art von Kleingutsendun¬ 
gen gibt? 

Dienststellenleiter: Ja und nein! Doch das muß ich Ihnen et¬ 
was näher erklären. „Ja" insofern, als Poststücke tatsächlich 
erst mit der neuen Post-Anordnung den Postsendungen - kon¬ 
kret den Kieingutsendungen - zugeordnet wurden. „Nein" an¬ 
dererseits, weil es die Beförderungsart als Poststück schon seit 
Jahrzehnten in dieser Form gibt. 

Mitarbeiter: Das verstehe ich noch nicht ganz. Ich arbeite nun 
schon bald acht Jahre in der Kleingutannahme, aber eine als 
„Poststück" bezeichnete Sendung habe ich noch nie gesehen. 
Dienststellenleiter: Das glaube ich Ihnen gern; damit können 
Sie auch hier in einem städtischen Annahmepostamt gar keine 
Befassung haben. Das Poststück ist eine Versandart, die aus¬ 
schließlich an den Landkraftpostdienst gebunden ist. Ich will 
das an einem Beispiel erläutern. Herr Müller in A-Dorf weiß, 
daß die Landkraftpostlinie, die täglich die Poststelle seines 


Wohnortes versorgt, auf der gleichen Fahrt auch den Ort D- 
Dorf berührt, in dem sein Schwager - nennen wir ihn Kret¬ 
schmer - wohnt, dem er einen Korb seiner frisch geernteten 
Birnen zukonrimen lassen möchte. Natürlich könnte er das so 
bewerkstelligen, daß er ihm ein oder mehrere Pakete schickt. 
Aber da die Postverbindung gerade so günstig ist, kann er das 
einfacher haben, indem er dem Fahrer der Landkraftpost den 
Korb „mitgibt" und mit seinem Schwager vereinbart, daß dieser 
die „Fracht" an der planmäßigen Haltestelle in D-Dorf am Post¬ 
auto abholt. Diese Beförderungsart, die den Bedürfnissen der 
Landbevölkerung entgegenkommt, bezeichnen wir als „Post¬ 
stückbeförderung". Natürlich ist deren Inanspruchnahme we¬ 
der an Verwandtschaftsverhäitnisse noch an den von mir ge¬ 
nannten Inhalt gebunden, wohl aber müssen sich Einlieferungs¬ 
und Empfangssteiie an derselben Landkraftpostiinie befinden. 
Mitarbeiter: Das heißt also, ein Umladen, eine Weiterbeförde¬ 
rung mit anderen Postverbindungen oder eine Zustellung kom¬ 
men nicht in Betracht? 

Dienststellenleiter: So ist es. Aus diesen Gründen ist es auch 
möglich, Poststücke bis zum Gewicht von 25 kg zuzulassen, 
während das Höchstgewicht für Pakete und Wirtschaftspakete 
auf 10 kg begrenzt ist. 

Mitarbeiter: Sind für Poststücke Zusatzleistungen möglich? 
Dienststellenleiter: Nein, das verbietet sich bei dieser verein¬ 
fachten Verfahrensweise von selbst. Außerdem muß ich darauf 
hinweisen, daß die Bestimmungen für die Beförderung von 


Vorrangiges Bearbeiten 
der Postsendungen 
mit der Zusatzleistung 
„Eilsendung" 

(5/1986, S. 193) 

Stellenleiter: Auf der Grundlage der Beschlüsse' des 
XI. Parteitages der sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
ist in allen Dienststellen des Post und Zeitungswesens eine 
Kampfatmosphäre zur uneingeschränkten qualitätsgerechten 
Bearbeitung der Postsendungen und insbesondere der Postsen¬ 
dungen mit der Zusatzleistung „Eilsendung" zu schaffen. Durch 
gezielte Maßnahmen der Ausbildung und Qualifizierung sind 
die anwendungsbereiten Kenntnisse der Mitarbeiter über die 
Grundsätze der Annahme, Beförderung und Aushändigung der 
Sendungen mit dieser Zusatzieistung zu festigen. Hierbei ist 
der Dienstunterricht schwerpunktmäßig für die Unterweisung 
zur qualitätsgerechten Arbeit mit diesen Sendungen zu nutzen. 
Mitarbeiter: Welche Besonderheiten sind beim Bearbeiten der 
Postsendungen mit der Zusatzleistung „Eilsendung" zu beach¬ 
ten? 

Stellenleiter: Grundsätzlich ist zu bemerken, daß diese Post¬ 
sendungen durch den Vermerk „Eilsendung" zu kennzeichnen 
und bei allen Bearbeitungsstellen vorrangig und unter konse¬ 
quenter Einhaltung der technologischen Disziplin zu bearbeiteh 
und weiterzuleiten sind. Bei geringem Aufkommen sind Eilbrief¬ 
sendungen stets in Vorrangbunde aufzunehmen, deren Vorbin¬ 
dezettei ebenso wie die Beutelfahne des Briefbeutels mit dem 
Klebezettel „Eilsendung/Expres" zu versehen sind, oder das 
Bund ist mit einem Streifen Rautenmusterpapier zu umwickeln, 
falls es Eilbriefsendungen, Luftpostbriefsendungen und/oder 
Bahnhofssendungen enthält. Sie sind mit den schnellsten Post¬ 
verbindungen abzubefördern. 


Mitarbeiter: Was versteht man unter vorrangiger Bearbeitung? 
Stellenleiter: Vorrangig bearbeitet heißt, daß beim Verteilen 
die Eilbriefsendungen von den anderen zu bearbeitenden Brief 
Sendungen auszusondern sind und der Tagesstempelabdruck 
bei Eilbriefsendungen in Kartenform neben der Freimachung 
und bei den übrigen auf der Rückseite abzudrucken ist. Darüber 
hinaus sind bei allen auf das Einlieferungs-Postamt folgenden 
Bearbeitungsstellen, wie BfVÄ, Bahnposten usw. alle Eilbrief¬ 
sendungen - außer Briefsendungen mit den Zusatzleistungen 
„Einschreiben" und „Eilsendung" sowie Postkarten und Grob¬ 
briefsendungen - auf der Rückseite mit dem Tages- oder Strek- 
kenstempel zu bedrucken. Das gilt auch für fehlgeleitete Eil¬ 
briefsendungen. Beim Bestimmungs-Postamt sind Eilbriefsen¬ 
dungen nach den Bestimmungen der DA 2.22 S 3 Abs. 2 mit 
dem Tagesstempel zu bedrucken. 

Mitarbeiter: Sind neben der vorrangigen Bearbeitung der Post 
Sendungen mit der Zusatzleistung „Eilsendung" auch be¬ 
stimmte Bearbeitungsstellen vorgesehen? 

Stellenleiter: Welche Verteilstellen bei den Ämtern mitwirken, 
richtet sich nach dem Sendungsaufkommen. Verteilstellen für 
Eilbriefsendungen können mit Einschreibstellen und Wertstel¬ 
ien räumlich vereinigt werden. 

Mitarbeiter: Wie verhält es sich eigentlich bei Postsendungen 
mit der Zusatzleistung „Eilsendung", wenn die Postleitzahlen 
auf diesen Postsendungen fehlen? 

Stellenleiter: Dann ist diese sogleich nachzutragen. Derartige 
Postsendungen sind unverzüglich zu verteilen. 

Mitarbeiter: Gibt es auch Postsendungen, bei denen die Zu¬ 
satzleistung „Eilsendung" nicht zugelassen ist? 

Stellenleiter: Ja, das trifft für Postwurfdrucksachen, Post¬ 
stücke, Zahlkarten, Einzahlungsaufträge und Postsendungen 
mit den Zusatzleistungen Bahnhofssendung, Postzeitungsgut 
und ZusteiiunQsurkunde zu. 

Mitarbeiter: Dürfen in Einschreibbunde auch Eilsendungen auf¬ 
genommen werden? 

Stellenleiter: Ja, aber nur solche, die neben der Zusatzleistung 
„Einschreiben" auch die Zusatzleistung „Eilboten" tragen. 
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Poststück 

Nummemzettel 


Poststücken — die Sie in Anlage 8 zurT*ost-Anordnung finden - 
noch einen Beförderungsvorbehalt enthalten. Es heißt darin, 
daß Poststücke „im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten" 
zur Beförderung angenommen werden. Die Annahme kann also 
z. B. verweigert werden, wenn die Auslastung des Laderaumes 
der Landkraftpost die Mitnahme nicht zuläßt. 

Mitarbeiter: Welche Anforderungen werden an Anschrift und 
Verpackung von Poststücken gestellt? 

Dienststellenleiter: Das sind — so die Post-Anordnung - „im 
allgemeinen" die gleichen wie für andere Postsendungen. 
Diese Einschränkung läßt also gewisse Abstriche zu; die Ver¬ 
packung muß den konkreten Transportbedingungen entspre¬ 
chen und die Anschrift den Empfänger und die Abholstelle ein¬ 
deutig bezeichnen. Poststücke werden demjenigen ausgehän¬ 
digt, der sie abfordert; der Kraftfahrer ist jedoch berechtigt, die 
Empfangsberechtigung zu prüfen. 

Mitarbeiter: Was kostet die Beförderung eines Poststückes? 
Dienststellenleiter: Die Beförderungsgebühr beträgt 25 Pf je 
volle oder angefangene 10 kg, wobei das Gewicht natürlich 
vom Kraftfahrer geschätzt werden muß, denn unsere Landkraft¬ 
posten führen keine Waagen mit. Die Gebühr wird durch Post-' 
stück-Nummemzettel (Bild) verrechnet, die in der entsprechen¬ 
den Anzahl auf die Sendung geklebt werden, und zwar der 
rechte Abschnitt (mit dem Unterscheidungsbuchstaben a), 
während der linke Abschnitt (Unterscheidungsbuchstabe b) im 
Block des Kraftfahrers verbleibt und der Abrechnung dient. 


Mitarbeiter: Müssen Poststücke generell am Kraftfahrzeug ein¬ 
geliefert und in Empfang genommen werden? 
Dienststellenleiter: Das ist die Regel, örtlich werden mitunter 
auf der Grundlage entsprechender Vereinbarungen mit den 
Reichsbahndienststellen auch Expreßgüter, die mit der Eisen¬ 
bahn ankommen, auf diesem Wege n^ch Landorten ohne Bahn¬ 
anschluß bzw. umgekehrt weiterbefördert. Diese Sendungen 
übernimmt die Landkraftpost dann natürlich am Bahnhof, bei 
einem Postamt oder einer Poststelle. Für dieses An- und Abfah¬ 
ren wird eine zusätzliche Gebühr von 10 Pf je Stück berechnet. 
Und wenn ein Poststück einmal nicht an der angegebenen Hal¬ 
testelle abgeholt wird, so hinterläßt es der Landkraftpostfahrer 
bei der nächstgelegenen Postdienststelle, die dann dafür eine 
Aufbewahrungsgebühr von 20 Pf je Stück und Tag erhebt. 
Sollte ein Poststück einmal unzustellbar oder unanbringlich 
werden, gelten die Regelungen wie für andere Postsendungen. 
Mitarbeiter: Können Sie mir abschließend noch sagen, welche 
Gründe dafür maßgebend waren, Poststücke in der neuen’Post- 
Anordnung den Kleingutsendungen zuzuordnen? 
Dienststellenleiter: Bisher waren diese Regelungen in den „Be¬ 
stimmungen für die Benutzung der Landkraftpost" enthalten, 
die sich hauptsächlich mit Fragen der Personenbeförderung 
und des Gepäcktransportes befaßten. Die Personenbeförde¬ 
rung (und damit auch die Beförderung von Reisegepäck) mit 
Landkraftposten ist bereits vor einigen Jahren eingestellt wor¬ 
den, nachdem sie - bedingt u. a. durch den Ausbau des Linien¬ 
netzes des volkseigenen Kraftverkehrs und auch den Einsatz 
von Kleinfahrzeugen im Landkraftpostdienst - immer mehr zu¬ 
rückgegangen war und dafür kein Bedürfnis mehr bestand. So 
blieben aus diesem umfangreichen Vorschriftenwerk tatsäch¬ 
lich nur noch die Bestimmungen über Poststücke übrig, und es 
bot sich aus rein gesetzestechnischen Gründen an, diese Rege¬ 
lungen mit unter die übrigen Postsendungen einzuordnen, zu¬ 
mal auch die materielle Verantwortlichkeit für Poststücke 
(Schadenersatz bei Verlust oder Beschädigung) der für Pakete 
und Wirtschaftspakete gleichgestellt ist. (D. Heinrich) 


Mitarbeiter: Können Eilsendungen auch in Einschreibkarten¬ 
schlüsse aüfgenommen werden? 

Stellenleiter: Ja; bei jeder Absendestelle eines Einschreibkar¬ 
tenschlusses, in deren Einschreibbeutel Eilsendungen und auch 
gewöhnliche Briefsendungen enthalten sind, müssen diese Kar¬ 
tenschlüsse (Inhalt E 3) besonders verabredet werden. 
Mitarbeiter: Ist beim Eingang der Kartenschlüsse bei einer Be¬ 
arbeitungsstelle beim öffnen eine besondere Reihenfolge zu 
beachten? 

Stellenleiter: Ja; hierbei ist zu beachten, daß die Karten¬ 
schlüsse bei gleichzeitigem Eingang in folgender Reihenfolge 
zu öffnen und zu entleeren sind: Wertbeutel, Einschreibbeutel, 
Briefbeutel mit Klebezettel „Eilsendung/Expres" und übrige 
Beutel. 

Mitarbeiter: Welche Besonderheiten sind beim Aushändigen 
der Postsendungen mit der Zusatzleistung „Eilsendung" zu be¬ 
achten? 

Stellenleiter: Hier gilt, wie eine in jüngster Zeit erlassene Wei¬ 
sung des Ministers erneut hervorhebt, daß die Leiter der Ämter 
die Zustellung der Postsendungen mit der Zusatzleistung „Eil¬ 
sendung" in allen Orten am Eingangstag uneingeschränkt zu si¬ 
chern haben. Eilsendungen, die bis zum Beginn der regelmäßi¬ 
gen Zustellung eingehen, sind über Hausbriefkästen bzw. Fach¬ 
anlagen auszuhändigen. Eine Aushändigung über Ausgabestel¬ 
len ohne vorherigen Zustellversuch ist nicht zugelassen. Alle 
nach Beginn der Zustellung bzw. an Sonn- und Feiertagen ein¬ 
gehenden Eilsendungen sind noch am Eingangstag durch be¬ 
sonderen Boten zuzustellen. 

Mitarbeiter: Welche Bearbeitungsvorschriften gibt es bei den 
Eilpaketen zu beachten? 

Stellenleiter: Eilpakete sind stets getrennt von den Paketsen¬ 
dungen ohne diese Zusatzleistung zu bearbeiten. Es ist nicht zu¬ 
lässig, die Eilpakete mit den Paketsendungen ohne diese Zu¬ 
satzleistung zu einer Transporteinheit zusammenzufassen. Dies 
gilt auch im JEV. In den Fällen, wo eine Trennung im JEV aus 
technologischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist, be¬ 
darf es einer besonderen Bestätigung durch das ZPF - VL PBef. 


Ausgenommen ist hiervon die in der DA 2.43 S 4 (2) getrof¬ 
fene Festlegung für das Bearbeiten nach der Annahme und das 
Zuführen zum Leitpostamt. 

Mitarbeiter: Können über Transportbahnposten Eilpakete abbe¬ 
fördert werden? 

Stellenleiter: In diesen Fällen bedarf es einer vorherigen Verab¬ 
redung zwischen den beteiligten Stellen. Sie sind nur dann 
über Transportbahnposten abzubefördern, wenn die Eilpakete 
dadurch schneller zum Empfänger gelangen, begleitete Bahn¬ 
posten nicht verkehren oder andere triftige Gründe dafür spre¬ 
chen. Sie sind auf jeden Fall getrennt von den gewöhnlichen 
Paketsendungen zu lagern. 

Mitarbeiter: Welche Möglichkeiten bestehen bei Eilpaketen 
v hinsichtlich der Aufnahme in Postgutrollbehältern? 
Stellenleiter: Soweit Eilpakete ohnehin der im Abgang zustän¬ 
digen Paketumschlagstelle zugeführt werden, können diese 
nach Vereinbarung in besondere Postgutrollbehälter aufgenom¬ 
men werden. Alle" Transportbehältnisse, in denen Eilpakete be¬ 
fördert werden (Behälter- und Wagenzettel sowie Beutelfah¬ 
nen), sind zusätzlich mit Klebezetteln für Eilsendungen zu kenn¬ 
zeichnen. 

Mitarbeiter: Können auch Eilpakete über andere Verkehrsträ¬ 
ger, z. B. über Eisenbahnzugpersonal, befördert werden? 
Stellenleiter: Auch dieser Weg ist möglich. So können Eilpa¬ 
kete in Paketbeutel verpackt und durch Vermittlung des Eisen- 
bahnzugpersonals abbefördert werden, wenn damit eine Ver¬ 
besserung der Laufzeiten erreicht wird. Die vorgesehenen Ver¬ 
bindungen müssen mit der Abgangs- und Bestimmungsstelle 
verabredet sein. Die Beutel sind zu verplomben. Auch bei ei¬ 
nem unregelmäßigen-Aufkommen an Eilpaketen kann von die¬ 
ser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden. 

Mitarbeiter: Wie werden die ordnungsgemäß erbrachten Lei¬ 
stungen abgerechnet? 

Stellenleiter: Dies geschieht über die betrieblichen bzw. bezirk¬ 
lichen und zentralen TWK. Jeder Verstoß gegen die TWK ist im 
Rahmen der Prämienlohnsysteme bzw. leistungsorientierten 
Gehaltszuschläge konsequent auszuwerten. (G. Beilach) 
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Neues 

zu Wertsendungen 


(5/1986, S. 195) 


Mitarbeiter: Vor drei Jahren hatten Sie mich in einem Ge¬ 
spräch über „Unversiegelte Wertbriefe" (s. dDP, Heft 6/1983, S. 
259) darüber informiert, daß die Betragsgrenze für das Versie¬ 
geln von Wertbriefen versuchsweise von 100 M auf 500 M her¬ 
aufgesetzt wurde. Diese Neuregelung war seinerzeit in den Ver¬ 
fügungen und Mitteilungen des MPF und durch Schalteraus¬ 
hang veröffentlicht worden, hatte aber noch keine Änderung 
der Rechtsvorschriften zur Folge. Inzwischen ist mit der Anord¬ 
nung über den Postdienst vom 28. Februar 1985 eine neue 
Rechtsvorschrift erlassen worden. Der dDP, Heft 4/1986, S. 154, 
habe ich entnommen, daß sich die versuchsweise Änderung 
bewährt und jetzt Eingang in die neue Post-Anordnung gefun¬ 
den hat. 

Dienststellenleiter: Das kann ich uneingeschränkt bestätigen. 
Die Heraufsetzung der „Siegelgrenze" bei Wertbriefen hat sich 
vollauf bewährt. Die rege Inanspruchnahme dieser Versandart 
zeigt, daß damit einem echten Bedürfnis vieler unserer Kunden 
entsprochen wurde. Die Möglichkeit des Versendens wertvolle¬ 
rer Gegenstände, Dokumente usw. bei Gewährleistung einer 
hohen Sicherheit wurde wesentlich erleichtert. Es sprach also 
nichts dagegen, diese Regelung nunmehr auch in die entspre¬ 
chende Rechtsvorschrift, die von Ihnen bereits erwähnte Post- 
Anordnung (GBl. I Nr. 8/1986, S. 69) zu übernehmen. Sie finden 
die diesbezüglichen Ausführungen ,im S 30 Absatz 5 dieser An¬ 
ordnung. Darüber hinaus wurde jetzt - als logische Konse¬ 
quenz des Verzichts auf einen Siegellackverschluß - festge¬ 


legt, daß das Verbot von Aufklebungen auf Postsendungen mit 
-der Zusatzleistung Wertangabe nicht für Briefe mit einer 
Wertangabe bis 500 M gilt. Das heißt also, daß es jetzt bei¬ 
spielsweise möglich ist, einen Wertbrief bis zu dem genannten 
Betrag der Wertangabe auch mit Klebestreifen zu verschließen 
oder die Absenderangabe durch Aufkleben eines bedruckten 
Haftetiketts anzubringen. 

Mitarbeiter: Das wird sicher von vielen Kunden begrüßt wer¬ 
den, weil es eine weitere Erleichterung darstellt und wir nicht 
gezwungen sind, Einlieferer am Schalter deswegen wieder 
wegschicken zu müssen, was uns oft als engherzig und büro¬ 
kratisch ausgelegt wurde. - Da wir gerade von Verbesserungen 
für die Kunden sprechen - ich glaube, daß die neuen Wertbrief¬ 
umschläge, die wir kürzlich zum Verkauf erhalten haben, eben¬ 
falls Anklang finden werden. Sie sind aus recht festem Papier 
hergestellt und überdies so verarbeitet, daß sie einen hohen 
Schutz des Inhalts vor möglichen Beschädigungen im Beförde¬ 
rungsprozeß gewährleisten. Ihre Verwendung ist aber nicht 
zwingend vorgeschrieben? 

Dienststellenleiter: Nein; das ist schon deshalb nicht möglich, 
weil die Umschläge nur in einem Format (Bild) angeboten wer¬ 
den, Briefe - auch solche mit der Zusatzleistung Wertangabe - 
aber bis zum Gewicht von 500 g jugelassen sind und demzu¬ 
folge auch größerformatige Verpackungen erfordern können. 
Die Post-Anordnung führt daher den Wertbriefumschlag auch 
nur in der Anlage 1 (Postgebühren) unter lfd. Nr. 32 c) als ver¬ 
käuflichen Vordruck mit dem Verkaufspreis von 10 Pf je Stück 
auf, ohne ihn im Anordnungstext besonders zu erwähnen. Der 
Umschlag kann also, muß aber nicht als Verpackung für versie¬ 
gelte oder unversiegelte Wertbriefe verwendet werden. Für alle 
geeigneten Sendungen sollten Sie den Kunden aber diesen 
Umschlag empfehlen. Dazu ist es notwendig, die Vordrucke so¬ 
wohl am Schalter sichtbar auszustellen als auch im Rahmen 
von Kundengesprächen anzubieten. 

Mitarbeiter: Gibt es noch weitere Neuerungen in bezug auf 
Wertsendungen? 



(5/1986. S. 195) 


Der Mikrorechner (I) 


Lehrling: Welche Baugruppen sind zum Aufbau eines Mikro¬ 
rechners notwendig? 

Lehrkraft: Wichtigster Bestandteil des Mikrorechners ist 
selbstverständlich der Mikroprozessor. Man kann ihn als „Ge¬ 
hirn", als Zentraleinheit des Rechners bezeichnen. Der Mikro¬ 
prozessor steuert den gesamten Ablauf und führt arithmetische 
und logische Operationen aus. Damit die zyklisch vorkommen¬ 
den Operationen in geordneter Folge ablaufen, ist ein Taktge¬ 
nerator erforderlich. Seine Taktfrequenz bestimmt die Arbeits¬ 
geschwindigkeit des Rechners. Im Mikrorechner K 1520 wird 
eine Frquenz von 2,4576 MHz verwendet. Der Zahlenwert ist 
sinnvoll gewählt. Dividiert man ihn beispielsweise durch 2 8 = 
256, so erhält man 9600 Hz. Mit dieser durch Frequenzteilung zu 
erhaltenden Taktfrequenz wird in vielen Fällen der Datenaus¬ 
tausch zwischen Mikrorechner und Drucker bewirkt. Der Takt¬ 
generator des Mikrorechners wird somit vielfältig ausgenutzt. - 
Ein Mikrorechner benötigt weiterhin eine Speichereinheit. Der 
Speicher wird in der Regel in zwei Baugruppen untergliedert. In 
den Festwertspeichern (ROM, PROM oder EPROM) ist der Pro¬ 
gramm- oder Befehlsspeicher untergebracht. Er enthält die Be- 
fehisfolge, das Programm, das der Rechner im vorgegebenen 
Zeitraster seriell, also zeitlich nacheinander, abarbeitet. Die 
Schreib/Lesespeicher (RAM) haben die Aufgabe, während des 
Programmlaufs anfallende Daten, Zwischenergebnisse u. a. zu 
speichern. - Die Ein-/Ausgabeeinheit ist die Schnittstelle zwi¬ 
schen dem Mikrorechner und der Peripherie. Über sie findet die 
Datenein- und -ausgabe zu solchen Peripheriegeräten wie Ta¬ 


statur, Bildschirm, Drucker, Lochbandgeräten usw. statt. Die 
Gesamtheit von Mikrorechner und dazugehörenden Peripherie 
geräten bezeichnet man als Mikrorechnersystem. 

Lehrling: Im Bild 1 erkenne ich, daß die einzelnen Baugruppen 
des Mikrorechners über Busse verbunden sind. Welche Aufga¬ 
ben haben sie? 

Lehrkraft: Ein Bus ist ein Verbindungsleitungssystem, >an dem 
gleichartige Anschlüsse verschiedener Baugruppen verdrahtet 
sind. Die Größe des Datenbusses wird durch die Verarbeitungs¬ 
breite des Mikroprozessors bestimmt. Der Mikroprozessor U 
880 z. B. vermag Worte aus 8 bit gleichzeitig zu verarbeiten. Er 
besitzt somit acht Datenanschlüsse (D 0 ...D 7 ). Folglich besteht 
der Datenbus ebenfalls aus acht Leitungen. Diese acht An¬ 
schlüsse werden nun mit den Datenanschlüssen der Speicher 
und E/A-Einheiten verbunden. - Die Adreßbusbreite legt wie¬ 
derum in erster Linie der verwendete Mikroprozessor fest. Bei 
dem oben genannten Typ sind das 16 Adressenanschlüsse. Da¬ 
mit läßt sich eine Speicherkapazität von 64 Kbyte direkt adres¬ 
sieren. Da nicht nur die einzelnen Speicherplätze, sondern auch 
die angeschlossenen E/A-Baugruppen durch eine eigene 
Adresse voneinander unterschieden werden müssen, sind auch 
Teile des Adreßbusses zu den E/A-Einheiten verdrahtet. - Die 
Steuerleitungen des Steuerbusses dienen dazu, Steuersignale 
zwischen dem Mikroprozessor und den angeschlossenen Bau¬ 
gruppen zu übertragen. Sie haben zum Beispiel die Aufgabe, je¬ 
weils nur einen sendenden Baustein am Datenbus freizugeben 
und die übrigen in den hochohmigen Zustand zu schalten, also 

Bild 1 Grundstruktur eines Mikrorechners 
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Diese Umschläge für Wertsendungen aus festem Papier gibt die DP zum Preis 
von —.10 M ab. 


Dienststellenleiter: Ja! Diese betreffen die Erhöhung der Si¬ 
cherheit beim Versand bestimmter, besonders wertvoller oder 
auch gefährlicher Gegenstände, für die jetzt eine Pflicht zur In¬ 
anspruchnahme der Zusatzleistung Wertangabe besteht. Im 
einzelnen handelt es sich dabei um 

- Gedenkmünzen 

- Edelmetalle, Edelsteine und Perlen sowie Erzeugnisse daraus 

- Schußwaffen und patronierte Munition 

- Schußgeräte und Kartuschen 

- Gifte und Suchtmittel 

- radioaktive Stoffe. 

Für Postsendungen, die Gifte, Suchtmittel oder radioaktive 
Stoffe enthalten, ist eine Wertangabe von mehr als 1000 M vor¬ 


scheinbar vom Bus abzutrennen. Weiterhin übertragen sie 
Steuerbefehle des Mikroprozessors („Speicheranforderung“ 
oder „E/A-Anforderung" usw.) oder empfangen Steuersignale. 
Lehrling: Welche einzelnen Arbeitsschritte muß ein Mikrorech¬ 
ner absolvieren, um einen Befehl auszuführen? 

Lehrkraft: Alle Operationen laufen in fest vorgeschriebener 
Reihenfolge ab. Ganz allgemein kann man die Arbeitsgänge 
wie folgt bezeichnen: 1. Befehl holen und entschlüsseln, 2. 
Operand holen, 3. Befehl ausführen und 4. Befehlszähler erhö¬ 
hen. - Nach diesem Prinzip arbeiten zur Zeit die meisten Digi¬ 
talrechner. Bezogen auf die Struktur des Mikrorechners läßt 
sich dieser Zyklus konkreter so darstellen: 1-. Der Mikroprozes¬ 
sor holt ein Befehlswort (1 byte = 8 bit) aus dem Programm¬ 
speicher. 2. Das Befehlswort wird im Befehlsregister des Mikro¬ 
prozessors gespeichert und anschließend dekodiert. 3. Wenn 
es der Befehl erfordert, werden weitere Befehlsbytes oder Ope¬ 
randen aus dem Speicher oder der E/A-Einheit geholt. 4. Der 
Mikroprozessor führt den Befehl aus und erhöht in der Regel 
danach den Befehlszähler. All diese Arbeitsschritte werden 
durch Steuersignale des Steuerbusses unterstützt. Hat zum 
Beispiel der Mikroprozessor erkannt, daß ein weiteres Byte aus 
dem Speicher zu holen ist, so gibt er in einem Speicher-Lese- 
Zyklus die Speicheradresse über den Adreßbus aus und akti¬ 
viert die Steuersignale MREQ (memory request, engl. Speicher¬ 
anforderung) und RD (read, engl, lesen). Diese Steuersignale 
sorgen gemeinsam mit der Adresse dafür, daß über einen 
Adressendekoder unter den meist sehr vielen Speicherschalt¬ 
kreisen nur die adressierten am Datenbus freigegeben und ge¬ 
lesen werden können. Der hier zuletzt beschriebene Vorgang 
benötigt die Zeit von drei Taktperioden des Taktgenerators und 
stellt nur einen sogenannten Maschinenzyklus, einen Teil des 
Befehls dar. 

Lehrling: Was versteht man unter einem Mikrorechnerminimal¬ 
system? 

Lehrkraft: Der Aufbau eines Mikrorechnerminimalsystems, der 
einfachsten Variante eines arbeitsfähigen Mikrorechnersy¬ 
stems, erfordert neben dem Mikroprozessor und dessen Takt¬ 


geschrieben. Das ergibt sich aus § 19 Absatz 6 sowie den_Anla- 
gen 4 und 5 zur Post-Anordnung. 

Mitarbeiter: Wo sind die Regelungen für die anderen, von Ih¬ 
nen genannten Gegenstände, enthalten? 

Dienststellenleiter: Sie finden diese Festlegungen sowohl in 
den Paragraphen zu den betreffenden Sendungsarten (§ 10 
Briefe, § 18 Pakete und § 19 Wirtschaftspakete) als auch im § 30 
Wertangabe. Während für Versender der Wirtschaft diese Ver¬ 
sandvorschriften, z. T. aufgrund anderer spezifischer Rechts¬ 
vorschriften, im wesentlichen schon bisher galten, sind sie für 
den Bürger neu. Hier kommt Ihnen als Mitarbeiter des Annah¬ 
medienstes eine besondere Vetentwortung zu — gilt es doch, 
unsere Kunden eingehend über die neuen Bestimmungen zu in¬ 
formieren und zu beraten. Das betrifft insbesondere die Einlie¬ 
ferung von Sendungen der Bürger an die Münze der DDR. Hier 
muß der Einlieferer deutlich darauf aufmerksam gemacht wer¬ 
den, daß eine Rechtspflicht zum Versand von Edelmetallen als 
Wertsendung besteht. Ohne diese Zusatzleistung dürfen Sen¬ 
dungen mit solchem Inhalt nicht angenommen werden. 
Mitarbeiter: Heißt das, daß Sendungen mit derartigem Inhalt 
praktisch von der Postbeförderung ausgeschlossen sind, wenn 
sie nicht mit Wertangabe versandt werden? 

Dienststellenleiter: So ist es! Das ergibt sich aus § 8 Absatz 1 
der Post-Anordnung. Danach sind „Postsendungen, die gegen 
die Versendungsbestimmungen dieser Anordnung ... versto¬ 
ßen", von der Postbeförderung ausgeschlossen. Das hat u. a. 
zur Folge, daß im Verlustfalle kein Anspruch auf Schadenersatz 
besteht, also auch nicht im Rahmen der Höchstbeträge für die 
unzulässigerweise gewählte Sendungsart oder Zusatzleistung 
(z. B. 40 M für eine Einschreibsendung oder 500 M für ein Pa¬ 
ket). Doch so weit sollten wir es gar nicht erst kommen lassen, 
sondern jede Möglichkeit nutzen, unsere Kunden zweckdienlich 
zu beraten, damit sich die neuen Bestimmungen - nicht zuletzt 
auch im eigenen Interesse unserer Kunden - schnell und um¬ 
fassend durchsetzen. 

(D. Heinrich) 


generator in erster Linie einen kleinen Programmspeicher 
(ROM), der die Anweisungen des Programms enthält. Wenn 
das Programm ausschließlich die Register des Mikroprozessors 
zur Datenspeicherung benutzt, keine Programmunterbrechun¬ 
gen durch Interrupt zugelassen sind und ohne Unterpro¬ 
gramme gearbeitet wird, könnte auf die Schreib /Lesespeicher 
(RAM) verzichtet werden. Die Schnittstelle zur Peripherie läßt 
sich zweckmäßig über einen programmierbaren Ein-/Ausgabe- 
schaltkreis PIO (engl. Abkürzung für Parallel Input Output) ge¬ 
winnen. - Soll jedoch eine solche Minimalkonfiguration in grö¬ 
ßeren Stückzahlen zum Einsatz kommen, so ist es ökonomi¬ 
scher, mit Ein-Chip-Mikrorechnern zu arbeiten. Ein-Chip-Mikro- 
rechner enthalten auf einem Chip neben dem Mikroprozessor je 
nach Typ Teile des ROM und RAM bzw. Ein/Ausgabe-Kanäle. 
Lehrling: Wie kann ein Mikrorechner programmiert werden? 
Lehrkraft: Der Mikroprozessor versteht Befehle und Daten nur 
in Form von Bitmustern. Das bezeichnet man auch als Maschi¬ 
nenkode. Beispielsweise bedeutet beim Mikroprozessor U 880 
der Kode 1010 0000, daß dieser Befehl das logische UND zwi¬ 
schen den Registern A und B bildet. Auch wenn man diesen Be¬ 
fehlskode abgekürzt im Hexadezimalkode schreibt, so ist diese 
Form der Programmierung in Maschinensprache sehr umständ¬ 
lich und aufwendig. Außer bei sehr kurzen Programmen wird 
deshalb häufig in Assemblersprache (assemble, engl, montie¬ 
ren) programmiert. Man verwendet statt der Bitmuster alpha¬ 
numerische Abkürzungen der Befehle (Mnemonics). Der oben 
genannte Befehl heißt hier AND B. Das so entstehende, einfa¬ 
cher zu schreibende und zu lesende Programm muß natürlich 
trotzdem vor dem Programmlauf in die Maschinensprache 
übersetzt werden. Diese Aufgabe übernimmt der Assembler, 
das Assemblerprogramm. Programmiert wird in Assembler-, 
spräche, wenn mit wenig Speicherkapazität kurze Programm¬ 
laufzeiten erwünscht sind. — Mikrorechner können, bei Vorhan¬ 
densein eines entsprechenden Übersetzungsprogramms, auch 
höhere, problemorientierte Programmiersprachen (z. B. BASIC 
oder Pascal) verarbeiten. Problemorientierte Programmierspra¬ 
chen sind leichter zu erlernen und anzuwenden. (W. Zill) 
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Beim täglichen 
Einkauf 


(5/1986. S. 197) 



Mitarbeiter: ich muß leider immer wieder feststelien, daß der 
Gemüseladen in meiner Straße oftmals wegen „Warenan¬ 
nahme" geschlossen hat. Ist denn das während der vorge¬ 
schriebenen Öffnungszeiten erlaubt? 

Justitiar: Grundsätzlich ist der Verkauf so vorzubereiten, daß er 
sofort beginnen kann, wenn das Geschäft geöffnet wird, und 
zwar pünktlich wie von den örtlichen Staatsorganen entspre¬ 
chend den territorialen Belangen vorgeschrieben. Die Kunden 
müssen bis zur festgelegten Schließzeit die Verkaufseinrich¬ 
tung betreten können. Die Öffnungszeiten sind strikt einzuhal¬ 
ten und dürfen nicht eigenmächtig geändert werden. Wenn es 
die Sicherheit erfordert, kann in Ausnahmefällen die Verkaufs¬ 
einrichtung kurzfristig geschlossen werden, um Ware ord¬ 
nungsgemäß entgegenehmen zu können. Das zuständige 
Staatsorgan ist darüber zu informieren. Eine kurzzeitige Schlie¬ 
ßung ist den Bürgern in geeigneter Form bekanntzugeben. 
Über alle anderen zeitweiligen Schließungen und Änderungen 
entscheiden die örtlichen Staatsorgane. Voraussehbare Schlie¬ 
ßungen, wie z. B. Urlaub, Inventuren usw., sind langfristig mit 
dem zuständigen örtlichen Staatsorgan abzustimmen. Dabei 
muß darauf geachtet werden, daß andere Verkaufseinrichtun¬ 
gen zeitweilig die Versorgungsaufgaben mit übernehmen. Er¬ 
fordern unvorhergesehene Ereignisse (z. B. ein plötzlich auftre¬ 
tender technischer Mangel), Verkaufseinrichtungen außerplan¬ 
mäßig zu schließen, ist das zuständige örtliche Staatsorgan so¬ 
fort zu informieren, auch wenn die Verkaufseinrichtung schon 


geschlossen werden mußte. Der Leiter der Verkaufseinrichtung 
kann mit einer Ordnungsstrafe belegt werden, wenn diese Ge¬ 
nehmigungen nicht eingeholt werden. 

Mitarbeiter: Ich habe mitunter den Eindruck, daß in diesem La¬ 
den Waren für bestimmte Kunden zurückgehalten werden. Ist 
das zulässig? 

Justitiar: Das Warenangebot ist weitgehend mit den in der Ver¬ 
kaufseinrichtung befindlichen Waren identisch. Deshalb sind 
diese Waren in den Verkauf aufzunehmen; es sei denn, es lie¬ 
gen entsprechende Orientierungen der örtlichen Staatsorgane 
vor oder darauf beruhende Entscheidungen der Leitung der Ein¬ 
zelhandelsbetriebe (also nicht nur des Verkaufsstellenleiters). 
Zum Beispiel wäre bereits für die kommende Saison eingegan¬ 
gene Ware noch nicht in das Angebot aufzunehmen. Existieren 
solche Orientierungen der örtlichen Staatsorgane aber nicht, so 
ist der Leiter der Verkaufseinrichtung auch nicht befugt, diese 
von sich aus festzulegen. Der Leiter einer Verkaufseinrichtung 
muß ein dem Plan und weiteren staatlichen Festlegungen (Ver¬ 
sorgungsauftrag) entsprechendes Warenangebot garantieren. 
Daraus ergibt sich für ihn und seine Mitarbeiter die Verpflich¬ 
tung, alle im Angebot befindlichen Waren für den Bürger sicht¬ 
bar auszustellen. Ist dies nicht möglich, sind die Artikel dem 
Kunden auf Wunsch vorzulegen. Wird diese Pflicht durch die 
Mitarbeiter verletzt und verkaufen sie Waren zum Beispiel nur 
an einen bestimmten Kundenkreis, wie Verwandte und Be¬ 
kannte, liegt eine ungerechtfertigte bevorzugte Abgabe vor, da 
hier Ware nicht offiziell angeboten, sondern anderen vorenthal¬ 
ten wird. Dafür können die Mitarbeiter der Verkaufseinrichtung 
disziplinarisch zur Verantwortung gezogen werden. Wer für die 
ungerechtfertigt bevorzugte oder unzulässige Abgabe von Wa¬ 
ren sogar Vermögensvorteile fordert, annimmt oder sich ver¬ 
sprechen läßt, kann mit einem Verweis oder einer Ordnungs¬ 
strafe bis 500 Mark belegt werden. So liegt z. B. eine unzuläs¬ 
sige Abgabe vor, wenn beim Kauf auf Vorbestellung die Eintra¬ 
gung und damit verbundene Wartezeit umgangen wird. 
Mitarbeiter: Wenn ich etwas kaufen möchte, aber das Geld 


Bedarfsänderungen 
für den 
Einzelverkauf 


(5/1986. S. 197) 

Sachbearbeiter: Für das Bearbeiten der Bedarfsänderungen im 
Einzelverkauf gelten ab September 1986 einige Neuregelungen. 
Stellenleiter: Bedarfsänderungen für Empfangsstellen und Ver¬ 
triebsmitarbeiter mit zentraler Belastung sind künftig wöchent¬ 
lich, jeweils ab Montag, und monatlich, jeweils ab Monatser¬ 
sten, möglich. Es ist der veränderte Vordruck „Bedarfsände¬ 
rung" (P35E0010) auszufertigen (Bild). Bedarfsänderungen für 
Empfangsstellen, die Bestellungen von Presseerzeugnissen 
ohne Sperrzeichen betreffen, sowie alle Bedarfsänderungen im 
Einzeiverkauf für Vertriebsmitarbeiter sind unter KK 27 aufzuge¬ 
ben. Für Presseerzeugnisse mit Sperrzeichen können Bestellun¬ 
gen nur mit KK 26 erledigt werden. Die Bestellung darf die fest¬ 
gelegte Vertragsauflage nicht übersteigen. 

Sachbearbeiter: In welchen Fällen soll die Bedarfsänderung 
zum Monatsersten speziell eingesetzt werden? 

Stellenleiter: Bedarfsänderungen, die ab Monatsersten gelten 
sollen, können vor allem 

- beim Neueinrichten oder Auflösen von Empfangsstellen 

- beim Erweitern oder Reduzieren der Direktbelieferung 

- in Monaten, in denen der Monatsletzte auf einen Montag 
oder Dienstag fällt 

vorgelegt werden. Wird mit dem ZVA das Verringern der Direkt¬ 
belieferung für eine Empfangsstelle um eine bzw. mehrere Arti¬ 
kelnummerngruppen vereinbart und zu den wegfallenden Arti¬ 
kelnummerngruppen eine Inkassonummer der Empfangsstelle 
für die Umbuchung mitgeteilt, werden zum Änderungstermin 
die EV-Bestellungen automatisch der bisherigen Empfangs¬ 


stelle ab- und der neuen zugebucht. Von den beteiligten Emp- 
fangsstelien sind keine Bedarfsänderungen auszufertigen. Wird 
keine Inkassonummer für die Umbuchung angegeben, so wer¬ 
den lediglich die EV-Bestellungen der wegfallenden Artikelnum¬ 
merngruppen automatisch unter der bisherigen Empfangsstelle 
gelöscht. Eine Abbestellung mit Bedarfsänderung ist nicht er¬ 
forderlich. Soll die EV-Bestellung auf mehrere Empfangsstellen 
anteilig verteilt werden, ist kein automatisches Umbuchen mög¬ 
lich. Die übernehmenden Empfangsstellen bestellen die Stücke 
mit Bedarfsänderung. 

Sachbearbeiter: Welche Vorschriften gelten für das Ausferti¬ 
gen des Vordrucks „Bedarfsänderung"? 

Stellenleiter: Hier gelten die Bestimmungen der DA 2.32 § 50 
mit Ausnahme folgender Änderungen: 

- Bei Bedarfsänderungen für Vertriebsmitarbeiter ist das KK 
27 anzukreüzen. Der anzugebende TSchl richtet sich nach 
der Erscheinungsweise des Presseerzeugnisse. 

— Es wird nicht mehr zwischen „IN-EmpfSt" und „IN-VSt" 
unterschieden und nur noch eine Inkassonummer verwen¬ 
det. Die für die Empfangsstelle bzw. für den Vertriebsmitar¬ 
beiter festgelegte Inkassonummer ist im Kopf des Vordrucks 
(Feld 1) einzutragen. 

- Für ausländische Tageszeitungen, die sonntags erscheinen, 
wird der TSchl 7 eingeführt. 

— Kommt es für eine Artikelnummer bei gleichem TSchl zu 
mehreren Eintragungen im Vordruck „Bedarfsänderung" - 
z. B. bei doppelter Buchung -, werden sie vom Rechner vor¬ 
zeichengerecht zusammengefaßt. 

Sachbearbeiter: Wann sind die Vordrucke „Bedarfsänderung" 
an die DSSt(B) abzusenden? 

Stellenleiter: Die Vordrucke für wöchentliche Bedarfsänderun¬ 
gen sind so abzusenden, daß sie dienstags bei der DSSt(B) zur 
Berücksichtigung ab Montag der Folgewoche vorliegen. Ist der 
Dienstag kein Arbeitstag, müssen die Bedarfsänderungen am 
vorherigen Arbeitstag bei der DSSt(B) eingehen. Ist der Mo¬ 
natsletzte ein Montag oder Dienstag, findet für den Montag 
(Monatsletzter) bzw. für den Montag und Dienstag (letzte bei- 
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reicht nicht, darf dann die gewünschte Ware angezahlt wer¬ 
den? 

Justitiar: Der sozialistische Einzelhandel (HO und Konsum) eim 
schließlich dessen Kommissionshändler haben auf Wunsch für 
vorrätige Industriewaren Anzahlungen entgegenzunehmen, 
soweit keine Ausnahmen festgelegt wurden. Die Anzahlung 
muß jedoch mindestens 20 Prozent des Kaufpreises, darf aber 
nicht weniger als 10 M betragen. Die Ware ist wenigstens drei 
Tage aufzubewahren, falls sich der Verkäufer nicht zu einer län¬ 
geren Aufbewahrung bereit erklärt. Wenn der Käufer den ver¬ 
bleibenden Betrag nicht innerhalb der Frist zahlt, kann der Ver¬ 
käufer nicht darauf bestehen, daß bezahlt wird. In diesem Fall 
erlischt dann der Anspruch auf die Ware, und der Käufer erhält 
die Anzahlung zurück. - Im privaten Handel ist die Handhabung 
etwas anders. Hier hängt es von der Vereinbarung zwischen 
Verkäufer und Käufer ab, ob eine Anzahlung vorliegt oder be¬ 
reits ein abgeschlossener Kaufvertrag. Handelt es sich um ei¬ 
nen Kaufvertrag, muß der Verkäufer die Ware zurücklegen, bis 
sie endgültig bezahlt wurde. Der Verkäufer kann die vollstän¬ 
dige Bezahlung des Kaufpreises vom Käufer verlangen. 
Mitarbeiter: Ich kaufte vor einem halben Jahr bei der BHG eine 
Blechgarage aus Fertigteilen. Da. ich beim Kauf nicht darüber 
informiert wurde, daß eine Aufstellgenehmigung des örtlichen 
Rates erforderlich ist, bevor ich die Garage in meinem Garten 
montiere, stellte i6h diese ohne Genehmigung auf. Der Bürger¬ 
meister schloß ein Ordnungsstrafverfahren gegen mich mit ei¬ 
ner Ordnungsstrafe in Höhe von 500 M ab. Hat hier nicht die 
BHG ihre Informationspflicht verletzt, und kann ich auf Scha¬ 
denersatz klagen? 

Justitiar: Der Kunde ist beim Einkauf sachkundig zu beraten 
und besonders darüber zu unterrichten, wie die Ware zu ge¬ 
brauchen, zu bedienen und zu behandeln ist, er muß also über 
die charakteristischen Gebrauchswerteigenschaften der Ware 
umfassend unterrichtet werden. Das schließt ein, neben Vorzü¬ 
gen des Erzeugnisses auch auf solche Eigenschaften hinzuwei¬ 
sen, die - obwohl sie den staatlichen Qualitätsbestimmungen 


entsprechen - als Nachteil empfunden werden können. Zudem 
ist der Kunde auch über die Gebrauchswerteigenschaften der 
verschiedenen im Angebot befindlichen Waren gleicher Art 
(z. B. Rasenmäher) zu unterrichten. Wird jedoch ausdrücklich 
ein bestimmtes Erzeugnis gewünscht, ist eine Information über 
ähnliche Waren nicht erforderlich; es sei denn, der Kunde 
wünscht es. Der Hinweis auf das Einholen staatlicher Genehmi¬ 
gungen auf der Grundlage von Rechtsvorschriften gehört je¬ 
doch nicHfzur Beratungs- und Informationspflicht des Verkäu¬ 
fers. Für eine verbindliche Auskunft über staatliche Genehmi¬ 
gungen sind nur die jeweiligen staatlichen Organe zuständig. 
Wollten Sie von der BHG verlangen, daß auf die staatliche Ge¬ 
nehmigung für das Aufstelien der Garage hingewiesen wird, 
könnten Sie vergleichsweise vom IFA-Vertrieb beim Kauf eines 
Personenkraftwagens fordern, daß Sie auf das Einhalten der 
Straßenverkehrsordnung hingewiesen werden - ein, wie Sie 
zugeben werden, unbilliges Verlangen. 

Mitarbeiter: Ich kaufte neulich bei der BHG eine Pumpe. Ge¬ 
stern kam ein Brief von der BHG mit der Forderung, noch 72,- 
M nachzuzahlen, da versehentlich ein zu niedriger Preis berech¬ 
net wurde. Bin ich zur Nachzahlung verpflichtet? 

Justitiar: Sie müssen den Preis zahlen, der den gesetzlichen 
Preisvorschriften entspricht. Die BHG ist nicht berechtigt, da¬ 
von abzuweichen. Sie muß deshalb trotz eines fehlerhaft zu 
niedrig berechneten Preises grundsätzlich den Differenzbetrag 
verlangen. Wenden sie jedoch ein, daß Sie bei Kenntnis des hö¬ 
heren Preises die Pumpe nicht gekauft hätten, dann können Sie 
die Pumpe gegen Erstattung des gezahlten Betrages zurückge¬ 
ben. Diese Anfechtung muß aber unverzüglich durch Erklärung 
gegenüber der BHG stattfinden. 

(G. Seyda) 
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den Tage im Monat) keine Bedarfsänderungen mehr statt. Der 
Bedarf der Vorwoche gilt dann bis zum Monatsletzten oder lau¬ 
fend, sofern er nicht ab Monatsersten durch den Monatsiauf 
geändert wird. Bedarfsänderungen, die ab Ersten des neuen 
Monats wirksam werden sollen, hat der. PZV am siebentletzten 
Arbeitstag des Vormonats an die DSSt(B) abzusenden. Die Vor¬ 
drucke sind durch ein rotes „M" in der Mitte des oberen Randes 
besonders für den Monatslauf zu kennzeichnen. 
Sachbearbeiter: Erläutern Sie bitte den Sachverhalt! 
Stellenleiter: Im Monat September 1986 sind der 29. und 30. 
ein Montag und ein Dienstag. Dadurch entfällt am 22. 9. das 
Absenden der Bedarfsänderung für die Woche vom 29. 9. bis 5. 
10. Der normale wöchentliche Änderungsdienst wird ersetzt 
durch die Regelung, daß für den 29. und 30. 9. weiterhin der Be¬ 
darf der Vorwoche (22. bis 28. 9.) geliefert und - sofern eine 
Bedarfsänderung notwendig ist - diese zum 1. 10. durch den 
Monatslauf vorgenommen werden kann. Die Bedarfsänderung 
für den Monatslauf ist am 22. 9. 1986 an die DSSt(B) abzusen¬ 
den. 

Sachbearbeiter: Bleibt die jetzige Form der Protokollierung 
der Bedarfsänderungen bestehen? 

Stellenleiter: Ja, die PZV erhalten zur Kontrolle der richtigen 
Bedarfsänderungen über die DSSt(B) nach jeder Aktualisierung 
der Stammdatei Versand 

- die Druckliste „Nichtrealisierte Bedarfsänderungen EV" 

- das „Änderungsprotokoll EV". 

Im Änderungsprotokoll EV werden alle verwirklichten Bedarfs¬ 
änderungen für Empfangsstellen und Vertriebsmitarbeiter aus- 
gedruckt. Das Protokoll enthält außerdem die neuen Bedarfs¬ 
zahlen, die in der EDVA gespeichert sind. Die Bedarfszahlen 
der Verteilkarten sind mit denen des Änderungsprotokolls abzu¬ 
stimmen und Differenzen aufzuklären. In die Liste „Nichtreali¬ 
sierte Bedarfsänderungen EV" werden alle nicht vorgenomme¬ 
nen Bedarfsänderungen für Empfangsstellen und Vertriebsmit¬ 
arbeiter mit einer entsprechenden Begründung aufgenommen. 

(R. Klar) 
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Erfahrungen aus dem Wettbewerb 
zu Ehren des XI. Parteitages der SED 
und zur Verwirklichung seiner Beschlüsse 


Von Hauptrat Dr. PETER GELPKE, Leiter des BPA Berlin 

Die Worte des Mitglieds des Politbüros des Zentralkomitees 
der SED und Vorsitzenden des Bundesvorstandes des FDGB, 
Harry Tisch, aus seinem Diskussionsbeitrag auf dem 
XI. Parteitag der SED „Denn was die Gewerkschaftler der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik denken, fühlen und erstreben, 
das zeigen ihre Taten in der Produktion, zeigen die Ergebnisse 
des sozialistischen Wettbewerbs, die zu Ehren des 
XI. Parteitages nach anspruchsvollen Vorhaben erkämpft wur¬ 
den" finden ihren lebendigen und anschaulichen Beweis auch 
in den Resultaten der Arbeit der 50 Arbeitskollektive des BPA 
Berlin. So kam dem Bahnpostamt beim Schlüsselvorhaben der 
Mikroelektronik für das Post- und Zeitungswesen, dem Einsatz 
von 236 Annahmeschaltern mit Schalterterminals, die Aufgabe 
zu, eine Spezialwerkstatt für die Instandhaltung und Insfandset- 
zung-zu entwickeln. Mit Begeisterung ging ein kleines Kollektiv 
junger Facharbeiterinnenojnd Facharbeiter unter Leitung erfah¬ 
rener Kader an diese anspruchsvolle und völlig neue Aufgabe. 
Das hieß zuerst, zu lernen, hieß dann die Werkstatt einzurich¬ 
ten und schließlich sich mit der Inbetriebnahme in der Praxis zu 
bewähren, ^as Kollektiv hat seine Bewährungsprobe bestan¬ 
den! Anläßlich des XI. Parteitages schloß es sich zu einer Ju¬ 
gendbrigade unter Leitung einer Genossin zusammen. 

Eine weitere bedeutungsvolle Aufgabe war dem Kollektiv 
„Deutsch-Sowjetische Freundschaft" mit der technischen Vor¬ 
bereitung des Postgut-Container Verkehrs auf der Strecke Mos- 
kag-Berlin-Moskau übertragen. Nachdem die* Nachrichten¬ 
verwaltungen der Sowjetunion und der DDR übereingekommen 
waren, diese Technologie mit der sowjetischen Technik wahrzu¬ 
nehmen, hieß es auch für dieses Kollektiv, sich mit Neuem ver¬ 
traut zu machen. Engagement und Ideenreichtum führten zum 
vorgesehenen Ziel, und das Kollektiv machte seinem Namen 
alle Ehre: Zum XXVII. Parteitag der KPdSU konnte der Ver¬ 
suchsbetrieb aufgenommen werden. 

Untrennbar mit der Vorbereitung des XI. Parteitages waren viel¬ 
fältige politische und organisatorische Aufgaben zu lösen, da¬ 
mit sich die Hauptstadt als ein würdiger Gastgeber für die Dele¬ 
gierten und Gäste des höchsten Forums der Partei erweisen 
würde. So nahmen über 200 Mitarbeiter am Subbotnik teil, vor 


nehmlich um das Äußere des Amtes und seiner Fahrzeuge und 
Arbeitsmittel durch Reinigen und Malerarbeiten auf das erfor¬ 
derliche Niveau zu bringen. Auch die Versorgung der Delegier¬ 
ten und Gäste vor allem mit den Tageszeitungen aus dem In- 
und Ausland erforderte viele zusätzliche Initiativen. Schließlich 
trugen die Mitarbeiter des Bahnpostdienstes, des Zeitungsum¬ 
schlages, der Anschlußbahn und des Luftpostamtes in vielen 
zusätzlichen Schichten dazu bei, daß die Materialien des 
XI. Parteitages sicher und zuverlässig in die Hände der Leser 
kamen und damit politisch wirksam wurden. 

An dieser Bilanz erfolgreicher Arbeit haben die Kommunisten 
im Bahnpostamt einen hervorragenden Anteil. Sie standen - 
motiviert durch ihre im Rahmen der Parteiwahlen beschlosse¬ 
nen Kampfprogramme - immer an der Spitze. Sichtbarer und 
besonders erfreulicher Ausdruck dieser Vorbildwirkung ist die 
Tatsache, daß in der Vorbereitung zum XI. Parteitag 13 Jugend¬ 
freunde als Kandidaten die Reihen der Betriebsparteiorganisa¬ 
tion gestärkt haben. Ausgezahlt hat sich dabei die langjährige 
und kontinuierliche Arbeit mit den Jugendbrigaden. In ihnen 
haben sich mehr als die Hälfte aller 250 jugendlichen Mitarbei¬ 
ter organisiert. Ein ständiger Leistungsvergleich der elf Jugend¬ 
brigaden.mit vierteljährlicher Auswertung und wirkungsvollen 
Anerkennungen für die Besten haben dazu geführt, daß sie 
nicht mehr aus dem Leben im Amt wegzudenken-sind. Erwäh¬ 
nenswert ist, daß sich dieser Leistungsvergleich nicht in der 
Auswertung ökonomischer Kennziffern erschöpft, sondern weit 
darüber hinausgehend auch gesellschaftliche Kriterien, wie die 
Entwicklung des Organisationsstandes und die Qualifizierung 
einbezieht. Von Bedeutung ist ferner, daß die Wettbewerbser¬ 
gebnisse im Rat der Jugendbrigadiere besprochen werden, um 
so die Öffentlichkeit, Vergleichbarkeit und Wiederholbarkeit zu 
sichern. 

Im Leistungsvergleich der Jugendbrigaden nimmt die Neuerer¬ 
arbeit einen gebührenden Platz ein. Jede Jugendbrigade erhält 
einen MMM-Auftrag, und so bildete die Betriebsmesse mit 17 
Exponaten, jedes ansprechend gestaltet, eine überzeugende 
Leistungsschau. Mit zwei Exponaten wird das Bahnpostamt auf 
der Zentralen Messe vertreten sein. 


Prüfarbeiten an einem Schaltertermi- 
nal in der Spezialwerkstatt für Post¬ 
technik/Elektronik 
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Austausch sowjetischer Postcontai¬ 
ner am Moskauer Bahnpostwagen. 
Der Container wird an einer hochiie- 
genden Gabel aufgehängt. (2 Aufn. 
Tluste, Berlin) 


Bewährt hat sich weiter ein kontinuierlicher Leistungsvergleich 
der zehn Abteilungen aus den Bereichen Betrieb und Verkehr 
sowie Technik und Anlagen mit vierteljährlicher öffentlicher 
Auswertung. Seine Grundlagen sind die Qualität der Arbeit, die 
Nutzung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, die Neue¬ 
rerbewegung und die Einhaltung des Lohnfonds. Sinkende Aus¬ 
fallzeiten und gewachsener Nutzen aus der Neuerertätigkeit 
mögen beispielsweise die Anwendbarkeit dieser Form des so¬ 
zialistischen Wettbewerbs belegen. Seine Weiterentwicklung 
mit ständigen Leistungsvergleichen auch auf der Ebene der 
Dienststellen und Kollektive wird ein wichtiges Mittel zur Erfül¬ 
lung und gezielten Übererfüllung der Planaufgaben sein. 
Gemeinsam mit diesen kollektiven Formen der Wettbewerbsge¬ 
staltung haben sich persönliche Initiativprogramme der Meister 
und Dienststellenleiter bewährt. Angeregt durch die Kreislei¬ 
tung Berlin-Friedrichshain der SED übernehmen diese Leiter 
persönliche Verpflichtungen, um Schlüsselfragen bei der Ent¬ 
wicklung ihrer Kollektive zu lösen. Das sind wichtige Aufgaben 
ihres politisch-erzieherischen und wirtschaftlich-organisatori¬ 
schen Wirkens. Regelmäßige Rechenschaftslegungen im Rah¬ 
men des Tages des Meisters und Dienststellenleiters und perio¬ 
dische Berichte vor dem eigenen Arbeitskollektiv sichern eine 
kontinuierliche Arbeit mit diesen Initiativprogrammen. 

Eine besondere Bedeutung haben in Vorbereitung und Auswer¬ 
tung des XI. Parteitages die gesellschaftlichen Aktivs in den Ab¬ 
teilungen gewonnen. In ihnen finden sich die Funktionäre der 
Partei, der Gewerkschaft, des Jugendverbandes und die staatli¬ 
chen Leiter des jeweiligen Verantwortungsbereiches zur Bera¬ 
tung der vielfältigen politischen und ökonomischen Aufgaben 
zusammen. Ihre Herausbildung ist das Ergebnis einer kompli¬ 
zierten Entwicklung, nicht zuletzt auch der unterschiedlichen 
Strukturen wegen. Nunmehr hat durch das einheitliche und ko¬ 
ordinierte Handeln der politischen Funktionäre und staatlichen 
Leiter die Effektivität in der Leitung der gesellschaftlichen Pro¬ 
zesse spürbar zu^enommen. 

Die Erarbeitung des neuen Wettbewerbsbeschlusses war eine 
Aufgabe, die in organischer Einheit mit der unmittelbaren Aus¬ 
wertung der Materialien des XI. Parteitages der SED, den Ver¬ 
pflichtungen der Kollektive, die sie schon im Verlaufe des Par¬ 
teitages eingingen, dem Beginn der Diskussion um die Planauf¬ 
gaben für das kommende Jahr und schließlich auch der politi¬ 
schen Vorbereitung der Wahlen zur Volkskammer und zur 
Stadtverordnetenversammlung von Berlin, Hauptstadt der 
DDR, gelöst werden mußte. Getragen vom eigenen Erleben der 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik konzentrieren sich die 
Anstrengungen der Kollektive auf die Umsetzung der ökonomi¬ 
schen Strategie, wie sie der XI. Parteitag mit dem gewachse¬ 
nen Anspruch an das Tempo, das wir uns nicht aussuchen kön¬ 
nen, formulierte: 

• Höhere Ansprüche stellt sich die Jugendbrigade der Spezial¬ 


werkstatt Posttechnik/Elektronik für die Instandhaltung und In¬ 
standsetzung der Schalterterminals. Sie will die Reparaturzei¬ 
ten und Rufzeiten durch die Erweiterung der Kapazität und wei¬ 
tere Qualifizierung der Mitarbeiter verkürzen. 

• Völlig neue Aufgaben wollen die Mitarbeiter der Briefbear¬ 
beitung beim Erprobungsbetrieb des Funktionsmusters des 
Bnefverteilautomaten IPF 85 L auf der Grundlage einer Verein¬ 
barung des IPF mit dem BPA zur schnellen Überführung von Er¬ 
gebnissen aus Forschung und Entwicklung in die Praxis erfül¬ 
len. Ihr Beitrag ist die Schaffung der räumlichen Voraussetzun¬ 
gen durch technologische Veränderungen der manuellen Bear¬ 
beitung, intensive Öffentlichkeitsarbeit vor allem mit den Groß- 
auflieferern zur Anwendung einer maschinenlesbaren Anschrift 
entsprechend der neuen Postanordnung sowie die Vorberei¬ 
tung von Mitarbeitern für die Bedienung. 

• Ein entscheidender Schritt zur Verkürzung der Laufzeiten der 
Briefsendungen wird durch Rationalisierung der Verteilpro¬ 
gramme und komplexe Gestaltung der Fließlinien der Bearbei- 
tungs-, Umschlags und Beförderungsprozesse getan. 

• Vielfältige Verpflichtungen richten sich auf die qualitätsge¬ 
rechte Arbeit auch unter den erschwerten Bedingungen von 
Bauarbeiten zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen, vor allem bei der komplexen Rekonstruktion der Gleis¬ 
anlagen der Anschlußbahn und des Auftragens von Industrie¬ 
spachtel auf Betriebs- und Verkehrsflächen der Umschlags¬ 
und Verteilanlagen. 

• Konzentrierte Anstrengungen sind nötig, um in diesem Jahr 
noch über 100 000 Stunden Arbeitszeiteinsparung zu erzielen. 
Vielfältige Initiativen, wie Verbesserungen der Arbeitsorganisa¬ 
tion, optimale Gestaltung der Dienststundenpläne und vor al¬ 
lem die Anwendung fortschrittlicher Arbeitsnormen werden 
hier den Erfolg sichern. 

<$> 

Nunmehr liegt mit den Wahlen zur Volkskammer und zur Stadt- 
verordneten-Versammlung eine wichtige Etappe der politi¬ 
schen Arbeit hinter uns. Sie waren ein lebendiger Beweis unse¬ 
rer Zustimmung zur Politik unserer Partei und ihrer auf dem 
XI. Parteitag der SED gefaßten Beschlüsse für unsere gesell¬ 
schaftliche Entwicklung. Auch mit der praktischen politischen 
Arbeit in den Wohngebieten und der organisatorischen Unter¬ 
stützung unseres Paten-WBA auf der Grundlage der Kommu¬ 
nalvereinbarung mit dem Rat des Stadtbezirks Berlin-Fried¬ 
richshain haben sich die Mitarbeiter des Bahnpostamtes als ein 
geachteter, zuverlässiger Partner der territorialen Organe er¬ 
wiesen. Das gibt Zuversicht für die Lösung der Aufgaben im 
Sinne der Losung „Hohe Leistungen zum Wohle des Volkes und 
für den Frieden - Alles für die Verwirklichung der Beschlüsse 
des XI. Parteitages der SED". 
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Das internationale Fernamt Berlin 
nach der komplexen Rekonstruktion 
im Jahr 1985 



Die Entwicklung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
für die Mitarbeiter der Deutschen Post von 1981 bis 1985 


Von Direktor Dipl.-Wirtschaftler EBERHARD EUBLING, Leiter des Sektors WAO im MPF, Berlin 
und Amtmann RENATE KRESCHNAK, wiss. Mitarbeiter im IPF, Dresden 


Mit Genugtuung kann festgestellt werden, daß die „Konzeption 
des MPF und des Zentralvorstandes der IG Transport und 
Nachrichtenwesen zur Entwicklung der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen der Mitarbeiter der Deutschen Post für den Fünf¬ 
jahrplanzeitraum 1981-85" erfüllt und auf wesentlichen Ge¬ 
bieten beachtlich übererfüllt werden konnte. Dazu hat sowohl 
die engagierte Arbeit vieler Werktätiger in den Ämtern der 
Deutschen Post als auch das verantwortungsbewußte Handeln 
der staatlichen Leiter in Verbindung mit den gesellschaftlichen 
Organisationen beigetragen. 


Arbeitszeiteinsparungen - materielle Arbeitsbedingungen 

Im vergangenen Fünfjahrplanzeitraum wurde eine bemerkens¬ 
werte Verbesserung der Effektivität des gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsvermögens mit Hilfe der Rationalisierung und der Moderni¬ 
sierung der Betriebsprozesse unter Anwendung der Wissen¬ 
schaftlichen Arbeitsorganisation (WAO) erreicht. Dies drückt 
sich in einer Arbeitszeiteinsparung in Höhe von insgesamt 52,7 
Millionen Stunden - darunter 23,1 Millionen durch Maßnahmen 
der WAO - aus. Im Zusammenhang damit sind 64 300 Arbeits¬ 
plätze umgestaltet und die Ziele der „Konzeption ALB" 
(50 000 Ap) beachtlich überboten worden. Die Durchgangsfern¬ 
ämter Cottbus, Erfurt, Frankfurt/Oder, Potsdam, Nedbranden- 
burg und eine Reihe Endfernämter (z. B. Annaberg, Plauen, 
Wittstock, Schönebeck, Fürstenwalde) sowie das internationale 
Fernamt Berlin wurden komplex rekonstruiert, wodurch sich die 
Arbeitsbedingungen der dort Beschäftigten entscheidend ver¬ 
bessert haben. Der Einsatz neuer elektronischer Fernschreiber, 
die sich durch eine leichtere Bedienbarkeit und eine geringere 
Geräusehentwicklung auszeichnen, ermöglichte für die Mitar¬ 
beiterinnen in allen Haupttelegrafenstellen ebenfalls bessere 
Arbeitsbedingungen. 

Im Annahmedienst (durch Schalterterminals) sowie im Fern- 
sprechanmelde- und Fernsprechauskunftsdienst (durch das 
Verfahren Datenbank Teilnehmer) begann in den Jahren 
1984/85 die Einführung von rechnergestützten Arbeitsplätzen 
im Wirtschaftszweig. Damit wurden insbesondere durch verrin¬ 


gerte Aufmerksamkeitsanforderungen in bezug auf Kassensi¬ 
cherheit und bei der Auskunftserteilung bessere Arbeitsbedin 
gungen gewährleistet. 

Der Einsatz der Briefverteilmaschinen IPF/80 D in den Zentren 
der Briefpostbearbeitung (z. B. in Rostock, Neubrandenburg, 
Cottbus, Dessau, Halle, Erfurt, Leipzig, Dresden, Karl-Marx- 
Stadt) wirkte sich günstig auf die Arbeitsbedingungen aus. 
Gleichzeitig entstanden damit die Voraussetzungen für eine 
spätere automatische Briefpostbearbeitung. 

Auch im Zustelldienst gelang es, die Arbeitsbedingungen für 
die Werktätigen der Deutschen Post durch rationelle Zustellver¬ 
fahren in ländlichen Bereichen und in Stadtrandgebieten zu ver¬ 
bessern. Schwerpunkt der Um- und Neugestaltung von Arbeits¬ 
plätzen bildete die Beseitigung von gesundheitsgefährdenden 
Arbeitserschwernissen. 

Der Ersatz der Zeitungskioske vom Typ K 100 durch besser iso¬ 
lierte Kioske modernerer Art sowie Rekonstruktiorfsmaßnah- 

Kollegin Agathe Bartmuß, seit 19 Jahren bei der DP als Ladekraft tätig, meint: 
„Ich fahre diesen bulgarischen Gabelstapler hier im HPA 18 bereits das zweite 
Jahr. Perfekt muß man schon sein beim Bedienen, doch das Gerät erleichtert 
gerade uns Frauen die schwere körperliche Arbeit im Ladungsaustausch unge- 

mein 
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Das Ferienheim im Baudenstil mit 24 Betten ist in den Jahren 1983 bis 1985 aus 
einem Internat mit einem Aufwand'von 600 TM umgebaut worden. (Aufn. PFA 
Weimar) 


Ein leckeres Frühstäcksangebot, appetitlich in Kühltruhen untergebracht, 
sorgt im HPA Leipzig 18 dafür, daß viele Werktätige auf ihre traditionellen Stul¬ 
lenpakete verzichten. (2 Aufn. Haferkorn, Leipzig) 



men in Dienstgebäuden führten zu einer Senkung der durch 
Hitzeeinwirkung betroffenen Arbeitsplätze. 

Große Aufmerksamkeit galt der Verringerung der körperlichen 
Schwerarbeit, insbesondere für die im Kleingutumschlag einge¬ 
setzten Frauen. Davon zeugt die Konzeption des MPF zur 
Durchsetzung der ASAO 5, in der konkrete Maßnahmen zum 
Beseitigen der gegenwärtig noch zu verzeichnenden Über¬ 
schreitungen der ASAO 5 bis zum Jahr 1990 festgelegt worden 
sind. Im vergangenen Fünfjahrplanzeitraum wurde bereits ein 
großer Schritt in diese Richtung getan. Voraussetzungen für 
das Einhalten der ASAO 5 bilden die Gewichtsbegrenzung bei 
Paketsendungen des DDR-Verkehrs und bei Paketen mit Pres¬ 
seerzeugnissen auf 10 kg sowie die strikte Beachtung des 
Höchstgewichts von Brief-, Päckchen- oder Zeitungsbeuteln im 
DDR-Verkehr von 10 kg durch die Briefverteilämter, Päckchen¬ 
stellen, ZKD Verteil ämter und Bahnposten. Durch arbeitsorga¬ 
nisatorische Maßnahmen (z. B. Tätigkeitswechsel im Rahmen 
der kollektiven Arbeitsorganisation) ebenso wie durch Kontrolle 
geltender Gewichtsbegrenzungen im innerpostalischen Trans¬ 
port sowie durch die Mechanisierung von Knotenleitpostäm¬ 
tern und Paketumschlagämtern bis hin zum Einsatz von Gerä¬ 
ten der Roboter- und Handhabetechhik wurden die verschie¬ 
densten Möglichkeiten genutzt, um die Arbeitsbedingungen im 
Kleingutumschlag zu verbessern. Die Zahl der Frauen und Ju¬ 
gendlichen, für die nach dem Stand von 1985 noch die ASAO 5 
verletzt werden muß, hat sich gegenüber 1980 um mehr als die 
Hälfte verringert; 


Materielle Stimulierung - Produktivlöhne - Arbeitsinhalt 

Im vergangenen Fünfjahrplanzeitraum wurden in allen Betriebs¬ 
dienstzweigen Produktivlöhne in Form leistungsorientierter 
Grundlöhne für Facharbeiter und leistungsorientierter Gehälter 
für Meister und Hoch- und Fachschulkader eingeführt. Eine 
wichtige Aufgabe bestand in diesem Zusammenhang darin, 
neue Qualifikationsmerkmale zu erarbeiten sowie die Arbeits¬ 
kräftebedarfsermittlung zu überprüfen. Auf der Grundlage in¬ 
zwischen eingetretener und einzuführender betriebstechnologi¬ 
scher Veränderungen und des Einsatzes moderner Technik 
fand eine umfassende Aktualisierung der Dienstanweisungen 
für die Arbeitskräftebedarfsermittlung statt. Ihre Anwendung 
bei Einführung der Produktivlöhne wurde mit einer gründlichen 
Analyse der Arbeitsprozesse verbunden, was zum Teil zu tief¬ 
greifenden organisatorischen Veränderungen führte und be¬ 
wirkte, daß ein deutlicher Effektivitätszuwachs eintrat. Dabei 
wurden die Arbeitsaufgaben der Beschäftigten den höheren 
Anforderungen an die Kenntnisse und die Verantwortung - wie 
sie im Qualifikationshandbuch enthalten sind - angepaßt und 
damit die Gestaltung persönlichkeitsfördernder Arbeitsinhalte 
unterstützt. 

Künftig muß darauf geachtet werden, daß bei fortschreitender 
Automatisierung - insbesondere bei verbleibenden Automati¬ 
sierungslücken und bei der Schaffung rechnergestützter Ar¬ 
beitsplätze - der Handlungsspielraum des Werktätigen nicht 
eingeschränkt wird, damit keine Verarmung des Arbeitsinhalts 
e intritt. 


Betriebliche Betreuung und Versorgung 

In Verwirklichung des Grundsatzes der Einheit von Wirtschafts¬ 
und Sozialpolitik wurden auch im Post- und Fernmeldewesen 
die betriebliche Betreuung und Versorgung spürbar verbessert. 
Dafür sind im gesamten Fünfjahrplanzeitraum 22 Millionen 
Mark an Investitionsmitteln eingesetzt worden. Zur Finanzie¬ 
rung der Einrichtungen und Maßnahmen zur Betreuung der 
Werktätigen im Bereich der BDP dienten von 1981 bis 1985 u. a. 
337 Mill. Mark aus dem Kultur- und Sozialfonds. Einen Schwer¬ 
punkt bildete die weitere Verbesserung der Arbeiterversor¬ 
gung. So konnte durch Kooperation mit anderen Betrieben und 
Abschluß von Verträgen weiteren Beschäftigten die Einnahme 
einer warmen Hauptmahlzeit ermöglicht werden. Insbesondere 
gilt das für die Mitarbeiter in Postämtern und Poststellen und 
nicht zuletzt für die im Außendienst Beschäftigten. Des wei¬ 
teren wurden die eigenen Kapazitäten durch Neubau und Re¬ 
konstruktion von Werkküchen erweitert (z. B^ in Stralsund, Rib- 
nitz-Dammgarten, Neustrelitz, Karl-Marx-Stadt 4, Plauen, Leip¬ 
zig 18, Halle, Berlin 8, BPA Berlin, Studiotechnik Fernsehen). 
Während 1980 insgesamt 66,4 Prozent der Beschäftigten mit ei¬ 
ner warmen Hauptmahlzeit versorgt worden waren, sind es ge¬ 
genwärtig 75,8 Prozent. 

Auch die Versorgung der in der Nachtschicht tätigen Mitarbei¬ 
ter konnte entscheidend verbessert werden. Der Versorgungs¬ 
grad erreichte 1985 81,2 Prozent (1980: 64,1 Prozent; darunter 
mit Warmverpflegung 48,6 Prozent; 1980: 37,3 Prozent). Weiter 
nahmen die Versorgung der Beschäftigten am Wochenende im 
Vergleich des Jahres 1985 gegenüber 1980 beachtlich zu (1985: 
58,7 Prozent; 1980: 33,9 Prozent; darunter Warmverpflegung 
1985: 24,2 Prozent; 1980: 13,2 Prozent). Sowohl bei der Versor¬ 
gung in der Nachtschicht als auch an Wochenenden genügt der 1 
erreichte Stand aber den Anforderungen noch nicht völlig. 

Der Anhebung der Qualität des in einigen Ämtern angebotenen 
Essens muß künftig gleichfalls stärkere Beachtung gewidmet 
werden. Dies kann zumeist schon durch Einhalten der in der 
Richtlinie für die Arbeiterversorgung (herausgegeben vom MPF 
1978) gegebenen Hinweise für Speisen, die in Thermophoren 
transportiert werden, erzielt werden. Auch die Zwischenverpfle¬ 
gung in den Kurzpausen gewann an Niveau (Versorgungsgrad 
1985: 73 Prozent; 1980: 64 Prozent). Dazu wurden Kantinen neu 
eingerichtet (so z. B. in Wolgast, Jüterbog, Gransee, Wernige¬ 
rode, Stendal, Staßfurt, Oschersleben, Burg, Genthin) bzw. für 
kleinere DSt Kochmöglichkeiten geschaffen und Kühlschränke 
beschafft, wie es die bereits erwähnte Richtlinie für die Arbei 
terversorgung vorsieht. Für die meisten der im Außendienst Be- 
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schäftigten sind vertragliche Regelungen mit anderen Ämtern 
und Fremdbetrieben zur Pausenversorgung getroffen worden. 
Alle Direktionen, das Kombinat Fernmeldebau und die Zentra¬ 
len Ämter, die über betriebliche Erholungseinrichtungen verfü¬ 
gen, haben im Fünfjahrplanzeitraum vorgesehene Maßnahmen 
zur Erweiterung, vor allem jedoch zur Komfortverbesserung ih¬ 
rer Ferieneinrichtungen vorgenommen. Das kommt sowohl in 
der gegenüber 1981 erhöhten Anzahl der für die Mitarbeiter und 
ihre Familien bereitgestellten Reisen um 2100, aber auch in der 
um rd. 5300 gewachsenen Anzahl der genutzten Reisen in be¬ 
triebliche Erholungseinrichtungen zum Ausdruck. So wurden 
z. B. von der BDP Magdeburg 12 Bungalows durch den Einbau 
von Innentoiletten, die Umgestaltung der Küche und den Bau 
neuer Wasserversorgungs- und Kläranlagen modernisiert. Von 
der BDP Leipzig sind Campingwagen durch komfortable Bunga¬ 
lows ersetzt worden. Im Bereich der BDP Erfurt nahm 1985 ein 
niveauvolles Ferienheim nahe Bad Berka seinen Betrieb auf. 


Die BDP Halle hat ihre Ferieneinrichtungen durch neue Möbel, 
Kühlschränke, Fernsehgeräte und Duschen modernisiert. 

Dabei wird nicht übersehen, daß sich noch Reserven erschlie¬ 
ßen lassen, daß es noch Niveauunterschiede zu beseitigen gilt 
und daß Schwierigkeiten noch beharrlicher überwunden wer¬ 
den müssen. Mit Freude und Genugtuung haben wir alle erfah¬ 
ren, daß der XI. Parteitag der SED den bewährten Kurs der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
bestätigt hat. Auf der Basis der bisher erreichten Ergebnisse 
gilt es nun, die neuen, höheren Aufgaben für den Zeitraum 1986 
bis 1990 in Angriff zu nehmen, die auf dem XI. Parteitag be¬ 
schlossen worden sind. In diesem Sinne wird wiederum ein ge¬ 
meinsames „Programm des MPF und des Zentralvorstandes der 
IGTN zur Entwicklung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Mitarbeiter der Deutschen Post im Fünfjahrplanzeitraum 1986 
bis 1990", das durch analoge Programme in den Bezirken er¬ 
gänzt wird, die Arbeitsgrundlage bilden. 


Zur Reproduktion im Post- und Fernmfeldewesen in der 
neuen Etappe der Umsetzung der ökonomischen Strategie 


Von Dipl.-Ing.-ök. INES HEBER, wiss. Mitarbeiter an der HfV „Friedrich List", Dresden 


„Neue Etappe der Umsetzung der ökonomischen Strategie der 
SED" - was bedeutet das für unsere Volkswirtschaft und ihre 
Zweige? In wenigen Worten erklärt, besagt es, daß der Über¬ 
gang zur intensiv erweiterten Reproduktion in eine qualitativ 
neue Phase getreten ist, die vom Bestreben geprägt wird, alle 
Elemente des Reproduktionsprozesses (Arbeitskraft, Arbeits¬ 
mittel, Arbeitsgegenstände) umfassend in die Ökonomisierung 
einzubeziehen, also allseitig intensiv zu wirtschaften. Politöko- 
nomisch handelt es sich dabei um eine Weiterentwicklung und 
Präzisierung des bereits von Marx erkannten grundlegenden 
Kriteriums dieses Reproduktionstyps, das ganz allgemein in der 
ständigen Verbesserung des Verhältnisses von Aufwand und 
Ergebnis besteht und praktisch durch die Erhöhung der Arbeits¬ 
produktivität durchgesetzt wird [1]. Das Ziel unserer 'Wirt¬ 
schaftspolitik in den 80er Jahren besteht also darin, arbeits- 
kräfte- und fondssparend mit hoher Qualität und bedarfsge¬ 
recht zu produzieren und dabei vor allem den jährlichen Zu¬ 
wachs des Grundfonds-, Material- und Energieeinsatzes spür¬ 
bar zu verringern. 

Spezifische Reproduktionsbedingungen 
für Zweige der Infrastruktur 

Die Deutsche Post als betrieblicher Träger des Wirtschaftszwei¬ 
ges Post- und Fernmeldewesen ist selbstverständlich in die 
ökonomische Strategie der gesamten Volkswirtschaft integriert 
und hat ihren Beitrag zu deren Durchsetzung zu leisten. Als Teil 
der technischen Infrastruktur des Landes unterliegt das Post- 
und Fernmeldewesen jedoch bekanntlich spezifischen objekti¬ 
ven Besonderheiten, die einerseits gewisse Modifikationen 
beim Übergang zur umfassend intensiv erweiterten Reproduk¬ 
tion gegenüber Industriebereichen mit sich bringen, aber ande¬ 
rerseits auch jedem Werktätigen unseres Zweiges eine hohe 
Verantwortung für das Funktionieren des Post- und Fernmelde¬ 
verkehrs unter Beachtung der Intensivierungsanforderungen 
auferlegt. Entscheidende Merkmale, die die Reproduktion bei 
der Deutschen Post stark beeinflussen, sind folgende:' 

• Aufgrund der engen Verflechtung mit allen Zweigen und Be¬ 
reichen der Wirtschaft und des gesellschaftlichen Lebens muß 
das Post- und Fernmeldewesen unter dem Aspekt der staatli¬ 
chen, aber auch der zwischenstaatlichen Nutzung entwickelt 
werden. 

• Das Post- und Fernmeldewesen trägt, wie andere Infrastruk¬ 
turbereiche auch, sachlich und zeitlich gesehen den Charakter 
einer Vorleistung, auf der die wirtschaftliche Aktivität anderer 
Bereiche beruht. 

• Bei Investitionen handelt es sich um große, unteilbare Fonds¬ 


vorschüsse mit einem hohen Anteil an Produktionsgrundfonds, 
die über Jahrzehnte wirken und nicht oder kaum transferierbar 
sind. 

• Die Kapazitäten im Post- und Fernmeldewesen müssen oft 
unter Orientierung am Spitzenbedarf und der Spitzenbelastung 
bemessen werden. 

• Die in Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens anzule¬ 
genden Fonds haben eine relativ lange Rückflußdauer, wodurch 
der moralische Verschleiß beim gegenwärtigen Tempo der wis¬ 
senschaftlich-technischen Entwicklung zunehmend in Wider¬ 
spruch zum physischen Verschleiß gerät. Altes wird noch viele 
Jahre neben Neuem bestehen; damit steigen die Anforderun 
gen an die Kompatibilität der technischen Ausrüstungen [2]. 
Die besonderen Bedingungen für die Reproduktion des Post- 
und Fernmeldewesens ergeben sich also einmal aus der Stel¬ 
lung des Zweiges im gesamtgesellschaftlichen Reproduktions¬ 
prozeß und zum anderen aus innerzweiglichen Gesichtspunk¬ 
ten, den inneren Reproduktionsbedingungen. Unter diesen bei¬ 
den Aspekten müssen auch die Ergebnisse der Deutschen Post 
auf dem Wege zur‘Intensivierung differenziert gewertet wer¬ 
den. 


Entwicklung entscheidender Reproduktionskategorien 
bei der Deutschen Post 

Bild 1 soll darlegen, wie sich einige grundlegende Kategorien 
der sozialistischen Reproduktion bei der Deutschen Post in den 
letzten Jahren entwickelt haben! (Aus methodischen Gründen 
wurde 1977 als Basisjahr gewählt.) Auch im Wirtschaftszweig 
Post- und Fernmeldewesen zeigt sich das dynamische Wirt¬ 
schaftswachstum unserer Volkswirtschaft in deV ständigen Er¬ 
höhung der realisierten Warenproduktion, des Nettoprodukts 
und der Arbeitsproduktivität bei gleichzeitiger relativer Sen¬ 
kung der Selbstkosten. Die Grafik macht deutlich, daß die auf¬ 
geführten Kennziffern im Verhältnis zueinander prinzipiell dem 
Charakter der intensiv erweiterten Reproduktion entsprechen. 
Um jedoch zu einer realistischen Betrachtungsweise zu gelan¬ 
gen, reicht diese globale Analyse nicht aus; denn es geht nicht 
allein um die absolute Steigerung ökonomischer Kennziffern 
(der Vergleichbarkeit wegen wurde hier die relative Darstellung 
gewählt) über einen bestimmten Zeitraum hinweg, sondern es 
ist dabei vor allem das jeweilige Zuwachstempo gegenüber 
dem Vorjahr zu beachten, auf dessen Ergebnissen die Repro¬ 
duktion im Folgejahr aufbaut. Nur an der Entwicklungstendenz 
der jährlichen Wachstumsraten der entscheidenden Reproduk¬ 
tionskategorien kann dann der bereits erreichte Grad der Inten¬ 
sivierung näher bestimmt werden. Wie sehen nun die wichtig- 
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sten Entwicklungsrelationen ökonomischer Kennziffern aus, die 
als Kriterien des umfassenden Typs der intensiv erweiterten Re¬ 
produktion durch die Politische Ökonomie des Sozialismus in 
den 80er Jahren herausgearbeitet wurden, und inwieweit 
müssen sie dem Post- und Fernmeldewesen Maßstäbe der 
Wirtschaftstätigkeit sein? 

Effektivität der Produktion heißt in der neuen Etappe der Um¬ 
setzung der ökonomischen Strategie, vor allem folgende Rela- 
tiönen im Reproduktionsprozeß herzustellen: 

1. SK' e+m < F 

Das Tempo der Senkung des spezifischen Verbrauchs an Ener¬ 
gie und Material (SK' E+M ) muß das Tempo des Produktions¬ 
wachstums (P) übertreffen. 

2. AF > F 

Das Tempo der Steigerung der Arbeitsproduktivität (AF) muß 
das Tempo des Produktionszuwachses (F) übertreffen. 

3. AF > GA' 

Die Arbeitsproduktivität (AF) muß schneller wachsen als der 
Wertzuwachs der Grundfonds je Arbeitsplatz (GA). 

Das ist eine erste Präzisierung des allgemeinen Kriteriums der 
intensiv erweiterten Reproduktion, die bereits vor drei Jahren 
vom Genossen Dr. Günter Mittag vorgenommen wurde und die 
die wesentlichen Produktions- und Reproduktionsfaktoren, die 
auch die Reproduktion im Post- und Fernmeldewesen bestim¬ 
men, in die ständige Verbesserung des Verhältnisses von Auf¬ 
wand und Ergebnis einbezieht (vgl. [1]). 

Zuwachstendenzen unter Bedingungen der Intensivierung 

Beim Betrachten der o. g. ersten Grundrelation erscheint es in 
bezug auf die Spezifik des Produkts des Post- und Fernmelde¬ 
verkehrs, das bekanntlich nicht gegenständlich ist und bei dem 
deshalb auch keine spezifische Materialeinsparung eintreten 
kann, günstiger, die Entwicklung der Selbstkosten einzubezie¬ 
hen, die den laufenden Aufwand insgesamt ausdrücken und so¬ 
mit ständiger Gradmesser effektiven Wirtschaftens bei der 
Deutschen Post sind. Ziel wäre damit also eine Verringerung 
des Zuwachstempos der Selbstkosten gegenüber der Produk¬ 
tionssteigerung. Bild 2 zeigt, daß das jährliche Zuwachstempo 
der realisierten Warenproduktion größer als die Selbstkosten¬ 
steigerung ist, die rd. drei Prozent jährlich beträgt und tenden¬ 
ziell nur wenig steigt. Da der Zuwachs an realisierter Warenpro¬ 
duktion mit durchschnittlich 5,5 Prozent darüber liegt und stär¬ 
ker steigende Tendenz aufweist, ist eine relative Senkung der 
Selbstkosten zu verzeichnen, die sich in einer Senkung des Ko¬ 
stensatzes widerspiegelt (von 1977 bis 1984 um zehn Prozent 
gesenkt) und zu gleichzeitiger Erhöhung der jährlichen Steige¬ 
rungsrate des Nettoprodukts führt, auf dessen Wachstum die 
ökonomische Strategie letztendlich ausgerichtet ist. 

Auch die zweite Proportionalitätsbedingung der intensiv erwei¬ 
terten Reproduktion wird durch die Deutsche Post erfüllt, d. h., 
die jährliche Steigerung der Arbeitsproduktivität übersteigt ten¬ 
denziell das Wachstumstempo der Warenproduktion. Hierzu 
muß jedoch bemerkt werden, daß die Kennziffer Arbeitsproduk¬ 


tivität auf der Basis der realisierten finanzgeplanten Warenpro¬ 
duktion berechnet wird und somit auch allen dieser Kennziffer 
anhaftenden Ungenauigkeiten und Schwankungen, die von der 
Arbeitskraft nicht zu beeinflussen sind, ausgesetzt ist. Bei glei¬ 
cher Arbeitskräftezahl zieht ferner eine nicht beeinflußbare 
Steigerung der Warenproduktion (z. B. durch Gebührenände¬ 
rungen) eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität nach sich. Bei 
einer Analyse der jährlichen Zuwachsraten kommt es deshalb 
darauf an, derartige Einflüsse richtig zu werten und z. B. in ei¬ 
ner Trendberechnung, wie sie hier vorgenommen wurde, zu be¬ 
rücksichtigen. Das bei der Deutschen Post erreichte jährliche 
Steigerungstempo der Arbeitsproduktivität, d. h., der immer ef¬ 
fektivere Einsatz der lebendigen Arbeit, wird vor allem durch 
die Einbeziehung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
sowohl im Grundmittelbereich als auch auf arbeitsorganisatori¬ 
schem Gebiet erreicht. 

Bringen die beiden ersten Relationen Beziehungen zwischen 
laufendem Produktionsergebnis und dem laufenden Aufwand 
an vergegenständlichter und lebendiger Arbeit zum Ausdruck, 
so hat die dritte Relation einen qualitativ anderen ökonomi¬ 
schen Sachverhalt zum Inhalt. Hier handelt es sich um eine Be¬ 
ziehung, die Ökonomisierungseffekte - ausgedrückt in einer 
stabilen Senkung des laufenden Aufwands - zum dazu erfor¬ 
derlichen einmaligen Aufwand herstellt. Dabei kommt die Funk¬ 
tion des einmaligen Aufwands in der intensiv erweiterten Re¬ 
produktion zum Ausdruck, anhaltend wiederholbar und unum¬ 
kehrbar die Voraussetzung für die Senkung des laufenden Auf¬ 
wandes zu schaffen (vgl. [1]). 

Aus Bild 3 ist erkennbar, daß der volkswirtschaftlich nützlichste 
Weg, nämlich eine intensive Ausnutzung des vorhandenen, um¬ 
fangreichen Bestandes an Grundfonds durch Modernisierung 
zu erreichen, in den letzten Jahren auch von der Deutschen 
Post eingesch|agen wurde. So erklärt sich die im vergangenen 
Zeitraum leicht sinkende Tendenz des jährlichen Zuwachses der 
Fondsausstattung gegenüber einer jährlichen Steigerung der 
Arbeitsproduktivität. Jedoch muß an dieser Stelle betont wer¬ 
den, daß der dargestellte Trend des Zuvyachsverhaltens maßge¬ 
bender Kennziffern über einen relativ kurzen Zeitraum berech¬ 
net wurde und lediglich den gegenwärtigen Entwicklungsver¬ 
lauf unter den Bedingungen der intensiv erweiterten Reproduk¬ 
tion wiedergibt. Denkbar ist z. B., daß sich der jährliche Zu¬ 
wachs an Grundfonds im Einklang mit Rationalisierungs- unci 
Modernisierungsmaßnahmen auf eine bestimmte Höhe einpe- 
gelt; denn ohne zielgerichtete Erweiterung der Grundfonds 
(z. B. für die postalische Erschließung von Neubaugebieten) 
läßt sich auch oder gerade im infrastrukturellen Bereich kein 
komplexes Intensivierungsvorhaben verwirklichen. 
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Kollektive Verteidigungen des Ehrentitels - 
Höhepunkt, Bilanz und Ausblick 


Von Direktor Dr. oec. ROBERT DIETTRICH, ISW PF, Berlin 


Die Verteidigungen des Ehrentitels „Kollektiv der sozialisti¬ 
schen Arbeit" geben dem Monat Januar in den Ämtern eine 
spezifische Atmosphäre. Gewissenhaft bereiten sich die Ar¬ 
beitskollektive, die gewerkschaftlichen und staatlichen Leitun¬ 
gen sowie die Vorstände der DSF und die FDJ-Leitungen auf 
diesen Höhepunkt vor, geht es doch darum, zu einer Entschei¬ 
dung über die Verleihung bzw. Bestätigung des Ehrentitels zu 
gelangen. Dabei ist es durchaus legitim, Rationalität anzustre¬ 
ben, Aufwand und Nutzen ins Kalkül zu ziehen. Das übergrei¬ 
fende Ziel jedoch besteht darin, die Erziehung und Selbsterzie¬ 
hung des gesamten Kollektivs wirksam zu fördern. Vor allem 
sollen kollektive und individuelle Leistungspotenzen mobilisiert 
und der politische und demokratische Charakter der Kollektiv¬ 
verteidigungen verstärkt werden. Das stellt hohe Ansprüche an 
die betrieblichen und gewerkschaftlichen Leitungen sowie an 
die Führungstätigkeit der Betriebsparteiorganisationen der SED. 


Hauptform: Verteidigung mit der Mehrheit des Kollektivs 

Entsprechend dem Charakter und dem Anliegen der Verteidi¬ 
gung gehen immer mehr Ämter im Post- und Fernmeldewesen 
dazu über, allen Kollektivmitgliedern die Teilnahme zu ermögli¬ 
chen, soweit sie nicht durch Schichtarbeit, Krankheit, Urlaub 
oder Wahrnehmung anderer Verpflichtungen verhindert sind. 
Das entspricht sowohl der gewerkschaftlichen Orientierung (s. 
Kollektiv der sozialistischen Arbeit: Fragen und Antworten. - 
Theuer, Gudrun. - Verlag Tribüne. - Berlin, 1984. S. 49) als 
auch den zentralen Schlußfolgerungen zur weiteren Förderung 
des Kampfes der Arbeitskollektive um den Ehrentitel. Wenn 
sich Ämter der anspruchsvolleren Verteidigung mit der Mehr¬ 
heit des Kollektivs zuwenden, so ist das im tiefen Verständnis 
von der Rolle und Stellung des Arbeitskollektivs als kleinster 
Struktureinheit der produzierenden und machtausübenden Ar¬ 
beiterklasse begründet. Das Kollektiv tritt im Arbeitsprozeß 
stets nicht nur als ausführendes Organ, sondern zugleich als 
Subjekt seiner Aufgaben, Ziele und Ergebnisse, als Träger indi¬ 
vidueller und kollektiver Interessen auf. 

Die Bedeutung der Bewegung, auf sozialistische Art zu arbeiten 
zu lernen und zu leben, liegt gerade darin, daß das Kollektiv und 
jedes seiner Mitglieder bewußt .Verpflichtungen im sozialisti¬ 
schen Wettbewerb eingeht, die ein höheres Maß an Verantwor¬ 
tung, Disziplin und Initiative herausfordern. Gleichzeitig werden 
unter Beachtung der vielfältigen kollektiven und individuellen 
Interessen Vorhaben im Kultur- und Bildungsplan festgelegt. 
Die Verwirklichung des Kollektivprogramms wird zu einer Sa¬ 
che der kollektiven Ehre und damit zur Angelegenheit jedes Kol¬ 
lektivmitgliedes. 

Sicher trägt der Leiter des Arbeitskollektivs eine besondere 
Verantwortung für die Organisierung der kollektiven Arbeit, 
aber seine Einzelverantwortung in rechtlicher Hinsicht ersetzt 
nicht die kollektive Verantwortung für das Erarbeiten und Ver¬ 
wirklichen des Kollektivprogramms. Der Kollektivleiter hat zwar 
stets sachkundig und auskunftsfähig zu sein, aber die Verteidi¬ 
gung stellt mehr als einen Dialog zwischen Leitern und mehr als 
eine Funktionärsberatung dar: Sie ist Sache des Kollektivs 
selbstl 

Bemerkenswert ist, daß sich Bedenken und Zweifel beim Über¬ 
gang zu öffentlichen Verteidigungen durch das Kollektiv meist 
bereits bei der erstmaligen derartigen Veranstaltung zerstreut 
haben. Solche Bedenken äußerten sich in Fragen wie: 

- Schweigt sich die Mehrheit aus? 

— Wird nur nach Entschuldigungsgründen gesucht? 

- Werden „Klagemauern" aufgebaut? 

— Gibt es ein „Kuhhandeln" bei hohen, anspruchsvoll gestell¬ 
ten Zielen? 


- Werden die Abteilungsleiter ihrer hohen Verantwortung bei 

- der Leitung der Verteidigungen gerecht? 

Einstimmiger Tenor: Der Aufwand ist hoch, aber er lohnt sich! 
Ein Beispiel soll hier für viele stehen. 


Eine gelungene Verteidigung 

Mit zwei Alpenveilchen als Tischdekoration, und - was wichti¬ 
ger war - mit erfülltem Kollektivprogramm trafen sie zur Vertei¬ 
digung ihres Ehrentitels im Zimmer ihrer Abteilungsleiterin, der 
Genossin Rat Lilo Dallmann, ein. Sie - das waren die Mitglieder 
des Kollektivs „Eduard Claudius" der Fernsprechauskunft des 
FMA Potsdam. Händeschütteln, Scherzworte, Munterkeit, und 
doch - eine gewisse Spannung war spürbar, galt es doch, über 
ein Jahr angestrengter Arbeit ehrenvoll Bilanz zu ziehen und 
neue kollektive Ziele mit Blick auf den XI. Parteitag der SED zu 
beraten. 

Der Autor war ausgesprochen neugierig auf das Kollektiv und 
seine Atmosphäre. Unter den vielen guten und sehr guten 
Dienststellen des FMA Potsdam bildet die Fernsprechauskunft 
ein Spitzenkollektiv und konnte im vergangenen Jahr dreimal 
als Wettbewerbssieger der Abteilung und einmal für den zwei¬ 
ten Platz ausgezeichnet werden. Darüber hinaus fielen die Kol¬ 
legen dem ISW PF dadurch auf, daß sie bei einer Analyse des 
Entwicklungsniveaus aller Kollektive überragende Werte erziel¬ 
ten. Würde sich das in der Verteidigung widerspiegeln? Ja, 
qualitative Unterschiede zur Verteidigung anderer Kollektive 
waren deutlich erkennbar. Dominierende Eindrücke. 

- Hohe Kollektivverbundenheit und innere Geschlossenheit 
des Kollektivs. 

- Streben nach Bestleistungen als selbstverständliche und ak¬ 
zeptierte Kollektivnorm. 

- Sehr gutes Verhältnis zwischen Leiter und Kollektiv. 

- Ausgesprochenes Wohlfühlen jedes einzelnen im Kollektiv. 

- Überdurchschnittliche gesellschaftliche Aktivität und Aufge¬ 
schlossenheit. 

- Im Ensemble der Leistungsmotive nimmt das Motiv „Sich für 
das Ansehen des Kollektivs einsetzen" einen wichtigen Platz 
ein. 

- Ehrliche, offene, kritische und kameradschaftliche Atmo¬ 
sphäre. 

- Interesse und Bedürfnis an vielfältigen Freizeitaktivitäten des 
Kollektivs. 

Die Verteidigung der Ergebnisse und Vorhaben dieses Kollek¬ 
tivs machte zweierlei deutlich: Erstens: Die Verteidigung des 
Ehrentitels wurde zu einem nachhaltig motivierenden kollek¬ 
tiven Erfolgserlebnis gestaltet und förderte die Bereitschaft, 
neue und höhere Aufgaben im Ergebnis des XI. Parteitages der 
SED mit Zuversicht und Tatkraft anzugehen. Zweitens: Die 
überdurchschnittlichen Ergebnisse und Leistungsmotivationen 
der Kollegen sind kein Zufall. Sie haben ihre Ursache im er¬ 
reichten sozialen und politischen Entwicklungsniveau des Kol¬ 
lektivs und jedes einzelnen sowie in der qualitativen Leitungstä¬ 
tigkeit ihrer Kollektivleiterin. 

1 

Welche Erfahrungen lassen sich verallgemeinern? 

e Die öffentliche Verteidigung durch das Kollektiv hat sich in 
der Praxis - wie zum Beispiel im gesamten BDP-Bereich Neu¬ 
brandenburg - durchgängig bewährt und wird in ihrer massen¬ 
politischen Wirksamkeit von keiner anderen Form der Verteidi¬ 
gung erreicht. Alle Ämter, die zu dieser Form übergegangen 
sind, behalten diese Regelung im nächsten Jahr bei. Dieses Er¬ 
gebnis spricht für sich! Insgesamt schätzen Leiter und Funktio- 
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Das Kollektiv .Eduard Claudius“ der 
Fernsprechauskunft des FMA Pots¬ 
dam während der erfolgreichen Ver¬ 
teidigung des Ehrentitels .Kollektiv 
der sozialistischen Arbeit“. Beson¬ 
ders hervorzuheben: Gütenote 1.2 
und erfolgreiche Neuererarbeitl (1. v. 
I. Rat Lilo Dallmann, AbtL Fern¬ 
sprechbetrieb. 2. v. I. def,Verfasser 
als Gast, 1. v. r. Hauptsekretär Bri¬ 
gitte Blume, Kollektivleiter) 


näre dieser Ämter den Kontakt und den Gedankenaustausch 
während der Verteidigung mit den Kollektiven als unverzichtba¬ 
ren Bestandteil ihrer politischen Führungstätigkeit ein. So hob 
der Leiter des FMA Potsdam, Genosse Oberrat Wille, die gute 
und aufgeschlossene Atmosphäre während der Verteidigungen 
in den Kollektiven hervor und traf die interessante Feststellung: 
„Die Darstellung von kollektiven Leistungen ist ehrlicher und 
selbstkritischer geworden. Während der kollektiven Verteidi¬ 
gung ist es rhetorisch begabten Kollektivleitern b 2 w. Gruppen¬ 
funktionären nicht mehr möglich, Erfolge aufzubauschen und 
Mängel herunterzuspielen. Das Kollektiv korrigiert spontan 
überzogene Darstellungen." 

• Eine gute Erfahrung, wie sich Rationalität der Vorbereitung 
mit niveauvollem Ablauf der Kollektivverteidigung verträgt, 
gibt es beim HPA Potsdam. Die Kollektive berichten in Vorbe¬ 
reitung der Verteidigung über die Erfüllung ihres Kollektivpro¬ 
gramms schriftlich nach dem Ausnahmeprinzip, d. h., sie neh¬ 
men nur zu nicht bzw. zu nur teilweise erfüllten Aufgaben Stel¬ 
lung. Zugleich liegt bei der Verteidigung eine tabellarische 
Übersicht über die Erfüllung bzw. Nichterfüllung aller Wettbe¬ 
werbskennziffern in allen Quartalen für alle Kollektive vor, so 
daß die Wettbewerbsleistungen jedes Kollektivs auf einen Blick 
ersichtlich sind. Die Diskussion zum „Wie" steht im Mittelpunkt 
der mündlichen Ehrentitel-Verteidigung durch das Kollektiv. 

• Bei der Durchsetzung des Grundsatzes, möglichst allen Kol¬ 
lektivmitgliedern die Teilnahme an der Verteidigung zu ermögli¬ 
chen, müssen — wie die BDP Halle richtig feststellt - territoriale 
und zeitlich Bedingungen entsprechend berücksichtigt wer¬ 
den. Ausnahmen sind nach der „Ordnung..." möglich. Unbe¬ 
dingt sollte jedoch die Beschränkung der Verteidigungsrunde 
auf eine reine Funktionärsberatung vermieden werden. 

• Der Hinweis mancher Leiter der Ämter auf ihre Zeitnot bei 
der Vielzahl von Verteidigungen stellt sich oft als Scheinpro¬ 
blem darr Nach der „Ordnung..." § 5 (2) ist die Verteidigung für 
die Mehrheit der Kollektive vom jeweiligen Abteilungsleiter mit 
AGL-Vertretern vorzunehmen. 

• Die Form der gleichzeitigen Verteidigung durch Vertreter 
mehrerer Kollektive als Leistungsvergleich erscheint auf den er¬ 
sten Blick günstig und progressiv. Sie wiegt aber den bedeuten¬ 
den Nachteil des Ausschlusses der Mehrheit der Kollektivmit¬ 
glieder von der Verteidigung nicht auf. Dazu kommt, daß die 
kollektiven Leistungsvergleiche in den letzten Jahren im Post- 
und Femmeldewesen einen bedeutenden quantitativen und vor 
allem qualitativen Aufschwung genommen haben und der Form 
der Verteidigung nicht unbedingt bedürfen. „Leistungsverglei¬ 
che", hob die Vorsitzende der Wettbewerbskommission der 
BGL des HPA Potsdam, Genossin Rat Brigitte Schumann, her¬ 
vor, „machen wir im Laufe des Jahres genug. Zur Verteidigung 


stehen das jeweilige Kollektiv und seine Probleme im Mittel¬ 
punkt." In der Praxis zeigt sich, daß die Form der Verteidigung 
als Leistungsvergleich mehrerer Kollektive meist dem hohen 
Anspruch eines Leistungsvergleichs nicht gerecht wird. In der 
Regel sprechen dann mehrere Kollektivleiter bzw. ihre Ver¬ 
trauensleute nacheinander in gemeinsamer Runde, ohne daß 
es aus Zeitgründen zu einer angeregten Diskussion über das 
„Wie" kommt. 

• Das positive Streben der Kollektive, Erfahrungen zu vermit¬ 
teln und aufzunehmen, ist nicht alternativ an die gleichzeitige 
Verteidigung mehrerer Kollektive als „Leistungsvergleich" ge¬ 
bunden. Erfahrungen sind aber durch gezielte Teilnahme von 
Vertretern anderer Gruppen an der jeweiligen Kollektivverteidi¬ 
gung ausgewählter Kollektive mit hohem Nutzeffekt vermittel¬ 
bar. Insbesondere unsere Spitzenkollektive verfügen über einen 
reichen Erfahrungsschatz und freuen sich über Gäste bei ihrer 
kollektiven Verteidigung. Hier kommt der BGL und der staatli¬ 
chen Leitung eine wichtige koordinierende und orientierende 
Funktion zu. Der Terminplan der öffentlichen Verteidigungen 
sollte daher auch Empfehlungen enthalten, welche Bereiche 
Vertreter zur Teilnahme an Verteidigungen anderer Kollektive 
delegieren, um eigene Erfahrungen darzulegen und um von an¬ 
deren zu lernen. Vor allem die wertvollen Erfahrungen der be¬ 
sten Mitarbeiter im Titelkampf gilt es zu studieren und zu verall¬ 
gemeinern. 

• Der Erfolg und Ablauf, die Art und Weise, der Stil und Ton 
der Verteidigung hängen wesentlich von der Befähigung des 
Vorgesetzten Leiters ab. Mit der Delegierung der Verantwort¬ 
lichkeit vom Leiter bzw. Stellvertreter des Amtes an die Abtei¬ 
lungsleiter tritt in der Regel kein Niveauabfall ein, zumal die Ab¬ 
teilungsleiter ihre Kollektive genauer kennen und sich daher 
„nichts vormachen" lassen. 

• Bewährt hat sich die Erarbeitung einheitlicher betrieblicher 
Grundsätze und Maßstäbe für die Verteidigung. So entsteht 
z. B. beim HPA Berlin jährlich ein einheitlicher Plan für die kol¬ 
lektive Diskussion, der in den Abteilungsbereichen durch spezi¬ 
fische Frage- und Problemstellungen ergänzt wird. Solche 
grundsätzlichen Fragen waren: 

- Welche Leistungen vollbrachte das Kollektiv im innerbetrieb¬ 
lichen Wettbewerb? Welche Ziele und Schlußfolgerungen 
werden für das neue Planjahr gestellt bzw. gezogen? 

- Wie wurden politische Höhepunkte ausgewertet? Welche zu¬ 
sätzlichen Verpflichtungen wurden eingegangen? 

- Wie wurden Ordnung, Disziplin und Sicherheit eingehalten? 
Machten sich Disziplinarmaßnahmen nötig, und wie hat man 
sie im Kollektiv ausgewertet? 

- Wie verlief die Entwicklung des Kollektivs? Wie wurde der 
Kultur- und Bildungsplan verwirklicht? 
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- Wird mit dem persönlichen Planangebot gearbeitet? Welche 
individuellen Leistungen sind hervorzuheben? 

- Welche Entwicklung nahm das Neuererwesen im Kollektiv? 

- Wie sind die Teilnahme und das Niveau der Schulen der so¬ 
zialistischen Arbeit einzuschätzen? 

- Wie wurde die DSF-Arbeit interessant gestaltet? 

- Welche Aktivitäten gab es zur Öffentlichkeitsarbeit? 

- Welche Eingaben gingen ein, und wie wurden sie ausgewer¬ 
tet? 

Solche Fragen lösten stets ohne „Verlegenheitspause" eine an¬ 
geregte Diskussion aus. 

• Für den Verlauf der Verteidigung bewährte es sich sehr, 
wenn Kollektivleiter und Vertrauensmann- nicht ständig ajs 
„Sprecher des Kollektivs“ auftraten, sondern sich etwas zurück¬ 
hielten und vor allem die Kollektivmitglieder zu Wort kommen 
ließen. Es ist immer eine Freude zu erleben, mit welcher Ernst¬ 
haftigkeit, Sachkunde und welchem Engagement diskutiert 
wird, wie sich die Mitarbeiter den hohen Leistungs- und Verhal¬ 
tensanforderungen eines sozialistischen Kollektivs stellen, ehr¬ 
lich und selbstkritisch sowie ohne Umschweife zu Versäumnis¬ 
sen und Mängeln Stellung nehmen und kQnstruktiv Schlußfol¬ 
gerungen zur Verbesserung der individuellen und kollektiven 
Arbeit unterbreiten. Vor allem durch den sowohl prinzipiellen 
als auch kameradschaftlichen Meinungsaustausch wird die Ver¬ 
teidigung zu einem echten Höhepunkt und zur Quelle kollek¬ 
tiver Leistungsmotivationen. Die Atmosphäre der Verteidigung 
ist symptomatisch für den Reifegrad des jeweiligen Kollektivs. 


Schlußfolgerungen zur Verwirklichung 
gewerkschaftlicher Orientierungen 

1. Die öffentliche Verteidigung des Ehrentitels durch das Kol¬ 
lektiv in Form einer gewerkschaftlichen Mitgliederversammlung 
unter Beteiligung möglichst aller Kollektivmitglieder ist als 
Grundsatz konsequent durchzusetzen. Die Zusammenfassung 
mehrerer Kollektive zu einer gemeinsamen Verteidigungsrunde 
sollte auf Ausnahmen begrenzt bleiben und bedarf der Zustim¬ 
mung der BGL. Auch in diesen Fällen ist zu sichern, daß die am 
Titelkampf Teilnehmenden gebührend vertreten sind und zu 
Wort kommen. Eine „Funktionärskonferenz" ist zu verhindern. 

2. Durch qualifizierte Vorbereitung und konstruktive Atmo¬ 
sphäre der Verteidigung ist ihre massenpolitische Wirksamkeit 
zii erhöhen. Verteidigungen sind als Ausdruck des sozialisti¬ 
schen Arbeitens, Lernens und Lebens zu einem kollektiven Hö¬ 
hepunkt zu gestalten, in dem Erreichtes und Künftiges kritisch 
und kameradschaftlich beraten und bewertet wird. In der Ver¬ 
teidigung ist vorrangig den Kollektivmitgliedern Gelegenheit zu 
geben, ihre Meinung zu äußern und Vorschläge zu unterbreiten. 

3. Die Verteidigung ist grundsätzlich durch den dem Leiter des 
Kollektivs übergeordneten Leiter - in der Regel durch den Ab¬ 
teilungsleiter - gemeinsam mit der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung abzunehmen. Eine Verteidigung vor ei¬ 
nem „ausgewählten Gremium" ist nicht zulässig, weil diese 
Form dem Anliegen und der Atmosphäre kollektiver Verteidi¬ 
gungen nicht gerecht wird. 

4. Entsprechend dem öffentlichen Charakter der Verteidigung 
durch das Kollektiv ist zur Förderung des Erfahrungsaustau¬ 
sches die Teilnahme von Vertretern anderer Kollektive zu er¬ 
möglichen. Insbesondere die reichen Erfahrungen der besten 
Kollektive im Kampf um den Ehrentitel sollten intensiver stu¬ 
diert und verallgemeinert werden. 

5. Bei allen Fragen zur ideenreichen und schöpferischen Vorbe¬ 
reitung und Veranstaltung kollektiver Verteidigungen ist stets 
vom Geist und Buchstaben gewerkschaftlicher Orientierungen 
zum Titelkampf auszugehen. Die vorn genannte Publikation von 
Gudrun Theuer ist in diesem Sinne stärker zu nutzen. 


Nutzen Sie die „Kleinen Fachgespräche" schon in allen 
Ämtern und Dienststellen für den Dienstunterricht? 


Aktivitäten 

der BDP Neubrandenburg 
in Sachen Hausbriefkästen 

J 

Von Amtmann MONIKA DITTMANN, 

Mitarbeiter im Zustell- und Landpostdienst 
der BDP Neubrandenburg 


Der überwiegende Teil aller abonnierten Presseerzeugnisse und 
der Briefsendungen wird über Hausbriefkästen ausgehändigt, 
darunter auch Einschreibsendungen, Briefe mit Zustellungsur¬ 
kunde, Post- und Zahlungsanweisungen sowie Schlüssel zu Pa- 
ketzustellfächern. Diese unpersönliche Aushändigung hat sich 
prinzipiell bewährt. Sie entspricht dem Wunsch des überwie¬ 
genden Teils der Bevölkerung, vor allem aber den Vorstellun¬ 
gen der berufstätigen Bürger, unkompliziert und ohne große 
Wegeleistungen in den Besitz der Postsendungen zu gelangen, 
die der Bürger relativ häufig erhält. 

Das zuverlässige Funktionieren dieser Aushändigungsform 
setzt einerseits eine fehlerfreie Arbeit der Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post und andererseits einen ordnungsgemäßen und 
sicheren Hausbriefkasten voraus. Die fehlerfreie Arbeit ist Ge¬ 
genstand des Kampfes der einzelnen Mitarbeiter und Ziel der 
um den Staatstitel ringenden Kollektive. Sie stellt mithin eine 
betriebsinterne, aber nach außen wirkende Leistungsqualität 
dar. 

Im Gegensatz zur fehlerfreien Arbeit war der Zustand der Haus¬ 
briefkästen durch die Deutsche Post und ihre Mitarbeiter nur 
mittelbar zu beeinflussen, da sie nicht Eigentümer der Haus¬ 
briefkästen sind. Direkt wirksam war lediglich die Entscheidung 
des Zustellers, ob der Briefkasten sicher sei und über ihn die 
Sendungen ausgehändigt werden könnten oder ob man den 
Empfänger auffordern müsse, seine Post bis zur Herstellung 
der notwendigen Sicherheit des Briefkastens beim nächsten 
Postamt abzuholen. Das waren und sind auch heute noch recht 
subjektive Entscheidungen, wenn nicht grundlegende Mängel 
die Aushändigung der Sendungen über den Hausbriefkasten 
von vornherein und zweifelsfrei ausschließen. Noch komplizier¬ 
ter stellte sich die'Situation dar, wenn durch die Baubetriebe 
unzulängliche Hausbriefkästen installiert worden waren, wie 
das besonders in der ersten Hälfte der 60er Jahre mitunter 
geschehen ist. 

Für die BDP und die Ämter ergab sich bei dieser Gesamtproble¬ 
matik die Notwendigkeit, selbst aktiv zu werden und die Mög¬ 
lichkeiten einer mittelbaren Einflußnahme auf die Sicherheit 
der Hausbriefkästen auszuschöpfen. Dazu gehörten zum einen 
Öffentlichkeitsarbeit in der Presse sowie persönliche Hinweise 
der Zusteller an die Postkunden. Zum anderen galt es, die Ei¬ 
gentümer der Wohngebäude, vor allem den VEB Gebäudewirt¬ 
schaft und die AWG, anzusprechen. Mit Presseartikeln, von de¬ 
nen in unserem Bezirk in Abständen zwei auf der Bezirksseite 
und weitere auf einigen Kreisseiten des Bezirksorgans "Freie 
Erde" erschienen, wurde die Öffentlichkeit auf die Bedeutung 
funktionssicherer Hausbriefkästen aufmerksam gemacht. Er¬ 
folgreicher, weil basisnäher, waren Gespräche, die die Zusteller 
mit den Kunden führten. Trotzdem mußte festgestellt werden, 
daß der Zustand der Hausbriefkästen im Bezirk nicht überall zu¬ 
friedenstellend ist. Das wurde besonders deutlich, als auf Ver¬ 
anlassung des Ministeriums im August 1983. eine erste Erhe¬ 
bung über die Beschaffenheit der Hausbriefkästen veranlaßt 
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und gleichzeitig definiert wurde, was v defekte und mangelhafte 
Hausbriefkästen sind: 

• Defekte Hausbriefkästen sind durch Beschädigung oder eine 
andere Ursache unbrauchbar. Dazu gehören u. a. solche mit 

- fehlenden oder nicht funktionierenden Schlössern 

- ungenügend befestigten oder verbogenen Türen 

- fehlenden Kastenteilen 

- unzureichender Befestigung an der Wand. 

Sie sind in der Regel zu reparieren. 

• Mangelhafte Hausbriefkästen sind funktionstüchtig, weisen 
aber Mängel auf. Dazu zählen 

- Hausbriefkästen, deren Größe und Beschaffenheit eine voll 
ständige Aufnahme der Postsendungen und Presseerzeug¬ 
nisse nicht gewährleisten 

- Hausbriefkästen mit Einwürfen, deren Breite die unbefugte 
Entnahme von Sendungen und Presseerzeugnissen ohne An¬ 
wendung von Gewalt oder von Hilfsmitteln ermöglicht. 

Mangelhafte Hausbriefkästen müssen meistens ersetzt werden. 
Für den Bezirk Neubrandenburg fand diese Erhebung für die 
Bezirksstadt und das Stadtgebiet Anklam im I. Halbjahr 1984 
statt. Aus ihren Ergebnissen sowie aus der VdHust- und Krimi¬ 
nalitätsanalyse 1984 wurde im Bezirk Neubrandenburg im März 
1985 ein Maßnahmeplan erarbeitet. Dieser sah vor, bis zum 
Ende des II. Quartals 1985 Erhebungen nunrnehr in allen Städ¬ 
ten des Bezirks anzustellen. Sie wurden in allen Kreisstädten 
sowie in 22 kleineren Städten vorgenommen (=. 142 961 Kun¬ 
den) uad zeigten, daß erhebliche Unterschiede bei der Ord¬ 
nungsmäßigkeit der Hausbriefkästen bestehen. Schwerpunkte 
bildeten hier die Bereiche Demmin, Röbel und Waren. Demge¬ 
genüber stehen die Bereiche Templin, Pasewalk und Torgelow 
wesentlich besser dar Von den insgesamt festgestellten defek¬ 
ten Hausbriefkästen besaßen 82,3 Prozent defekte oder feh¬ 
lende Schlösser, 7,1 Prozent beschädigte Gehäuse oder Türen 
und 10,6 Prozent sonstige Defekte. Bei den mangelhaften Haus¬ 
briefkästen waren 70,1 Prozent zu klein, hatten 12,7 Prozent ei¬ 
nen zu kleinen und 5,5 Prozent einen zu großen Briefeinwurf 
und zeigten 11,7 Prozent sonstige Mängel. 

Mit der Erarbeitung des Maßnahmeplanes wurde gleichzeitig 
durch die Fachabteilung PZ der BDP eine Arbeitsmappe zusam¬ 
mengestellt, die den Leitern der Ämter als Arbeitsgrundlage 
diente. Diese Mappe enthält 

- Argumentationshinweise zur konsequenten Forderung nach 
sicheren Hausbriefkästen 

- Begriffsdefinitionen über defekte und mangelhafte Haus¬ 
briefkästen 

- Überblick über die Situation im jeweiligen Verantwortungs¬ 
bereich (Stadtgebiet) 

- TGL 26 986/01 und 26 986/02 

- Bildmaterial über mustergültige Hausbriefkästen sowie man¬ 
gelhafte und defekte Hausbriefkästen (Bilder). 

Der Leiter der BDP informierte in einem Gespräch beim Rat des 
Bezirkes über den unbefriedigenden Zustand der Hausbriefkä¬ 
sten und die schlußfolgend von der DP vorgesehenen Maßnah¬ 
men. Gleichzeitig wurden die Leiter der Ämter angewiesen, die 
örtlichen Räte zu unterrichten und sie aufzufordern, in geeigne¬ 
ter Form ihren Einfluß geltend zu machen. Dabei wurde die Si- 

„Hausbriefkästen", die durch die OP nicht bedient werden! Ihr Zustand ist in¬ 
diskutabel 




TGL gerechte, mustergültige Hausbuetkastenanlage (2 Autn Glause. Neubran 

denburg) 

tuation des gegenwärtigen Zustandes anhand des von der BDP 
erarbeiteten Bild- und Argumentationsmaterials dargestellt. Die 
Gespräche mit den Wohnungsverwaltungen (KWV, AWG u. a.) 
wurden durch die Stellvertreter der Ämter geführt. Dabei sollte 
erreicht werden, mit den Wohnungsverwaltungen konkrete 
Maßnahmen zur Herstellung eines ordnungsgemäßen Zustan¬ 
des der Hausbriefkästen durch Instandhaltung, Instandsetzung 
oder durch Ersatz zu vereinbaren. Die Gebäudewirtschaft und 
die AWG erklärten sich bereit, der DP beim Beseitigen der vor¬ 
handenen Defekte und Mängel an Hausbriefkästen Unterstüt¬ 
zung zu geben. Bei diesen Aussprachen wurde aber bereits ein¬ 
geschätzt, daß die Beseitigung der Defekte und besonders der 
Mängel durch die zuständigen Hausverwaltungen ein langwieri¬ 
ger Prozeß sein wird. 

Im Verlauf der Erhebungen wurden die für die Beschaffung von 
Hausbriefkästen und Fachschlössern zuständigen örtlichen 
Handelseinrichtungen von der BDP und den Ämtern über das 
Vorhaben der DP informiert. Dabei ist insbesondere aüf einen 
steigenden Bedarf an Hausbriefkästen als Ersatz für defekte 
und mangelhafte Exemplare und an Fachschlössern für die Re¬ 
paratur von defekten Hausbriefkästen aufmerksam gemacht 
worden. Die Nutzer einzelner defekter und mangelhafter Haus¬ 
briefkästen wurden schriftlich auf die nicht ordnungsgemäße 
Beschaffenheit ihres Hausbriefkastens hingewiesen und aufge¬ 
fordert, diesen kurzfristig in einen ordnungsgemäßen Zustand 
zu versetzen. 

Die Tatsache, daß nach anderthalb Jahren trotz Einwirkung auf 
die Nutzer bzw. Aktivitäten der Wohnungsverwaltungen der Zu¬ 
stand der Hausbriefkästen noch nicht überall befriedigen kann, 
verlangt von den Ämtern, in ihren Bemühungen nicht nachzu¬ 
lassen; dazu gehört die strikte Durchsetzung der Bestimmun¬ 
gen der DÄ 2.22 bei der Aushändigung über Hausbriefkästen. 
Um gewisse objektive Schwierigkeiten zu überwinden, wandte 
sich der Stellvertreter BV der BDP in einem Schreiben im März 
1986 an die Großhandelsgesellschaft Haushaltswaren mit der 
Bitte, eine ausreichende Versorgung der Verkaufsstellen mit 
Hausbriefkästen und Hausbriefkästenschlössern zu sichern. Ein 
anderes Problem ist die kurzfristige Bereitstellung der Mittel, 
die für die Instandsetzung oder den Ersatz der Hausbriefkästen 
seitens der KWV und’AWG benötigt werden. Eine langfristige 
Planung dieser Mittel ist auch hier notwendig. 

In der neuen Anordnung über den Postdienst vom 28. Februar 
1986 (GBl. I Nr. 8 vom 19. März 1986) ist gesetzlich fixiert, daß 
für den Neubau mehr- und vielgeschossiger Wohngebäude die 
Aufstellorte der Hausbriefkastenanlagen und die Anwendung 
standardisierter Hausbriefkästen bzw. Hausbriefkasteneinhei¬ 
ten mit der Deutschen Post abzustimmen sind. Außerdem wer¬ 
den alle Rechtsträger und Eigentümer von Wohngebäuden ver¬ 
pflichtet, funktionstüchtige Hausbriefkästen für alle Haushalte 
anzubringen und diese mit Namensschildern (Familiennamen 
und Wohnungsnummer) zu versehen. Damit hat die Deutsche 
Post die Möglichkeit, auf der Grundlage gesetzlicher Festlegun¬ 
gen ihre Forderungen durchzusetzen und zu sichern, daß künf¬ 
tig nur ordnungsgemäße Hausbriefkastenanlagen errichtet wer¬ 
den. ' 
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Die neuen Ausbildungsunterlagen „Facharbeiter 
für Nachrichtentechnik und Fernmeldebaumonteur" 


Von Rat Dipl.-Ing.-Päd., Ing. GÜNTER DEUBLER, päd. Mitarbeiter, und Rat Ing. GERHARD SCHURIG, 
wiss. Mitarbeiter im Zentralamt für Berufsbildung, Berlin 


Ab September 1986 vollzieht sich die Ausbildung in den Beru¬ 
fen Facharbeiter für Nachrichtentechnik und Fernmeldebau¬ 
monteur auf der Grundlage neuer Ausbildungsunterlagen. 

Facharbeiter für Nachrichtentechnik 

In diesem Beruf werden Facharbeiter für die Montage, Bedie¬ 
nung und Instandhaltung nachrichtentechnischer Anlagen aus¬ 
gebildet. Mit den neuen Lehrplänen kommt es zu umfangrei¬ 
chen Änderungen im Inhalt und Profil des Berufes. Damit wer¬ 
den eine zu enge Spezialisierung überwunden und die Disponi¬ 
bilität des Facharbeiters wesentlich erhöht (Tabelle). Vom Fach¬ 
arbeiter für Nachrichtentechnik sind folgende Haupttätigkeiten 
auszuführen: 

- Handhaben von Montage- und Justierwerkzeugen, Werkzeu¬ 
gen und Geräten zur Werkstoffbearbeitung sowie von Meß- 
und Prüfmitteln 

- Be- und Verarbeiten von Drähten, Leitungen und Kabeln 

- Herstellen, Montieren und Anschalten von Baugruppen, Ge¬ 
räten und Anlagen " 

- Schalten von Übertragungs- und Signalwegen 

- Aufbau und Inbetriebnahme mobiler Anlagen und Anlagen¬ 
komplexe 

- Bedienen von Geräten und Anlagen 

- Bedienen von Signalisations- und Kommunikationseinrich¬ 
tungen 

- Meß- und Prüfarbeiten, Kontroll- und Überwachungsmessun¬ 
gen an Geräten, Anlagen und Anlagenkomplexen 

- Erkennen, Eingrenzen und Beseitigen von Störungen in Si¬ 
gnalwegen, Geräten und Anlagen 

- Überwachen, Warten und Pflegen sowie Instandsetzen von 
Baugruppen, Geräten und Anlagen 

- Lesen und Anwenden von Schaltplänen, Führen von techni¬ 
schen Unterlagen und Nachweisen 

Die Anforderungen an den Facharbeiter aufgrund der verstärk¬ 
ten Anwendung der Mikroelektronik sowie der zunehmenden 
Digitalisierung im Nachrichtenwesen machten umfangreiche 
Aktualisierungen des Inhalts der Ausbildungsunterlagen unab¬ 
dingbar So kamen in der Grundlagenbildung beim Unterrichts¬ 
fach Elektronik und im Lehrgang Schalten-Prüfen-Messen neue 


Spezialisierungsrichtungen des 

riehtentechnik 

Berufes Facharbeiter für Nach- 

Ausbildungsunterlage 1977 

Ausbildungsunterlage 1996 

- Vermittlungs- und. Signal- 

- Instandhaltung von Fern- 

anlagen 

r sprech- und Fernschreib- 

- Ubertragungßanlagen 

anlagen (FS) bzw. 

- Fernmelde-Stromversorgungs- 

- Instandhaltung von Infor- 

anlagen 

mationsanlagen der DH 
(für die Deutsche Reichs¬ 
bahn) bzw. 

- Montage von nachrichten- 
technischen anlagen 
(für Fernmeldeanlagenbau¬ 
betriebe des Kombinats 

Nachrichtenelektronik) 

- Funksendeanlagen 

- Bedienung und Instandhal¬ 
tung von Funksendeanlagen 
(FU) 

- Videotechnische anlagen 

( - Bedienung und Instandhai- 

- Tont-echnische Anlagen ^ 

tung studiotechnischer An¬ 
lagen (ST) 

- Drahtgebundene Fermneide- 

wurde eigenständiger Beruf. 

linien 

"Fernmeldebaumon t eur" 


Inhalte zur Optoelektronik, Lichtwellenleitertechnik und zu digi¬ 
talen Schaltungen hinzu. In stärkerem Maße werden künftig in 
neu geschaffenen Lehrgängen Grundfertigkeiten in der Werk¬ 
stoffbearbeitung und im Umgang mit berufstypischen Baugrup¬ 
pen und Einrichtungen vermittelt. Ein 15tägiges Betriebsprakti¬ 
kum bildet Abschluß und zugleich Höhepunkt des 1. Lehrjahres. 
In der Spezialisierungsrichtung Instandhaltung von Fernsprech- 
und Fernschreibanlagen wurden die Stoffgebiete Nebenstellen¬ 
technik, Orts- und Fernvermittlungstechnik sowie Fernmelde¬ 
stromversorgung aktualisiert. Dabei ist besonders die zuneh¬ 
mende Bedeutung der Vermittlungstechnik mit Koordinaten¬ 
schaltern und elektronischen Bauelementen sowie neuartigen 
digitalen Systemen berücksichtigt worden. Das Unterrichtsfach 
Übertragungstechnik wurde neu gestaltet und vermittelt einen 
Überblick über das gesamte Gebiet der Übertragungstechnik 
einschließlich der Leitungstheorie. Entsprechend der techni¬ 
schen Entwicklung erhielt die PCM-Technik eine höhere Stun¬ 
denzahl zugebilligt. In einem neuen Unterrichtsfach wird der zu¬ 
nehmenden Bedeutung der Fernschreib- und Datenübermitt¬ 
lung in der Volkswirtschaft entsprochen. 

Die Lehrgänge der beruflichen Spezialbildung sind auf die Her¬ 
ausbildung von Fähigkeiten und Fertigkeiten gerichtet, die für 
den Facharbeiter grundsätzlich zum Bedienen, Inbetriebneh¬ 
men und Instandhalten von Orts- und Fernvermittlungsanlagen 
sowie für das Arbeiten im Technischen Dienst beziehungsweise 
Vereinigten Technischen Dienst an Nebenstellenanlagen sowie 
Übertragungs- und Fernschreibanlagen erforderlich sind. Be 
sondere Schwerpunkte sind dabei das Instandhalten von Ver¬ 
mittlungsanlagen mit Wählern einschließlich des Prüf- und Si- 
gnaldienstes in Vermittlungsstellen, das Fertigkeitstraining bei 
der Wählereinstellung sowie das Beherrschen der Schaltpläne 
zur Störungseingrenzung. 

In der Spezialisierungsrichtung Bedienung und Instandhaltung 
von Funksendeanlagen wurden neben inhaltlichen Aktualisie¬ 
rungen aufgrund der technischen Entwicklung vor allem die 
Stoffgebiete Versorgungs- und Antennentechnik sowie Strom¬ 
versorgungsanlagen entsprechend den betrieblichen Erforder¬ 
nissen neu gestaltet. Für den Lehrgang Werkstoffbearbeitung 
ist nunmehr eine höhere Stundenzahl vorgesehen. 

Die Spezialisierungsrichtung Bedienung und Instandhaltung 
von studiötechnischen Anlagen vereinigt die bisherigen Spezia¬ 
lisierungsrichtungen Video- und Tontechnische Anlagen. Ne¬ 
ben inhaltlichen Anpassungen, die besonders der neuen Gene¬ 
ration studiotechnischer Anlagen entsprechen, wurden vor al¬ 
lem die Stoffgebiete zur Technologie des Hör- und Fernseh¬ 
rundfunks erweitert. Den unterschiedlichen betrieblichen Erfor¬ 
dernissen der Studictechniken Rundfunk und Fernsehen wird 
dabei durch eine Variantenausbildung entsprochen. 


Fernmeldebaumonteur 

Die berufsanalytischen Untersuchungen in allen zum Fernmel¬ 
debau gehörenden Aufgabengebieten ergaben, daß das künf¬ 
tige Leistungsprofil des Fernmeldebaus eine hohe Disponibili¬ 
tät des Facharbeiters für folgende Aufgaben erfordert: 

— Errichten und Instandsetzen von Kabel-, Kabelkanal-, Freilei- 
tungs- und Luftkabelanlagen 

- Montieren und Instandsetzen von Teilnehmereinrichtungen, 
Anlagen der Vermittlungs- und Übertragungstechnik sowie 
von sicherungstechnischen Anlagen. 

Daraus ergibt sich, daß der Fernmeldebaumonteur einsetzbar 
sein muß in den Betrieben und Kombinaten Fernmeldebau im 
Netz- und Anlagenbau und in den FMÄ und PFÄ im Sprechstel¬ 
len- und Neberistellenanlagenbau, im Technischen Dienst an 
Kabeln sowie in den Annahme-, Schalt- und Linienstellen. Das 


Dtsch. Post 31 (1986) 5 


209 





Auch die Montage von Kondensatormuffen ist künftig Bestandteil der Berufs¬ 
ausbildung. (Aufn. IPF) 


Leistungsprofil des Fernmeldebaus ist als ein Komplex a'nzuse- 
hen, für den es im Prinzip keine Einschränkung der Ausbildung 
geben darf. Deshalb wurde in der neuen Ausbildungsunterlage 
keine Trennung der Ausbildung nach Spezialisierungsrichtun¬ 
gen vorgesehen. 

Der Beruf des Fernmeldebaumonteurs ist vorwiegend dureh 
Montagetätigkeit gekennzeichnet. Das erfordert in erster Linie 
praktische Fähigkeiten und Fertigkeiten, verbunden mit einem 
guten beruflichen Grundlagenwissen, einer hohen persönlichen 
Leistungsbereitschaft und einem für die übertragenen Arbeits¬ 
aufgaben ausgeprägten Verantwortungsbewußtsein. Gegen¬ 
über der bisherigen Ausbildung im Rahmen des Berufes Fach¬ 
arbeiter für Nachrichtentechnik ergibt sich daraus für die künf¬ 
tige Facharbeiterausbildung eine stärkere Ausprägung der prak¬ 
tischen Fähigkeiten und Fertigkeiten und eine Erweiterung und 
Vertiefung der Ausbildung in der Werkstoffbearbeitung, in der 
Kabelmontage, im Kabelkanal- und Schachtbau sowie eine 
Neuaufnahme der Ausbildung in der Anlagenmontage. Auch 
der Erwerb von Berechtigungsnachweisen zum Bedienen von 
Geräten und Maschinen im Fernmeldebau ist notwendig. Diese 
mit der berufsanalytischen Arbeit ermittelten Anforderungen 
finden in der neuen Ausbildungsunterlage konkret ihren Nieder¬ 
schlag. 

Aufgrund des künftigen Umfangs der Facharbeiterausbildung 
und des zu erreichenden Ausprägungsgrades der notwendigen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten wurde die Ausbil¬ 
dungsdauer auf 2 '/ 2 Jahre festgelegt. Hierbei war auch zu be¬ 
rücksichtigen, daß bei der produktionsverbundenen Ausbildung 
im Fernmeldebau erhebliche Wegezeiten für die An- und Ab¬ 
fahrt zu den Baustellen anfallen. Mit der 2 '/ 2 jährigen Ausbil¬ 
dungsdauer ist ein den Anforderungen entsprechendes Theo- 
rie-Praxis-Verhältnis von 1:2,8 erreicht worden. Die absolute 
Zeit für die berufspraktische Ausbildung wurde gegenüber der 
Ausbildung im Rahmen des Berufs Facharbeiter für Nachrich¬ 
tentechnik um 102Tagi^erhoht. Die berufliche Grundlagenbil¬ 
dung umfaßt diCTÄHIteffllflraufgeführten Lehrgänge mit fol¬ 
genden wesentlichen Inhalten: 

- Werkstoffbearbeitung - Bearbeiten der für den Fernmelde¬ 
bau wichtigsten Werkstoffe sowie die Instandsetzung von 
Werkzeugen 

- Grundfertigkeiten der Fernmelde- und Installationstechnik - 
Bearbeiten von Drähten, Leitungen und Kabeln, Montieren 
und Justieren von mechanisch und elektrisch betätigten 
Schaltmitteln, Prüf-, Meß- und Entstörungsarbeiten an Bau¬ 
elementen und Baugruppen der Fernmeldetechnik, Befesti¬ 
gen von Installationsbauteilen und Leitungen, Erwerb von 
Kenntnissen' und Fertigkeiten für das sichere Arbeiten an 
elektrotechnischen Anlagen mit Nennspannungen bis 1000 V 
Ws und 1500 V Gs 


- Grundfertigkeiten der Freileitungs- und Luftkabelmontage - 
Herstellen, Errichten und Ausrüsten von Stützpunkten aller 
Art, Aufbringen von Freileitungen und Luftkabeln, Beschäl¬ 
ten von Kabelaufführungen 

- Schalten-Prüfen-Messen - Grundlagen der Meßtechnik, ein¬ 
fache Meßverfahren und -Übungen 

- Betriebspraktikum - Kennenlernen der'betrieblichen Praxis 
zum Abschluß der Grundlagenbildung und teilweise erste 
Bewährung im Arbeitsprozeß. 

Die berufliche Grundlagenbildung findet vorwiegend in den Ka¬ 
binetten und Werkstätten sowie auf Übungsgelände der Be¬ 
triebsschulen statt. Sie wird durch die Übernahme lehrplange¬ 
rechter Produktionsaufgaben soweit wie möglich produktions¬ 
verbunden gestaltet. Die spezielle berufliche Bildung geschieht 
aufbauend auf den in der Grundlagenbildung erworbenen 
Grundfertigkeiten und Fähigkeiten. Schwerpunkt dieser Ausbil¬ 
dung ist 

- das Errichten und Instandsetzeh von ober- und unterirdi¬ 
schen Fernmeldelinien einschließlich der Baumaßnahmen 
bei Katastrophen und Massenstörungen 

- die Montage und Instandsetzung von Kabelkanalanlagen und 
Kabelschächten 

- die Montage von Teilnehmereinrichtungen und Anlagen der 
Vermittlungs-, Übertragungs- und Stromversörgungstechnik 
sowie von sicherungstechnischen Anlagen 

- das Prüfen und Messen des elektrischen Zustandes von Bau¬ 
gruppen, Leitungen und Kabeln der Fernmeldetechnik ein¬ 
schließlich Messungen zum Orten von Isolationsfehlern und 
Unterbrechungen sowie pneumatische Prüfungen und Mes¬ 
sungen an Fernmeldekabeln. 

Die Lehrgänge werden überwiegend produktionsverbunden ge¬ 
staltet. Bewährt hat sich besonders die Übernahme anspruchs¬ 
voller lehrplangerechter Produktions- und Arbeitsaufgaben in 
Form von Lehrlingsobjekten und .die Ausbildung in Jugendbri¬ 
gaden. Die letzten Monate der Lehrzeit dienen der unmittelba¬ 
ren Einarbeitung am künftigen Arbeitsplatz. In dieser Zeit er¬ 
werben die Lehrlinge je nach den Anforderungen des künftigen 
Arbeitsplatzes und den betrieblichen Erfordernissen die Be¬ 
rechtigung zum Bedienen von Maschinen und Geräten im Fern¬ 
meldebau. 


Der berufstheoretische Unterricht 

Er wurde gegenüber der bisherigen Ausbildung um die Unter¬ 
richtsfächer Werkstoffkunde und Technische Darstellungen er¬ 
weitert. Im Unterrichtsfach Werkstoffkunde sollen den Lehrlin¬ 
gen anwendungsbereite Kenntnisse über die Struktur, Eigen¬ 
schaften und den Einsatz der Werkstoffe im Fernmeldebau ver¬ 
mittelt werden. Schwerpunkt wird auf die Verarbeitungsgrund¬ 
sätze der Werkstoffe gelegt, um fehlerhaften Handlungen in 
der Praxis und deren Auswirkungen vorzubeugen. Im Unter¬ 
richtsfach Technische Darstellungen stehen das Darstellen und 
Lesen der verschiedenen technischen Dokumentationen im 
Vordergrund. Die technischen Dokumentationen, wie Linienun¬ 
terlagen, Schaltpläne u. a., sind ja wesentliche Arbeitsmittel 
des Fernmeldebaumonteurs. Wichtig ist, daß die in diesem 
F.ach vermittelten Grundlagen in der berufspraktischen Ausbil¬ 
dung ständig gefestigt und erweitert werden. 

Die übrigen Fächer des berufstheoretischen Unterrichts sind 
entsprechend der wissenschaftlich-technischen Entwicklung 
des Nachrichtenwesens auf den neuesten Stand gebracht wor¬ 
den.. Die Lichtwellenleiter-Nachrichtenübertragungstechnik ist 
daher u. a. ebenfalls Bestandteil der Lehrpläne für den berufs¬ 
theoretischen und berufspraktischen Unterricht. Mit der prakti¬ 
schen Ausbildung in der Bearbeitung und Montage von LWL- 
Kabeln ist jedoch erst näch weiteren zentralen Festlegungen zu 
beginnen. In den nächsten Jahren wird die Qualifizierung der 
erforderlichen Montage- und Instandhaltungskräfte durch Wei- 
tetbildungslehrgänge gesichert. 
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„Der Krieg ist kein 
Gesetz der Natur - 
Der Frieden ist 
kein Geschenk" 


Leiter des Amtes: Lassen Sie mich im folgenden einige inter¬ 
essante DDR-Lexika vorstellen, die man als Postler kennen so¬ 
wie in Abhängigkeit vom Interessenspektrum und dem Geld¬ 
beutel auoh sein eigen nennen sollte. 

Stellenleiter: Auf welches Nachschlagewerk stimmt unsere 
heutige Überschrift ein? 

Leiter des Amtes: Sie betrifft das Minibuch „Über Krieg und 
Frieden", herausgegeben von Ursula Eichelberger, das in 1. 
Auflage im Militärverlag der DDR in geschmackvoller Aufma¬ 
chung (Preis 17,- M) erschien. Es bildet eine wesentliche Erwei¬ 
terung des Themenkomplexes „Krieg und Frieden" in dem Zita¬ 
tenlexikon derselben Verfasserin, das wir bereits in „Arbeits- 
psychologia" (58) und (59) - vgl. dDP, Hefte 4 und 5/1982, S. 
159 und 207 - kennenlernten. Deshalb sei nur daran erinnert, 
daß es sich hierbei nicht um eine Sammlung „Geflügelter 
Worte" (z. B. „Nichts ist dauernd als der Wechsel" vdn Ludwig 
Börne [1786 bis 1837]), sondern um Meinungen, Urteile, Senten¬ 
zen usw. (hergeleitet aus dem lateinischen „sententia") han¬ 
delt. Das Benutzen des Minibuches wird durch das „Verzeich¬ 
nis der Autoren in chronologischer Folge (nach Lebensdaten)" 
und das „Verzeichnis der Autoren in alphabetischer Folge" 
unterstützt. Sehr zeitaufwendig hingegen ist es, die Stellen zu 
finden, wo ein bestimmter Autor zu Wort kommt. Das Inhalts¬ 
verzeichnis ist zu unscharf, und es fehlen entsprechende Regi¬ 
stervermerke. 

Stellenleiter: Beschränken wir uns bei der großen Zahl von Zi¬ 



(5/1986, S. 211) 


KLEINE FACHGESPRÄCHE 


taten willkürlich auf je eine Sentenz des ältesten und des jüng 
sten hier aufgenommenen Autors. 

Leiter des Amtes: Der chinesische Philosoph Konfuzius (551 
bis 478 v. u. Z.) bemerkte recht zwiespältig in seinen auch bei 
Reclam 1982 und 1984 erschienenen „Gesprächen": „Ein Volk in 
den Krieg führen, das nicht darauf vorbereitet ist, heißt, seinen 
Untergang herbeizuführen." Michail Gorbatschow, geb. 1931, 
der Generalsekretär des Zentralkomitees der KPdSU, forderte 
dagegen am 8. Mai 1985: „Das heilige Recht des Menschen auf 
Leben zu schützen, einen dauerhaften Frieden zu sichern ist die 
Pflicht der Lebenden gegenüber den Millionen für Freiheit und 
gesellschaftlichen Fortschritt Gefallenen, unsere allgemeine 
Pflicht gegenüber den jetzigen und kommenden Generationen." 
Stellenleiter: Sie bezeichnen die o. a. Edition als „Minibuch". 
Was hat es damit auf sich? 

Leiter des Amtes: Das Miniatur- oder, kurz gesagt, Minibuch 
gehört in der DDR seit 1959 zum Programm verschiedener Ver¬ 
jage. Als erstes wurde das „Kommunistische Manifest" ,von 
Marx und Engels, und zwar im Format 48 x 38 mm, 470 Seiten, 
herausgebracht. Johannes R. Becher (1891 bis 1958) singt ein 
Loblied auf das kleine Format - wobei das hier besprochene 
Minibuch die Ausmaße 67 x 100 mm hat-, indem er u. a. 
sagte: „Bei der Vorbereitung einer Reise überlegte ich mir, wel-_ 
che Bücher ich wohl mitnehmen könnte ..., welche von ihnen 
ein solch handliches ‘Format besitzen, um sie ohne große 
Schwierigkeiten mit sich zu tragen ... Aber traurig stimmte 


Kontenführung 
für Bürger 
und Betriebe 


(5/1986, S. 211) 

Mitarbeiterin: Mit den ab 1. Mai 1986 geltenden Anordnungen 

- über den Postspargirodienst - Postspargiro-Anordnung - 
(GBl. I Nr. 8 S. 87) 

- über den Postscheckdienst - Postscheck-Anordnung - (GBl. 

I Nr. 9 S. 102) 

sind deutlicher als bisher die Unterschiede von Postspargiro- 
und Postscheckkonten hervorgehoben worden. Dennoch 
kommt es zu Unklarheiten bei der Einordnung und zu den Auf¬ 
gaben beider Kontoarten. Außerdem gibt es noch die Postspar¬ 
konten. Wie unterscheiden sich die einzelnen Formen der Kon¬ 
ten? 

Stellenleiter: Das Gesetz vom 29. November 1985 über das 
Post- und Fernmeldewesen (GBl. kNr. 31 S. 345) enthält im § 4 
Abs. 6 die Festlegung, daß die Deutsche Post Leistungen des 
Zahlungs- und Sparverkehrs in der DDR ausführt. Dazu gehört 
die Führung von Konten bei den Postscheckämtern (vgl. dDP, 
Heft 4 S. 147) und beim Postsparkassenamt Berlin. Die Konto¬ 
führung bei den genannten Ämtern beruht auf Grundsätzen, die 
für gleichartige Leistungen auch bei den anderen Geld- oder 
Kreditinstituten gelten. Zunächst ist zwischen 

1. Girokonten' 

2. Konten, für die ein Sparbuch ausgestellt wird, 

zu unterscheiden. Zur zweiten Gruppe gehören die Postspar¬ 
konten nach der Postsparkassenordnung vom 31. Oktober 1983 
(GBl. I Nr. 38 S. 429) und die Konten mit Sparbüchern der Geld¬ 
oder Kreditinstitute, die im Freizügigkeitsverkehr auch bei Post¬ 
ämtern und Poststellen zu Ein- oder Rückzahlungen vorgelegt 
werden können. 


Mitarbeiterin: Welche Aufgaben erfüllen Konten mit Spar¬ 
buch? 

Stellenleiter: Sie dienen der Ansammlung von Spareinlagen 
der Bürger. Im Sparbuch wird die Spareinlage nachgewiesen, 
und über diese kann nur bei Vorlage des Sparbuches verfügt 
werden. Die Spareinlagen werden einheitlich mit 3,25 Prozent 
pro Jahr verzinst. Sie werden vorrangig durcfföareinzahlungen 
gebildet, und bei Rückzahlungen wird grundsätzlich Bargeld 
ausgezahlt. Trotz der Möglichkeit, Postsparbücher und Sparbü¬ 
cher der Geld» oder Kreditinstitute im Freizügigkeitsverkehr zu 
nutzen, genügen diese Konten den Anforderungen eines mo¬ 
dernen Zahlungs- und Sparverkehrs aber nicht. 

Mitarbeiterin: Was sind Girokonten? 

Stellenleiter: Das Wort „Giro" bedeutet im Zahlungsverkehr so¬ 
viel wie Umlauf oder Übertragung, also die Umbuchung von 
Geldbeträgen von Konto zu Konto (z. B. durch Überweisung). 
Girokonten dienen deshalb vorrangig dem bargeldlosen Zah¬ 
lungsverkehr. Zu den Girokonten im ursprünglichen Sinne ge¬ 
hören die bei den Geld- oder Kreditinstituten für Betriebe ge¬ 
führten Bankkonten sowie bei den Postscheckämtern die Post¬ 
scheckkonten. 

Mitarbeiterin: Was unterscheidet diese Giro- oder Bankkonten 
von den Spargirokonten, und welche Aufgaben haben diese? 
Stellenleiter: Spargirokonten gibt es in der DDR seit etwas 
mehr als 20 Jahren. Wie der Name bereits ausdrückt, handelt 
es sich dabei um eine Kombination zwischen Sparkonto und Gi¬ 
rokonto. Das heißt, daß diese Konten sowohl zur Ansammlung 
von Spareinlagen als auch für den Giroverkehr genutzt werden 
können. Spargirokonten werden nur für Bürger eingerichtet 
und geführt, und damit wird diesen die Teilnahme am bargeld¬ 
losen Zahlungsverkehr (Überweisungen, Abbuchungsverfah¬ 
ren) sowie am Scheckverkehr ermöglicht. Da es sich um Spar¬ 
konten handelt, geschieht auch hier die Verzinsung der Spar¬ 
einlagen mit 3,25 Prozent (Tabelle). 

Mitarbeiterin: Postspargiro- und Postscheckkonten werden bei 
den Postscheckämtern geführt. Welche wesentlichen Unter¬ 
schiede bestehen zwischen den beiden Kontenarten? 
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mich die Entdeckung, daß die kleinen Formate in verschwinden¬ 
der Minderheit vorhanden waren und daß in den kleinen, hand¬ 
lichen Formaten j/venig Wertvolles geboten wurde." (Auslassun¬ 
gen v. Verf.; vgl. zu diesem Problemkreis das Minibuch „Klein¬ 
od der Buchkunst" des VEB Fachbuchverlag, Leipzig 1979). 
Stellenleiter: Ich las in dDP, Heft 4/1986, von einem Ortslexi¬ 
kon der DDR. Können Sie noch mehr dazu sagen? 

Leiter des Amtes: Dort stand, daß der Staatsverlag unserer Re¬ 
publik 1986 ein solches Ortslexikon der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik", bearbeitet von Karla Balkow und Werner 
Christ, in 1. Auflage in einem stabilen Kunstlederumschlag mit 
haltbarer Fadenbindung zum Preise von 18,— M herausbrachte. 
Zunächst sollte man sich mit den umfassenden und instruktiven 
Benutzungshinweisen vertraut machen. Eine der Quellen für 
dieses Werk bildet das Ortsverzeichnis der Deutschen-,Post mit 
den bis zum 29. Februar 1984 eingearbeiteten Änderungen. Das 
Ortslexikon gibt übersichtlich Auskunft über Gerichte, Staatli¬ 
che Notariate und Standesämter in der DDR, Bezirke und 
Kreise der DDR. Das Kernstück aber stellt das Verzeichnis der 
Gemeinden bzw. Städte und Ortsteile der DDR von Seite 15 bis 
Seite 352 dar. Auf S. 220 beispielsweise finden wir die näheren 
Angaben zu „Neustadt", einer Ortsbezeichnung, die in der DDR 
zehnmal vorkommt. Sicher interessiert viele Benutzer, ob es in 
einer bestimmten Gemeinde eine Postdienststelle, einen Bahn¬ 
hof oder/und eine Bushaltestelle gibt. Auch das kann man erse¬ 
hen. 

Stellenleiter: Ein ernsthaftes Sammeln von Briefmarken (Post¬ 
wertzeichen) setzt stets das Vorhandensein geeigneter aktuel¬ 
ler Briefmarkenkataloge voraus. Das gilt - so denke ich - auch 
voll für das Sammelgebiet DDR. Welche allgemeinen Kataloge 
sind hierzu vorhanden? 

Leiter des Amtes: Dieses lexigraphische Gebiet wird von trans- 
press, VEB Verlag für Verkehrswesen, Berlin, betreut. Seit dem 
Jahre 1969 gibt es den LIPSIA-Permanent-Briefmarken-Katalog 
als Lose Blatt-Sammlung in fester Einbanddecke. Er besteht 


Stellenleiter: Sie ergeben sich aus dem Teilnehmerkreis (Post¬ 
spargirokonten für Bürger, Postscheckkonten für Betriebe 
usw.), der Zuordnung des Postspargirodienstes zum Zivilrecht 
und des Postscheckdienstes zum Wirtschaftsrecht sowie aus 
der Zielfunktion der Konten. Guthaben der Postscheckkonten 
werden nicht verzinst. Entsprechend der Aufgabe von Post¬ 
scheckkonten, den Betrieben einen rationellen Zahlungsverkehr 
zu ermöglichen, werden hier Leistungen ausgeführt (Sammel¬ 
aufträge für Überweisungen, Lastschrift- und Abbuchungsauf¬ 
träge sowie Zahlungsanweisungen; Daueraufträge zur Überlei¬ 
tung), die bei den Konten der Bürger nicht benötigt werden. 
Aus dem erweiterten Leistungsangebot für Postscheckkonten 


Tabelle: Führen von Konten 


Kontoführendes 

Institut 

Girokonten 
für Betriebe 

Sparkonten für 
Bürger 

Staatsbank der DDR 

Sparkassen der DDR 

Bankkonten 

Bankkonten 

Spargirokonten 
und Sparkonten 
mit Sparbuch 

Genossenschaftskassen 
für Handwerk und Ge¬ 
werbe der DDR und 
sonstige Kreditgenos¬ 
senschaften, Reichs¬ 
bahn-Sparkasse 

Bankkonten 

Spargirokonten 
und Sparkonten 
mit Sparbuch 

Vereinigung der gegen¬ 
seitigen Bauernhilfe - 
Bäuerliche Handelsge¬ 
nossenschaften 

Bankkonten 

Spargirokonten' 
und Sparkonten 
mit Sparbuch 

Postscheckämter 

Postscheck¬ 

konten 

PostSpargiro¬ 
konten 

Postsparkassenamt 


Pos tSparkonten 
mit Postspar¬ 
buch 


aus dem chronologisch angelegten Verzeichnis der jährlich 
emittierten Postwertzeichen, die in Schwarzweißdruck abgebil¬ 
det sind, und dem Preisverzeichnis. Jedes Jahr erscheint hierzu 
die „Ergänzung und Berichtigung DDR". Daneben gab es in 
Buchform den LIPSIA-Farbkatalog DDR mit bisherigen Ausga¬ 
ben 1983 und 1984 für die Briefmarken der DDR, die Ausgaben 
für die ehemalige SBZ und die Einheitsausgaben. Dabei wurde 
eine komprimierte Informationsform gewählt. 

Stellenleiter: Wo findet der anspruchsvolle DDR-Sammler de¬ 
taillierte Angaben? 

Leiter des Amtes: transpress brachte Mitte 1986, von einem 
Autorenkollektiv erarbeitet, den „DDR-Universalkatalog" (Aus¬ 
führliches lesen Sie dazu auf S. 225 dieses Heftes), haltbar ge¬ 
bunden, in 1. Auflage zum Preise von 48,- M heraus. Im Vor¬ 
wort heißt es zu Anliegen und Charakter u. a.: „Der Katalog 
schließt Erkenntnisse ein, die in nahezu 40jähriger philatelisti- 
scher und postgeschichtlicher For.schungstätigkeit zusammen¬ 
getragen worden sind. Der DDR-Universalkatalog ist universell 
hinsichtlich des bearbeiteten Zeitraumes 1945-1985 wie hin¬ 
sichtlich seiner Bewertungen, die Marken ebenso wie Ganz¬ 
stücke mit Einfach-, Mehrfach- und Mischfrankturen, Ersttags¬ 
briefe und Ganzsachen ebenso wie bisher kaum katalogisierte 
Belege etwa der Barfreimachung, der Freistempel, der Dienst¬ 
post oder der Zeit der Währungsreform einschließen." Dieser 
Katalog soll sich zum Standardwerk des Sammelgebietes DDR 
entwickeln. Übersichtlich angeordnet, finden wir alle Marken 
sowie die Ersttagsbriefe, Ganzsachen usw. in sauberen) 
Schwarzweißdruck abgebildet. Die instruktive „Einführung" be¬ 
zieht sich z. B. auf die Bezeichnung der Ausgaben, die Bewer¬ 
tung, den für den Laien auf diesem Gebiet diffizilen Bereich 
„Druck", die Abarten, die Entwertung, die Farben, Reparaturen, 
Gummierungen und Wasserzeichen. Aufschlußreich sind auch 
die detaillierten Übersichten über zugelassene Sendungsarten 
und die Gebühren 1945/1985 in Kapitel 21 als letztem auf den 
Seiten 697 bis 705. (H. Weis) 


ergibt sich eine größere Zahl von Gebühren, wobei auch für 
Leistungen Gebühren erhoben werden, die für die Inhaber von 
Postspargirokonten gebührenfrei ausgeführt werden (z. B. 
Scheckvordrucke, Einrichtung, Änderung und Ausführung von 
Daueraufträgen). 

Mitarbeiterin: Wenn Postspargirokonten für Bürger geführt 
werden, können dann auch Gemeinschaften der Bürger (Haus¬ 
gemeinschaft, Skatklub, Karnevalsverein) Kontoverträge für 
solche Konten abschließen? 

Steilenleiter: Das ist nicht möglich. Sofern eine Gemeinschaft 
rechtsfähig ist und das nachweist, kann sie jedoch einen Konto¬ 
vertrag für ein Postscheckkonto abschließen. 

Mitarbeiterin: Wie ist dieser Nachweis zu erbringen? 
Stellenleiter: Im § 3 Abs. 3 der Postscheck-Anordnung heißt es 
dazu: „Zum Abschluß des Kontovertrages sind dem Post¬ 
scheckamt beglaubigte Registerauszüge oder andere urkundli¬ 
che Nachweise vorzulegen, aus denen sich der Name des Kon¬ 
toinhabers, die rechtliche Stellung und die nach Rechtsvor¬ 
schriften oder Statuten bestimmten Vertretungs- oder Verfü¬ 
gungsberechtigten ergeben." Eine Garagenbaugemeinschaft, 
deren Statut vom zuständigen Organ bestätigt und registriert 
wurde, würde unter diese Festlegung fallen. 

Mitarbeiterin: Nach § 4 Abs. 1 a der Postspargiro-Anordnung 
werden Postspargirokonten für den persönlichen Sparverkehr 
des Sparers eingerichtet und geführt. Was bedeutet das? 
Stellenleiter: Damit wird ausgedrückt, daß diese Konten nicht 
für Zahlungen genutzt werden dürfen, die mit der Führung ei¬ 
nes Betriebes (Handwerker, Gewerbetreibender) im Zusam¬ 
menhang stehen. Dafür sind Postscheckkonten vorgesehen. 
Das ist bei Anfragen zu beachten. 

Mitarbeiterin: Was gehört zum persönlichen Zahlungsverkehr? 
Stellenleiter: Das sind Geldeingänge aufgrund von Arbeitslei¬ 
stungen wie Lohn, Gehalt, Honorare, Vergütungen, Prämien so¬ 
wie Zahlungen, die für den Lebensunterhalt des Sparers oder 
seiner Familie bestimmt sind (z. B. Renten, Stipendien, Beihil¬ 
fen). Bei Ausgaben handelt es sich vorwiegend um die Bezah¬ 
lung von Waren und Dienstleistungen des persönlichen Be¬ 
darfs. \ (W. Reball) 
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Was und wie 
man lesen sollte (IV) 


(5/1986. S. 213) 


Stellenleiter: Nachdem wir uns in den Folgen I bis III (vgl. dDP, 
Hefte 5/1985, S. 195^1/1986, S. 13, 3/1986, S. 101) punktuell mit 
dem Was des Lesens auseinandergesetzt haben, werden wir 
uns heute und das nächste Mal mit dem Wie beschäftigen. In 
den vorangegangenen Gesprächen wird mehrfach gegen ober¬ 
flächliches Lesen Front gemacht. 

Leiter des Amtes: Hierbei ist zu unterscheiden zwischen 

- dem kursorischen oder Oberblickslesen (von dem lat. Cursor 
= der Läufer) wissenschaftlicher Bücher, von Fachzeitschrif¬ 
ten, anderen Periodika u. ä. 

— dem „Überfliegen" eines Romans usw. 

Jenes ist - sagen wir - für einen Fernstudenten dann legitim, 
wenn er sich beispielsweise anhand der ihm für sein Selbststu¬ 
dium übergebenen Literaturhinweise erst einmal über den Um¬ 
fang und die Art des Stoffes vergewissern will. Dabei stellt er 
meistens auch fest, was er darüber bereits kennt. Daraus kann 
sich auch eine Anregung für vertiefende Literatur ergeben, die 
man sich ggf. erst über die Bibliothek oder im Buchhandel be¬ 
schaffen muß. Da es zum zweiten für einen engagierten Werk¬ 
tätigen selbst beim besten Willen und größter Liebe zum Lesen 
aus Zeitgründen ausgeschlossen ist, alles, was sich ihm z. B. 
über sein Fachgebiet anbietet, zu lesen, geschweige denn zu 
studieren (also nach intensivem Nachdenken über das Gele¬ 
sene in sich aufzunehmen), bedarf es eines Überblickslesens, 
um eine entsprechende Auswahl treffen zu können. Dabei spie¬ 
len z. B. die dienstliche Notwendigkeit, die Interessenlage, die 


Parallelität bestimmter Themen u. ä. eine wesentliche Rolle. 
Eine solche Vorgehensweise wird aufgrund seines konkreten In¬ 
teressenspektrums auch jeder Leser unserer Fachzeitschrift 
wählen. Ich wende diese Methode u. a. bei der Lektüre der Wo¬ 
chenschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft „Die Weltbühne" 
an. So interessieren mich in jüngster Zeit insbesondere die „Ge¬ 
danken übers Denken" von Wissenschaftlern und Wirtschafts¬ 
funktionären verschiedenster Disziplinen. (Über die Vielfalt der 
behandelten Themen vgl. auch Madrasch-Groschopp: Die Welt¬ 
bühne, Porträt einer Zeitschrift, Buchverlag Der Morgen, Berlin 
1983). Beherzigen wir aber stets die Erkenntnis des weltbe¬ 
rühmten römischen Philosophen und Staatsmannes Seneca 
(um 5 v. Z. bis 65 u. Z.): „Wenn du daher auch nicht alles lesen 
kannst, was du besitzt, laß es dir genug sein, wenn du wenig¬ 
stens wirklich besitzt, was du gelesen hast" („Mächtiger als das 
Schicksal", Dieterich, Leipzig 1942, S. 27). 

Stellenleiter: Wenn ich Sie recht verstehe, muß dem kursori¬ 
schen Lesen immer eine zweite Stufe folgen. 

Leiter des Amtes: Dabei handelt es sich um das statarische 
(von dem lat. statarius = feststehend, ruhig, sich nicht über¬ 
stürzend) oder verweilende (Riechert) Lesen. Gehen wir von fol¬ 
gender gleichermaßen für die Belletristik gültigen Maxime Pe¬ 
trarcas, des von 1304 bis 1374 lebenden bedeutenden italieni¬ 
schen Dichters, aus: „Wenn du beim Lesen auf wertvolle Ge¬ 
danken stößt, durch die du dich angeregt oder beruhigt fühlst, 
so vertraue nicht einfach auf dein Verständnis, sondern präge 
diese Gedanken tief deinem Gedächtnis ein und mache sie dir 
durch langes Nachdenken vertraut." („Dichtung und Prosa", 
Rütten 8t Loening, Berlin 1968, S. 473). 

Stellenleiter: Wie schätzen Sie nun das „Überfliegen" eines 
Romans usw. ein? 

Leiter des Amtes: Hierzu ließen wir bereits in unserem ersten 
Gespräch Luther und Lichtenberg zu Wort kommen. Weder das 
„Verschlingen" der Bücher (man liest gewissermaßen schneller 
als man ernsthaft mitdenken kann, weil z. B. der Kriminal-, 
Abenteuer- oder utopische Roman so spannend ist) noch das 


Brandschutz (II) 


Leiter des Amtes: Was erachten Sie als wesentlichste Maß¬ 
nahmen zur Gewährleistung des Brandschutzes in unserem 
Amt? 

Brandschutzinspektor: An erster Stelle steht die Aktualisie¬ 
rung der Brandschutzunterlagen. Sie wissen selbst, daß es im 
Hauptgebäude solche baulichen Veränderungen gab, daß der 
Evakuierungsplan geändert und die Beschilderung gemäß 
TGL 30 817 überprüft werden müssen. 

Leiter des Amtes: Da wir Besitzer eines Kopiergerätes sind 
und auch unser Fotozirkel nunmehr seine Räume im Keller be¬ 
ziehen kann, sind bestimmt die Einstufungen der Arbeitsstätten 
in ihren Brand- und Explosionsgefährdungsgrad gemäß 
TGL 30 042 neu vorzunehmen. 

Brandschutzinspektor: In der.TGL30 042 ist eindeutig gefor¬ 
dert: „Bei Änderung des Betriebsverhältnisses sind neue Beur¬ 
teilungen vorzunehmen." Die meisten Räume in unserem Amt 
sind mit BG 3, 4 oder 5 eingestuft; wobei BG 5 die niedrigste 
Brandgefährdung darstellt. Da nun bereits zwei wichtige Stan¬ 
dards genannt wurden, möchte ich noch einen dritten hinzufü¬ 
gen, nämlich die TGL 30 028, die die Ausstattung mit Hand¬ 
feuerlöschern regelt. Bei der Beschaffung sollten wir keines¬ 
falls nach der Devise „Viel hilft viel" handeln. Eine Vielzahl von 
Feuerlöschern ersetzt niemals die Ausbildung unserer Mitarbei¬ 
ter zu brandschutzgerechtem Verhalten. 

Leiter des Amtes: Dazu sollten Sie noch Hinweise geben. 
Brandschutzinspektor: Zu Beginn möchte ich hier wieder eine 
rechtliche Grundlage nennen: die „Anordnung über allgemeine 



Verhaltensregeln im Brandschutz, über die Evakuierung von 
Menschen aus Bauwerken sowie über Brandschutzerforder¬ 
nisse auf Campingplätzen - Verhaltensordnung Brandschutz - 
vom 8. Juni 1982". Auf der Grundlage des Brandschutzgesetzes 
wird von jedem Bürger - damit sind selbstverständlich auch un¬ 
sere Mitarbeiter genannt - ein bewußtes Einhalten der 
Brandschutzbestimmungen verlangt. Das erfordert u. a. Un¬ 
duldsamkeit gegen fahrlässiges, insbesondere routinemäßiges 
Verhalten sowie gegen Pflichtvergessenheit und Unachtsam¬ 
keit. 

Stellenleiter: Zur Anordnung gehören noch drei Anlagen ... 
Brandschutzinspektor: Richtig! Mit dem Inkrafttreten dieser 
Vorschrift wurde eine Vielzahl einzelner Anordnungen aufgeho¬ 
ben. Dadurch trat eine übersichtlichere Gestaltung von Rechts¬ 
vorschriften ein. Während sich die neue Anlage 2 (Anforderun¬ 
gen an die Gewährleistung der Evakuierung von Menschen aus 
Bauwerken) primär an staatliche Leiter, an Eigentümer und Ver¬ 
mieter von Räumen wendet und sich die Anlage 3 mit Camping¬ 
plätzen, Zeltlagern und ähnlichen Einrichtungen beschäftigt, 
sind in der Anlage 1 die allgemeinen Verhaltensregeln für sämt¬ 
liche Bereiche enthalten. 

Leiter des Amtes: Bitte schildern Sie ein paar Details! 
Brandschutzinspektor: Das Angebot an Heimwerkerschweiß¬ 
geräten ist recht groß, so daß unsere Bürger viele Arbeiten in 
der heimischen Werkstatt ausführen, die bisher Aufgaben von 
Fachleuten waren. Während in den Ämtern der Deutschen Post 
die Schweißarbeiten den Bestimmungen der TGL 30 270 unter¬ 
liegen - wir sprachen darüber -, gilt dieser Standard im Frei¬ 
zeitbereich nicht. Deswegen sind Kenntnisse verlangt, die das 
gefahrlose Ausführen der Arbeiten garantieren. Ein Schweiß¬ 
erlaubnisschein ist selbstverständlich nicht erforderlich. 
Stellenleiter: Unfälle beim Umgang mit brennbaren Flüssigkei 
ten sind sehr.oft Thema von Presseartikeln. 
Brandschutziiispektor: Ja, leider. So kam vor einigen Jahren 
eine Bürgerin zu Tode, die die Arbeitskleidung ihres Ehemannes 
mit Waschbenzin in der Waschmaschine (I) reinigen wollte. 
Während dies ein Extremfall ist, wird immer wieder versucht, 
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Auslassen von Absätzen oder ganzen Seiten (man liest nur an 
und hält den unmittelbar folgenden Text für das Verstehen der 
Handlung nicht für wichtig oder gar für retardierend [verzö¬ 
gernd]) werden dem Sinn wahren Lesens gerecht. So entgehen 
einem nämlich bei einem geistig anspruchsvollen Buch die tie¬ 
ferliegenden belehrenden, humanistischen sowie das eigene 
Mit- und Nachdenken fördernden Elemente. Der deutsch¬ 
schweizerische Literaturnobelpreisträger Hermann Hesse (1877 
bis 1962) gibt uns hier die richtige Orientierung, wenn er fest¬ 
stellt: „Es ist mit dem Lesen wie mit jedem anderen Genüsse; er 
wird stets desto tiefer und nachhaltiger sein, je inniger und lie¬ 
bevoller wir uns ihm hingeben." („Über Literatur", Aufbau-Ver¬ 
lag, Berlin und Weimar 1978, S. 27). Jene Untugenden (Ausnah¬ 
men anerkannt!) beruhen auf dem ausschließlichen Bestreben, 
möglichst schnell zu erfahren, wie „es ausgeht", ob „sie sich 
kriegen", „wer der Mörder ist" usw. Die z. B. bei Karl May häu¬ 
fig eingestreuten längeren Naturbeschreibungen, die zweifellos 
einen Bildungswert haben, interessieren solchen Leserkreis 
nicht. Leider gibt es unter den Lesern auch „Scharlatane", die 
ein Buch nur lesen, weil es „in" ist und sie bei Diskussionen 
„mitreden" wollen. In Wirklichkeit haben sie sich zwei, drei Na¬ 
men handelnder Personen und ein paar Sachverhalte „erarbei¬ 
tet", mit denen sie dann ihre Belesenheit dokumentieren wol¬ 
len. 

Stellenleiter: Apropos „Belesenheit". Wann halten Sie jeman¬ 
den für belesen? 

Leiter des Amtes: In dem uns bekannten „Handwörterbuch der 
deutschen Gegenwartssprache" heißt es in Band A-K auf Seite 
156 über jemanden, der belesen ist: „hat viel gelesen, weiß 
durch Lesen auf bestimmten Gebieten gut Bescheid" (Sper¬ 
rung vom Verfasser). Belesenheit in diesem Sinne sollte jeder 
sozialistischen Persönlichkeit eigen sein. Hier bietet auch das 
Fernsehen keinen vollgültigen Ersatz. Denken wir nur z. B. an 
die verschiedenen Verfilmungen von Romanen, Erzählungen 
und Novellen. Jene sind an sich oft gelungen, vermögen aber 
auf Grund des anderen Charakters dieses Mediums nicht den 


„Gebäude* dieser Art besitzen nicht die allergeringste Vorbildwirkung im bau- 
technischen Brandschutz - sie können uns allenfalls als sehr schlechtes Bei¬ 
spiel dienen. (Aufn. Pusch. Berlin) 




ganzen Ideenreichtum des Schriftstellers wiederzugeben. Las¬ 
sen wir nochmals Seneca zu Wort kommen: „Das Lesen aber 
ist für mich ... lebensnotwendig, einmal, um geistiger Be¬ 
schränktheit vorzubeugen; zweitens ist es notwendig, um ken¬ 
nenzulernen, was andere gefunden haben, drittens, um das Ge¬ 
fundene beurteilen und über das, was noch zu finden ist, nach- 
denken zu können. Das Lesen führt dem Geist neue Nahrung zu 
und erfrischt uns..." (a. a. 0., S. 135). 

Stellenleiter: Was halten Sie von parallelem Lesen? 

Leiter des Amtes: Hinsichtlich wissenschaftlicher Literatur 
(Lehrbücher, Lehrbriefe, Monographien, Fachartikel u. ä.) ist 
das im Interesse des vergleichenden Studiums eines Lehrge¬ 
genstandes oftmals von Vorteil. Das gilt auch für vertiefende 
oder zum Auffrischen latenten („versandeten") Wissens geeig¬ 
nete Literatur. Bei der Belletristik halte ich ein paralleles Lesen 
nur in Ausnahmefällen für opportun. Handelt es sich um thema¬ 
tisch verschiedenen Stoff, so leiden bei solchem Leseverhalten 
Konzentration und - in Abhängigkeit von den Intervallen - das 
Verständnis für den Handlungsablauf. Wie die Erfahrung lehrt, 
muß man sogar u. U. das früher Gelesene zumindest teilweise 
nochmals lesen, um den Anschluß zu erreichen. Man sollte sich 
daher i. d. R. beherrschen und z. B. ein neuerworbenes Buch 
erst zu lesen beginnen, wenn das angefangene ausgelesen.ist. 
Mitunter kann bei schöngeistiger Literatur das Parallellesen 
aber auch sinnvoll sein. So, wenn man sich durch eine Spezial¬ 
schrift beispielsweise über ein historisches Ereignis, das z. B. in 
der Novelle eine Rolle spielt, informieren will, um den Inhalt 
bösser. verstehen zu können. Zuweilen wird man durch die Lek¬ 
türe angeregt, zum selben Thema zwischendurch ein anderes 
Buch zum Vergleich zur Hand zu nehmen. Ich denke beispiels¬ 
weise für den Problemkreis „30jähriger Krieg" an Grimmelshau¬ 
sens (1621-1676) „Der abenteuerliche Simplicissimus Teutsch", 
an Schillers (1759-1805) „Wallensteintrilogie" oder an Brechts 
(1898-1965) „Mutter Courage und ihre Kinder". 

(H. Weis) 


schlecht brennende Holzkohle beim Bratwurstgrilleh durch Auf¬ 
gießen von Spiritus oder Benzin wieder anzufachen. 

Leiter des Amtes: Mir ist unklar, welche Menge brennbarer 
Flüssigkeit ich in meiner Wohnung lagern darf. 
Brandschutzinspektor: Mit der Neuregelung in der Anordnung 
wurde den Gegebenheiten der Praxis entsprochen. Denken Sie 
nur an die verschiedensten Reinigungsmittel. In einem Raum 
dürfen jetzt bis 200 Liter gelagert werden, sofern die brennbare 
Flüssigkeit in bruchsicheren Behältern mit einem Fassungsver¬ 
mögen bis zu 20 Liter untergebracht ist. Das wäre z. B. in Ihrer 
Garage der Fall. In Hochhäusern, in denen die Kellerräume in 
Boxen oder Verschläge unterteilt sind, zählt jeder Kellerraum - 
unabhängig von seiner Unterteilung - als ein Raum. Unter 
brennbaren Flüssigkeiten verstehen wir solche Stoffe, die in 
der Regel mit der Bezeichnung „Feuergefährlich" auf der han¬ 
delsüblichen Verpackung gekennzeichnet sind. 

Stellenleiter: Der Sohn meiner Vermieterin stellt sein Moped 
des öfteren im Keller ab. Ist das rechtens? 
Brandschutzinspektor: Wenn bestimmte Bedingungen erfüllt 
sind, ja. Er darf aber den vorhandenen, eventuell einzigen Eva¬ 
kuierungsweg nicht verstellen, keipe Reparaturen vornehmen 
und den Motor nicht laufen lassen. Im Gegensatz zur Garage 
dürfen bei einem behelfsmäßigen Unterstellen keine weiteren 
brennbaren Flüssigkeiten gelagert werden. Denken Sie bitte 
auch an den Umgang mit Flüssiggasanlagen. Wenn die Bedie¬ 
nungsanleitungen der Hersteller eingehalten werden, wird 
kaum etwas passieren. Brände oder gar Explosionen treten im¬ 
mer nur dann auf, wenn nach dem Wechsel der Gasflaschen 
die Anschlüsse nicht auf Dichtheit geprüft wurden. Leider gab 
es aufgrund dieser Fahrlässigkeit schon tragische Unglücke. Da 
ich hier nicht auf jede Einzelheit der Anordnung eingehen kann, 
sollen diese wenigen Beispiele eine Anregung sein, im Rahmen 
der Arbeitsschutzbelehrungen - auf der Grundlage unseres Be¬ 
lehrungsplanes - uns doch etwas näher mit diesen Problemen 
zu beschäftigen. Unser Ziel soll aber immer die Verhütung von 
Bränden und Explosio.rten mit dem dabei auftretenden persönli¬ 
chen Leid und Sachschaden sein. (V. Pusch) 
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Eine neue 

Verbindungstechnik 
im Fernmeldebau 


(5/1986. S. 215) 



Mitarbeiter: In diesem Jahr erhalten wir vom ZfM für den Ab¬ 
schluß von plastisolierten Kabeladern nicht mehr die herkömm¬ 
lichen Endverschlüsse FE-A bzw. FEW-A, sondern fast nur 
noch Endverschlüsse mit Schlitzklemmen FE-C bzw. FEW-M. 
Welche Vorteile bringt diese neue Verbindungstechnik? 
Meister: Mit der Schfitzklemmtechnik werden sowohl für die 
Montage als auch für den Betriebsdienst bei der Deutschen 
Post erstmals die-klassischen Arbeitsgänge Abisolieren und Lö¬ 
ten bzw. Schrauben beim Verbinden von Kupferleitern verlas¬ 
sen und durch das Schneidklemmverfahren ersetzt. Mit der 
Schlitzklemme (Bild 1) wird eine unmittelbare, kraftschlüssige 
und gasdichte Verbindung hergestellt. Daraus ergibt sich eine 
erhebliche Arbeitszeiteinsparung für die Montage. Das Werk¬ 
zeug zum Herstellen und Lösen der Verbindung benötigt keine 
Hilfsenergie und kein Lötzinn. Große Vorteile bringt auch das 
angewendete Baukastenprinzip bei Erweiterungen. Die erreich¬ 
bare hohe Packungsdichte führt dazu, daß die im Freien und in 
Gebäuden aufzustellenden Kabelverzweiger künftig erheblich 
kleiner sein können. Nicht zu vergessen ist auch der bei der In¬ 
dustrie erzielte Effekt der wesentlich einfacheren und mit ho¬ 
hem Automatisierungsgrad möglichen Herstellung der Endver¬ 
schlüsse. Das hat bereits jetzt die Versorgung verbessert. 
Mitarbeiter: Diese Vorteile überzeugen mich. Welche Leiter 
querschnitte lassen sich nun mit Schlitzklemmen verbinden, 
und welche speziellen Werkzeuge benötigt man dazu? 

Meister: Die in den Schlitzklemm-Endverschlüssen gegenwär- 


Bild 1 Schlitzklemme 
für zwei Leiter 
(Kabelader und Schaltader) 



tig eingesetzten Schlitzklemmen lassen wegen ihrer Abmaße 
nur das Verbinden von plastisolierten Kupferleitern mit 0,4 bis 
0,7 mm Nenndurchmesser zu. Dafür stehen nach TGL 42907 
spezielle Schlitzklemm-Werkzeuge zur Verfügung. Es handelt 
sich um 

- das Anlegewerkzeug zum Eindrücken des plastisolierten Lei¬ 
ters in einen Klemmschlitz der Schlitzklemme und zum 
wahlweisen Abschneiden des überstehenden Leiterendes 

- das Ausziehwerkzeug zum Herausziehen von Schlitzklem¬ 
men aus den Grundbausteinen des Endverschlusses 

- den Ziehhaken zum Lösen von Leitern aus der Schlitz¬ 
klemme. 

Mitarbeiter: Bitte erläutern Sie mir kurz den Aufbau und die 
Funktion einer Schlitzklemmverbindung in den Endverschlüs¬ 
sen! 

Meister: Ein Schlitzklemmendverschluß besteht aus einem) 
zwei, drei, fünf oder zehn Grundbausteinen. In einem solchen 
sind 20 Schlitzklemmen eingerastet (Bild 2). Jede dieser 
Schlitzklemmen besitzt zwei Klemmschlitze, so daß damit zwei 
Leiter - eine Kabelader und ein Schaltdraht - kontaktiert wer¬ 
den können. Bei diesem Vorgang wird der vorpositionierte Lei¬ 
ter so in den gabelförmigen Klemmschlitz eingedrückt, daß die 


Farbe und 
Farbfernsehen 


(5/1986, S. 215) 



Lehrling: Beim Betrachten meiner Farbbildröhre mit einer Lupe 
stellte ich fest, daß die sehr kleinen Leuchtelemente lediglich in 
den Farben Rot, Grün und Blau vorhanden sind. Da damit aber 
auch unbunte Bilder oder andere Farben entstehen müssen, 
hätte ich gerne darüber einmal etwas Näheres gpwußt. Wie ist 
das überhaupt mit den Farben beim Farbfernsehen? 

Lehrkraft: Bevor man das Grundprinzip des Farbfernsehens 
verstehen kann, muß zunächst das farbige Sehen, also das Phä¬ 
nomen Farbe, geklärt werden. Man sieht „etwas", wenn das zu¬ 
rückgeworfene (remittierte) Licht eines von einer Strahlung ge¬ 
troffenen Körpers vom Menschen über das Sehorgan Auge 
wahrgenommen wird. In dieser Aussage kommt zum Ausdruck, 
daß das Sehen eine Komposition von physikalischen, physiolo¬ 
gischen und psychologischen Elementen ist. Eine wichtige 
Rolle für das farbige Sehen spielt dabei die Zusammensetzung 
des Lichtes. 

Lehrling: Den Begriff Licht verwendet man im täglichen Leben 
sehr vielfältig. Was versteht man denn im wissenschaftlichem 
Sinne darunter? 

Lehrkraft: Licht hat zwei Erscheinungsformen: Erstens ist es 
eine physikalische Größe in Form der elektromagnetischen 
Strahlung; in dieser Form stellt es einen sogenannten Reiz dar. 
Zweitens ist es eine physiologische Größe in Form einer Emp¬ 
findung, die durch den Reiz ausgelöst wird. Die vom Menschen 
direkt wahrnehmbare elektromagnetische Strahlung hat einen 
Wellenjängenbereich von rd. 380 bis 780 Nanometer (nm). Die 
Beschaffenheit dieses Lichtes, seine spektrale Zusammenset¬ 


zung, bestimmt die ausgelöste Empfindung, also auch die 
Farbe. 

Lehrling: Das klingt ziemlich kompliziert! Was ist denn nun die 
Farbe eines Körpers? 

Lehrkraft: Die Farbe eines Körpers ist der Sinneseindruck, der 
durch den von ihm ausgehenden Lichtreiz entsteht. Dieser Licht¬ 
reiz wird durch die Lichtquelle und die Oberflächenbeschaffen¬ 
heit des Körpers bezüglich seiner Remissionseigenschaft gebil¬ 
det. Es ist also falsch, einem Körper eine Farbe an sich zuord¬ 
nen zu wollen. Im täglichem Sprachgebrauch macht man die¬ 
sen Unterschied nicht. Man spricht hier ganz selbstverständlich 
z. B. von einem „weißen" Blatt Papier, von einer „grünen" Bank 


Jeder freut eich, wenn er Fernsehbilder - debei euch lustige Trickfilme - farbig 
sehen kann. 
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Bild 2 Grundbaustein, mit 20 Schlitzklemmen bestückt 

Isolierhülle des Leiters verdrängt und die beiden Federschenkel 
des Schlitzes danach die notwendige Kontaktkraft auf ihn aus¬ 
üben. Dabei werden eventuell vorhandene Fremdschichten 
durchstoßen. Je Klemmschlitz ist damit ein Leiter sicher kon¬ 
taktierbar. 

Mitarbeiter: Ich kann mir vorstellen, daß bei der Herstellung 
dieser Schlitzklemmen ein hoher Genauigkeitsgrad eingehalten 
werden muß. Ist dieses Bauelement nicht zu empfindlich für 
unseren Verwendungszweck? 

Meister: Nein, das ist es bei fachgerechter Behandlung nicht. 
Es stimmt jedoch, daß der Hersteller zur Gewährleistung eines 
ausreichenden Abisolierungsvermögens und einer zuverlässi¬ 
gen Kontaktgabe der Schlitzklemme sehr sorgfältig die Tole¬ 
ranzen für den Abstand zwischen den Abisolierkanten und für 
die Oberflächenbeschichtung der Klemme einhalten muß. 
Mitarbeiter: Ja, das ist einzusehen. Aber wenn ich mich beim 
Kontaktieren geirrt habe, kann ich die Schlitzklemme dann 
noch einmal beschälten? 

Meister: Nicht nur einmal! Ich muß ja auch an Umschaltungen 


usw. Dabei wird nicht besonders eingeschränkt, daß dies nur 
bei Beleuchtung mit einer weißen Lichtquelle, z. B. mit Sonnen- 
bzw. Tageslicht, zutrifft. Wie falsch es physikalisch gesehen ist, 
ein Blatt Papier als weiß zu bezeichnen, wird man sofort einse- 
hen, wenn man sich dieses gleiche Blatt ausschließlich rot be¬ 
leuchtet vorstellt. Kennt oder erkennt man dabei nicht die Licht¬ 
quelle, würde man mit Sicherheit demselben Blatt Papier die 
Farbe Rot zuordnen. Die Beleuchtung des Körpers ist also für 
dessen Farbe wesentlich. In der Praxis der Farbfernsehaufnah- 
metechnik spielt deshalb die Beleuchtung eine sehr entschei¬ 
dende Rolle. Soviel zum physikalischen Teil des farbigen Se¬ 
hens! 

Lehrling: Gibt es im physiologisch-psychologischen Teil des 
Sehens auch noch interessante Details? 

Lehrkraft: Ja. auf jeden Fall! Ich möchte hier nur auf einen für 
das Farbfernsehen wesentlichen Aspekt eingehen - die soge¬ 
nannte Dreifarbentheorie. Bei der Untersuchung des farbigen 
Sehens hat man festgestellt, daß sehr unterschiedliche spek¬ 
trale Zusammensetzungen des Lichtreizes den gleichen Farb¬ 
eindruck erzeugen können. Zum Beispiel erzeugt das konti- 



denken, und so ist die zulässige Beschaltungshäufigkeit dersel¬ 
ben Schlitzklemme für 0,4 bis 0,6 mm Leiterdurchmesser 
lOOfach und für 0,7 mm 20fach. Zu beachten ist dabei jedoch, 
daß ich bei einer neuen Kontaktierung etwa 5 mm Abstand von 
der bisherigen Kontaktstelle einhalte (Verlust dieser 5 mm), da 
der verformte Teil des Leiters nicht ein zweites Mal verwendet 
werden kann. Wenn eine Schlitzklemme einmal mit einem Lei¬ 
ter von 0,7 mm kontaktiert war, ist der Anschluß von Leitern mit 
geringerem Durchmesser nicht mehr möglich, da dafür dann 
keine ausreichende Federwirkung des Klemmschlitzes mehr be¬ 
steht. \ 

Mitarbeiter: Wie ist zu verfahren, wenn in beschalteten Kabel¬ 
verzweigern Erweiterungen vorgenommen werden müssen? 
Meister: Eine gemischte Bestückung von Kabelverzweigern mit 
herkömmlichen und Schlitzklemm-Endverschlüssen ist möglich 
und wird noch dadurch erleichtert, daß die Endverschlüsse auf 
gleiche Weise mit Hakenschrauben befestigt werden. 
Mitarbeiter: Welche Prüfmöglichkeiten gibt es für Schlitz¬ 
klemm-Endverschlüsse? 

Meister: Aus der Rationalisierungsmittelproduktion des KF 
steht ein 20poliger Meßadapter zur Verfügung. Dieser Adapter 
ist besonders bei Reihenmessungen sehr gut einsetzbar, da er 
das Anschalten an einen kompletten Grundbaustein ermög¬ 
licht. Meßstecker für eine Doppelader werden vom KWO be¬ 
reitgestellt. Ein Lösen der Kabeladern bzw. der Schaltdrähte ist 
normalerweise nicht nötig. Lediglich die Art der Messung kann 
dies erforderlich machen. 

Mitarbeiter: Eingangs erwähnten wir auch die wettersichere 
Ausführung FEW-M dieser SchlitzkleVnm-Endverschlüsse. Wel¬ 
che Besonderheiten sind dabei zu beachten? 

Meister: Wettersichere Schlitzklemm-Endverschlüsse FEW- 
M10 und 20 werden als Endverzweiger eingesetzt. Sie sind im 
Freien für den Abschluß von Plastmantelkabeln bis zu 10 DA 
mit plastisolierten Kupferleitern und einem Leiterdurchmesser 
von 0,4 bis 0,7 mm geeignet. 

(R. Wiedemann) 


nuierliche Spektrum des Sonnenlichtes den Farbeindruck 
„Weiß". Man kann jedoch den gleichen Farbeindruck erhalten, 
wenn drei diskrete Strahlungen mit den Wellenlängen 470 nm 
(Blau), 535 nm (Grün) und 610 nm (Rot) als Summenreiz wirken. 
Ein anderes Beispiel: Der Eindruck „Gelb" kann physikalisch 
nicht nur durch gelbes Licht mit der Wellenlänge von rd. 
575 nm erzeugt werden, sondern auch durch eine Mischung 
von rotem und grünem Licht. Erklärbar sind diese Effekte beim 
menschlichen Sehvorgang wie folgt: Der Lichtreiz wird in der 
Netzhaut des Auges durch sehr viele kleine Rezeptorentripel 
(drei lichtempfindliche Nervenenden) auf seinen Rot-, Grün- 
und Blauanteil analysiert. Die entstehenden Nervenreize wer-' 
den getrennt zum Gehirn geführt und dort als geschlossene 
Empfindung wahrgenommen. Da dabei als Lichtreiz die Summe 
der einzelnen Anteile wirksam wird, spricht man für den Ge¬ 
samtfarbeindruck von der „additiven Farbmischung". Verallge¬ 
meinert läßt sich die Dreifarbentheorie wie folgt formulieren: 
Jeder Farbreiz (Lichtstrahlung) in seiner Wirkung als Farbemp¬ 
findung läßt sich durch additive Mischung von drei geeigneten 
Grundfarben (Rot, Grün, Blau) nachbilden. 

Lehrling: Deshalb also befinden sich auf der Farbbildröhre nur 
die Leuchtpunkte Rot, Grün und Blau? 

Lehrkraft: Genau so ist es! Das Farbfernsehen bildet durch ein 
technisches System den Sehvorgang in wesentlichen Elemen¬ 
ten nach. Es stellt damit eine Art „künstliche Verlängerungspro¬ 
these" für das Auge dar. Mit der Farbfernsehkamera wird über 
drei Farbfilter der Rot-, Grün- und Blauanteil der Szene gebildet 
und über optisch-elektrische Wandler in drei elektrische Si¬ 
gnale umgesetzt. Diese Farbwertsignale „Rot", „Grün" und 
„Blau" werden über Kodierungsverfahren (SECAM, PAL) zum 
Empfänger übertragen, dort dekodiert und als Rot-, Grün- und 
Blau-Steuersignal der Farbbildröhre zugeführt. Auf diese Weise 
werden z. B. durch eine Lochmaske hindurch die Leuchtele¬ 
mente Rot, Grün und Blau mit Hilfe von drei Elektronenstrahlen 
zur Abgabe von Licht angeregt (Bild). Unser Sehvorgang bildet 
dann daraus den additiven Mischeindruck - also die jeweilige 
Farbe. (H. Friedrich) 
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RUNDSCHAU 


Postgraduales Studium „Kader und Bildung" an der 
Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List", Dresden 


Im April 1986 ging nach zweijährigem postgradualen Studium 
der vierte Lehrgang auf dem Gebiet der Kader- und Bildungsar¬ 
beit im Transport- und Nachrichtenwesen an der Hochschule 
für Verkehrswesen „Friedrich List" Dresden, Sektion Verkehrs¬ 
und Betriebswirtschaft, zu Ende. Damit wurde eine Weiterbil¬ 
dungsveranstaltung mit Hochschulniveau erfolgreich verwirk¬ 
licht, deren Aufgabe es war, für die sich aus den veränderten 
Reproduktionsbedingungen der achtziger Jahre ergebenden 
hohen Anforderungen an die Kader- und Bildungsarbeit qualifi¬ 
zierte Leiter und Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen. Die Aus¬ 
wertung dieses postgradualen Studiums bestätigte die Not¬ 
wendigkeit und Nützlichkeit dieser Art Weiterbildung; denn die 
Lehrgangsteilnehmer konnten sich neue und anwendungsbe¬ 
reite Kenntnisse der Kader- und Bildungsarbeit aneignen. 

Bei der Gestaltung des Studienplanes wurden solche Lehrge¬ 
biete zum Kernstück des postgradualen Studiums bestimmt, 
die auf der Grundlage des Marxismus-Leninismus spezielle 
Kenntnisse zur Lösung von komplexen Aufgaben der Kader- 
und Bildungsarbeit vermitteln. Dazu gehörten 

- ausgewählte Probleme der Politischen Ökonomie und Philo¬ 
sophie 

- ausgewählte Probleme der Sozialistischen Betriebswirt¬ 
schaft 

- sozialistische Arbeitswissenschaften 

- sozialistisches Arbeitsrecht 

- Wirtschafts- und Verkehrspolitik 

- Leitung in der sozialistischen Wirtschaft 

- Kader- und Bildungsarbeit. 

Zum Inhalt und zur Gestaltung des postgradualen Studiums 
„Wader- und Bildungsarbeit" kann zusammenfassend festge¬ 
stellt werden: 

1. Die Auswahl der Lehrfächer und deren Proportionierung ha¬ 
ben sich im Hinblick auf die Erfordernisse der Praxis der Kader- 
und Bildungsarbeit im wesentlichen gut bewährt. 

2. Die Kombination von theoretischem Grund- und Spezialwis¬ 
sen mit der Behandlung von arbeitsplatzbezogenen Grundsät¬ 
zen, Richtlinien, Festlegungen usw. hat sich günstig auf die 
praktische Tätigkeit der Lehrgangsteilnehmer ausgewirkt. 

3. Bei der Bestimmung des Verhältnisses zwischen Vorlesun¬ 
gen und Seminaren sollte in Zukunft den Formen der aktiven 
Mitarbeit (Seminar, Fallspiel, Diskussionsbeiträge) der Lehr¬ 
gangsteilnehmer mehr Platz eingeräumt werden, um ihrer 
schöpferischen Mitarbeit entgegenzukommen. 

Aus den an die Lehrgangsteilnehmer vergebenen Themen für 
die Abschlußarbeiten seien folgende als Beispiele genannt, wo¬ 
bei sich die Untersuchungsgegenstände nicht nur auf Bereiche 
des Transport- und Nachrichtenwesens, sondern auch auf an¬ 
dere Bereiche der Volkswirtschaft bezogen: 

- Zu einigen Fragen der Auswahl, Gewinnung und Herausbil¬ 
dung von Reserve- und Nachwuchskadern 

- Analyse der Berufs- und Qualifikationsstruktur und Ableitung 
von Aufgaben zur effektiven Nutzung des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens im Fünfjahrplanzeitraum 1986-1990 

- Darstellung der Aufgaben des Fachorgans Kader und Bil¬ 
dung und dessen Leitungsbeziehungen zu anderen Struktur¬ 
einheiten im Betrieb 

- Erfahrungen bei der Gestaltung der Berufsausbildung und 
Weiterbildung sowie Schlußfolgerungen zur Erhöhung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit am Beispiel ausgewählter 
Berufsgruppen bei der Deutschen Reichsbahn 

- Analyse der Arbeitskräftefluktuation im Gleisbaubetrieb und 
Schlußfolgerungen für die Leitungstätigkeit zur Stabilisie¬ 
rung der Arbeitskräftesituation 

- Grundsätze und Inhalt einer effektiven Kader- und Bildungs¬ 
arbeit im örtlich geleiteten Verkehrswesen 


- Möglichkeiten der Vervollkommnung der Kaderarbeit durch 
Nutzung der elektronischen Datenverarbeitung 

- Vervollkommnung der Arbeit mit den Auslandskadern bei 
der INTERFLUG 

- Stellung und Funktion des Meisters in der sozialistischen 
Wirtschaft 

- Herausbildung der Berufsverbundenheit bei Lehrlingen im 
Post- und Fernmeldewesen. 

Die Anfertigung von Abschlußarbeiten soll auch künftig den 
Abschluß der Lehrgänge dieses zweijährigen postgradualen 
Studiums bilden. So wird auch der nächste, der fünfte Lehr¬ 
gang, der im Oktober 1987 beginnt, das Wissen aktualisieren 
und die Fähigkeit erweitern,, sich zu spezialisieren oder Kennt¬ 
nisse auf zusätzlichen, für die berufliche Tätigkeit erforderli¬ 
chen Wissensgebieten zu erwerben. Delegierungen sind zu 
richten an die Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List" 
Dresden, Direktorat Studienangelegenheiten, Abteilung Weiter¬ 
bildung, Postfach 103, Dresden, 8072. 

(Dr. oec. Willi Brösum, Bautzen) 

Recht in unserer Zeit 

Eine Nachauflage und zwei neue Hefte der Reihe „Recht in un¬ 
serer Zeit" des Staatsverlages der DDR seien vorgestellt: 

Was ist gerecht, was ungerecht? (Band 45) 

(von Prof. Dr. Klaus Heuer, 2. Auflage, 112 Seiten mit einigen, 
z. T. humorigen Zeichnungen von Gerhard Vontra, Format 11,5 
x 16,5 cm, broschiert, EVP DDR 1,75 M). Aus dem Inhalt: So¬ 
ziale Gerechtigkeit, Traum und Wirklichkeit - Ist das Leistungs¬ 
prinzip wirklich gerecht? - Justitia, ohne Binde vor Augen! - 
Der gerechte Richter, eine neue Situation - Das Arbeitsrecht 
und die beiden Seiten der Gerechtigkeit - Gerechtigkeit oder 
nacktes Interesse? - Gerechte Urteile = milde Urteile? - Aus¬ 
gleich für das Opfer - Die Kleinen hängt man, die Großen läßt 
man laufen? - Das tägliche Brot der Gerechtigkeit 

v 

Wohnen als AWG-Mitglied (Band 62) 

(von Prof. Dr. Manfred Mühlmann und Dr. Mathias Beck, 112 
Seiten mit 7 humorigen Zeichnungen von Karl-Heinz Döring, 
EVP DDR 1,75 M). Aus dem Inhalt: Der genossenschaftliche 
Wohnungsbau, Vorteile und Besonderheiten - Der Weg zur 
Mitgliedschaft und zur Wohnung - Die Genossenschaftswoh¬ 
nung und das Nutzungsrecht — Innergenossenschaftliche De¬ 
mokratie - Die Beendigung der Mitgliedschaft - Genossen¬ 
schaftswohnung und Mitgliedschaft nach Ehescheidung — 
Möglichkeiten des Wohnungstauschs - Genossenschaftliche 
Garagen und ihre Besonderheiten - Musterstatut für Arbeiter¬ 
wohnungsbaugenossenschaften 

Der Bürger und seine gesellschaftlichen Organisationen 

(von Dr. Richard Mand und Dr. Carola Schulze, 126 Seiten mit 
einigen Abbildungen und Grafiken, EVP DDR 2 — M). Aus dem 
Inhalt: Du und deine gesellschaftlichen Organisationen — Aus¬ 
druck eines vielgestaltigen gesellschaftlichen Lebens — Die Par¬ 
tei der Arbeiterklasse und die gesellschaftlichen Organisatio¬ 
nen - Gemeinsames Wirken der Nationalen Front - ... soziali¬ 
stische Demokratie — ... sozialistisches Recht - Grundrichtun¬ 
gen der Tätigkeit gesellschaftlicher Organisationen - Die Mit¬ 
gliedschaft in gesellschaftlichen Organisationen - Abkürzungs¬ 
verzeichnis 
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yVittstocker Postamt 100 Jahre alt 



Das Postamt 1930 Wittstock/Dosse im Bezirk Potsdam begeht 
jetzt sein hundertjähriges Bestehen. Das von dem Maurermei¬ 
ster Hartmann für Postzwecke errichtete Gebäude mit Vereini- 


Wo das Geld die Welt regiert 

Aus diesem Buch folgende Leseprobe: „Auch das Reich des 
.Pudding-Prinzen' Rudolf August Oetker ist nicht nur auf Götter¬ 
speise gebaut. .Weil Darlehen an den Schiffbau dabei beson¬ 
ders begünstigt werden, gab Oetker seine Pudding- und Back¬ 
pulvergewinne lieber geldbedürftigen Reedereien als dem Fi¬ 
nanzamt. Und weil man Gewinne lieber behält, als sie fremden 
Leuten zu geben, wurde er selbst Reeder, der mit Nährmittelge¬ 
winnen Schiffe baute ... Und weil Schiffe und Frachten ver¬ 
sichert werden und weil das Geld kostet, das man lieber behält, 
gründete Oetker eine eigene Versicherung, die .Condor' ... Är¬ 
ger über zu hohe Kreditzinsen und Gebühren ersparte sich Oet¬ 
ker, indem er das Bankhaus Lampe erwarb und zu seiner Haus¬ 
bank machte. Und die hohen Kosten für Werbung, die im Mar¬ 
kenartikelbereich unumgänglich sind, reduzierte er durch den 
Kauf einer Werbeagentur ... Zur möglichst krisenfesten und lu¬ 
krativen Vermögensanlage wurde er Bierbrauer, wiederum mit 
eigenem Kreditinstitut - der Bank für Brau-Industrie AG, Frank¬ 
furt - und gehört heute zu den größten Brauherren Europas.' 
So beschreiben Wallraff und Engelmann die Einfälle eines krän¬ 
kelnden Giganten, der verhindern will, daß die Geldtraufe, unter 
der er sich labt, einem dürftigen Nieselregen weicht." Also ein 
hochinteressantes, kurzweiliges Buch von Klaus Müller, Verlag 
Die Wirtschaft, Berlin, 1985, 248 Seiten mit einigen Abbildun¬ 
gen, Format A 5, Ganzgewebeeinband, EVP DDR 22,- M) 


gung eines Telegrafen wurde am 16. September 1886 seiner Be¬ 
stimmung übergeben. Vor diesem Bau war die Post samt Woh¬ 
nung des Postvorstehers, wie die Chronik „Geschichte der 
Stadt Wittstock" zu berichten weiß, in angemieteten Räumen ^ 
von Bürgerhäusern untergebracht, wofür sehr viel Pacht ge¬ 
zahlt werden mußte. Im Jahre 1914 entschloß sich die Kaiserli¬ 
che Postverwaltung, das vom Maurermeister Hartmann ange¬ 
mietete Postgebäude für 95 000 Mark zu kaufen. 

Mit dem Einzug des „Bellschen Kastens", des Telefons, im 
Jahre 1899 gewann das Ppstgebäude für die Wiftstocker Bevöl¬ 
kerung weiter an Bedeutung, weil ja nun nach dem Telegrafen 
ein weiteres Nachrichtenmittel zur Verfügung stand. Seither 
hat das Postgebäude eine wechselhafte Geschichte durchlau¬ 
fen. In unseren Tagen, 1971/72, wurde das Postgebäude, das 
nicht mehr den Erfordernissen entsprach, modernisiert bzw. 
umgebaut, wobei die alte äußere Form erhalten blieb (Bild). Zu 
den wichtigsten Errungenschaften nach dem IX. Parteitag der 
SED zählen die Einführung des SWFD 1974, die Inbetriebnahme 
eines modernen Telexteilamtes 1979, die Einführung des Zu¬ 
stellverfahrens über Fachanlagen 1980, die Rekonstruktion bzw. 
Modernisierung des Fernamtes 1982 und die Erweiterung des 
SWFD 1984. Weitere Maßnahmen, so wie sie der XI. Parteitag 
beschloß, werden folgen, um die Aufgaben der neunziger Jahre 
erfolgreich anpacken zu können. 

Sekretär Dieter Schulz, PFA Pritzwalk 


Lexikon „Metros der Welt" 

Metros - das sind Untergrundbahnen. Ihr Name stammt von 
der ersten derartigen Bahn, der „Metropolitan Railway" in Lon¬ 
don (1863). Diese „Hauptstädtische Eisenbahn" (so die Überset¬ 
zung des Begriffes) wurde allerdings noch mit Dampftraktion 
betrieben. Nach und nach kamen andere unterirdisch geführte 
Bahnen in großen Städten hinzu. Einige wurden auch als Hoch¬ 
bahnen betrieben, ebenfalls jedoch in einer zweiten Ebene. 
Seitdem hat sich die Zahl der Metros - der U-Bahnen - erheb¬ 
lich vermehrt, und es ist für einen an diesen Dingen Interessier¬ 
ten schon wissenswert, was in dem neuen Lexikon steht (trans- 
press VEB Verlag für Verkehrswesen, von einem Autorenkollek¬ 
tiv unter der Leitung von Hans-Werner Schleife, 378 Seiten mit 
zahlreichen, z. T. farbigen Abbildungen, Format 16,5 x 23,5 cm, 
Ganzgewebeeinband, EVP DDR 39,- M). Der Titel beginnt mit 
einer breiten Einführung (30 Druckseiten) unter der Überschrift 
„Die Metro - ein Überblick über ihre Entwicklung". Alsdann 
folgt der Hauptinhalt „Die Metrostädte von Alma-Ata bis Yoko 
hama". Jeder diesbezügliche Artikel ist in die Abschnitte Re¬ 
gion und Metroentwicklung - Streckennetz - Stationen - Fahr¬ 
zeuge - Betrieb und Abfertigung - Perspektive untergliedert. In 
einem Anhang (26 Seiten) ist in Abc-Folge ein „Kleines Lexikon 
des Metrobaus, der Metrotechnik und des Metrobetriebs" an¬ 
gefügt. Der Band stellt zweifellos eine Neuerung auf unserem 
Büchermarkt dar. 


Flieger-Jahrbuch 85/86 


„Aulgabeblatt* - ein Begriff aus dem Telegrammdienst. Doch so versteht ihn 
der Humorzeichner Frank Steger. Plauen! 



Diese internationale Umschau der Luft- und Raumfahrt - so der 
Untertitel - liegt in ihrer 28. Ausgabe vor, zugeschnitten auf 
zwei Jahre (transpress VEB Verlag für Verkehrswesen, Berlin, 
1986,168 Seiten mit zahlreichen Abbildungen, Format 24 x 27,5 
cm, Pappeinband, EVP DDR 15,- M). Aus dem Inhalt: 

- 30 Jahre Zivilluftfahrt der DDR im Spiegel der Statistik 

- Partner der Interflug: Die griechische Fluggesellschaft Olym- 
pic Airways 

- Arbeitshygiene in einer Passagierkabine 

- Die Seefliegerkräfte der UdSSR 

- AWACS - Fliegende Feuerleitstelle für den Kernwaffenkrieg 

- Die Luftfahrtindustrie Schwedens 

- Hugo Junkers (1859-1935) - Erfinder, Flugzeugfabrikant und 
Luftverkehrsunternehmer 

- Französische Flugpioniere (1): Hubert Latham (1883-1912) 

- Luftfahrtmuseen in aller Welt (7): Sammlungen in den USA 

- Raumfahrtunternehmen zum Kometen Halley 

- ASAT und die Raumstation der USA 
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Johann Sebastian Bach 
und Posthornklänge 


Eichendorff und Goethe, Lenau, Fallersleben und Heine und 
noch viele andere regte die Romantik der Posthornklänge im¬ 
mer wieder zu Gedichten an. Denken wir nur an Eichendorffs 
„Abreise" oder Goethes „An Schwager Kronos", wo das Post¬ 
horn die Poesie der Postreise symbolisiert und von Heimweh 
und Sehnsucht nach der Ferne erzählt. Auch namhafte Musiker 
nahmen sich des Themas an. Seltener waren da schon Kompo¬ 
sitionen, die sich nicht mit dem dichterischem Wort verbanden. 
Johann Sebastian Bach schrieb im Jahre 1704 ein solches In¬ 
strumentalstück mit dem Titel: „Capriccio sopra la lontananza 
del Fratre dilettissimo di Giov. Seb. Bach" (Capriccio über die 
Abreise eines sehr geliebten Bruders). Wir müssen uns des 
besseren Verständnisses wegen freilich einen anderen Bach 
vorstellen als jenen berühmten Kantor vom Denkmal vor der 
Thomaskirche in Leipzig. Eher jenen, den der Hallenser Bild¬ 
hauer Prof. Bernd Göbel im vergangenen Jahr auf den Markt 
von Arnstadt stellte: unbekümmert, ein wenig ungebärdig, vor 
allem aber sehr jung. Ganze neunzehn Jahre war Bach alt, als 
er seine Gedanken und Gefühle über die Abreise seines Bru¬ 
ders in Töne setzte. 

Um sie zu verstehen, müssen wir wissen, daß Johann Seba¬ 
stians Bruder Johann Jakob als Ha.utboist (Bläser der Oboe) in 
schwedische Dienste getreten war. Bevor er sich zu seinem 
Dienstherrn, König Karl XII., nach Polen begab, wohin das 
schwedische Heer damals vorgedrungen war, kehrte er noch 
einmal in die thüringische Heimat zurück, um sich von seinen 
Angehörigen und Freunden zu verabschieden. Prof.. Philipp 
Spitta interpretiert in seinem in den Jahren 1873-1880 bei Breit¬ 
kopf 81 Härtel herausgebrachten Werke „Johann Sebastian 
Bach" die Vorgänge um jene Abschiedsepisode sehr einfühl¬ 
sam und führt gründlich in die musikalische Charakteristik die¬ 
ses Bachschen Klavierwerkes ein. Halten wir uns deshalb an 
ihn, wenn er meint, daß erste Stück des Capriccio sei „eine 
Schmeichelung der Freunde, die sie mit all ihrer Beredsamkeit 
um denselben von seiner Reise abzuhalten, entwickeln". Die 
folgende Fuge G Moll „ist eine Vorstellung unterschiedlicher 
Casuum (Ereignisse), dje ihm in der Fremde könnten vorfallen". 
Ihre Akkorde assoziieren Düsteres, lassen die gefahrvolle Post¬ 
reise ins ferne Polen, die Möglichkeit des zusammenbrechen¬ 
den Postwagens und dergleichen ahnen. Da der reiselustige 
Bruder indessen unbeeindruckt bleibt, beginnt im dritten Stück, 
einem Adagissimo, „ein allgemeines Lamento der Freunde", 
das die schlimmsten Gedanken und Befürchtungen um das Le¬ 
ben Johann Jakobs ausdrückt. Im vierten Stück aber „kommet! 
die Freunde, weil sie doch sehen, daß es nicht anders sein 
kann, zusammen und nehmen Abschied". Viel Zeit, meint 
Spitta, bleibt ihnen nicht* denn schon wartet die abfahrbereite 
Post vor der Tür, und im fünften Stück, der „Aria del Posti- 
glione", alterniert eine Melodie mit dem Posthornsignal, das 
schließlich in der Ferne verklingt. 

Allein geblieben beschäftigt den Komponisten das Thema wei¬ 
ter, und er fügt dem Capriccio eine Fuge mit dem Posthorn¬ 
thema hinzu (Fuga aNmitatione di Posta). Sie ist, nach Spitta, 
das wertvollste Musikstück des Capriccio. 


„Aria del Postiglione" von Johann Sebastian Bach (Anfangstakte) 




Denkmal Bachs, als solch junger Mann seinerseit Organist in Arnstadt 


Doch was wurde aus Johann Jakob, dem die Posthorn-Fuge ge¬ 
widmet war? Die Befürchtungen der Freunde bestätigten sich 
glücklicherweise nicht: Unbeschadet überstand er die Reise 
nach Polen. Sie war aber nur der Anfang eines ständigen Um¬ 
herziehens als Spielmann der Garde des schwedischen Königs. 
Er hielt diesem die Treue, auch nachdem die Schweden' im 
Jahre 1709 von Peter dem Großen vernichtend geschlagen wur¬ 
den. Als er in Constantinopel noch das Flötenspiel erlernt hatte, 
war er bis zum Jahre 1721 als Hofmusikus in Stockholm tätig. 
Er starb hier im Jahre 1722, erst 39jährig. 

Zweihundertzweiundachtzig Jahre sind vergangen, seit der 
junge Johann Sebastian Bach sein Capriccio mit der Posthorn- 
Fuge schrieb. Gewiß ist das Stück, so sagen die Fachleute, 
nicht vergleichbar mit Bachs späteren Meisterwerken, aber es 
ist für unsere Zeit, in der das Posthorn längst schweigt, eine 
schöne Erinnerung an das Symbol der Postkutschen-Zeit. 
Hauptrat Dipl.-Ing.-Ök. Bernd Haube, BDP Leipzig 


Kartoffelkochbuch 
für jedermann 

Die Kartoffel gehört in unseren Breiten zu den wichtigsten 
Grundnahrungsmitteln. Und jeder, der einmal längere Zeit in ei¬ 
nem Nicht-Kartoffelland weilte, stürzt sich nach Rückkehr mit 
Heißhunger auf die schmackhaften Knollen. Auch in unseren 
Betriebsküchen sind Salzkartoffeln, manchmal auch Pellkartof¬ 
feln und Kartoffelsalat gang und gäbe. In der „feineren" Hotel¬ 
küche begegnen uns dann Kartoffelbällchen und Pommes fri- 
tes. Aber damit hat es sich dann meistens schon ... So ist es 
verdienstvoll, daß der Verlag für die Frau ein spezielles Kartof¬ 
felkochbuch auf dem Markt brachte - freilich ist's kein brand¬ 
neues Werk, sondern eine Neuauflage. Sein Ursprungstitel lau¬ 
tet „Neuestes und allgemeines Kartoffelkochbuch für Jeder¬ 
mann, welches deutlich und gründlich lehret die Kartoffeln auf 
das Mannichfaltigste zu benutzen, insbesondere die schmack 
haftesten Gerichte davon herzustellen." Erschienen um 1826 zu 
Erfurt bei Hennings und Hopf. Die Neuauflage bearbeitete Rai¬ 
ner Crummenerl und versah sie mit Kommentaren (112 Seiten 
mit einigen farbigen Illustrationen von Volker Wendt, Garvzge- 
webeeinband, Format 12,5 x 17 cm, EVP DDR 12,60 M). Als¬ 
dann: 'rein in die Kartoffeln! Was auch für unsere Betriebskü¬ 
chenleiter gilt. 
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Produktionspropaganda 
im Postklub 

Im sozialistischen Wettbewerb ringen die Arbeitskollektive in 
den Ämtern und Dienststellen der Deutschen Post täglich 
darum, den ständig steigenden Anforderungen, die an unseren 
Wirtschaftszweig gestellt werden, trotz oftmals sinkender Ar¬ 
beitskräftezahlen im vollen Umfang gerecht zu werden. Ge¬ 
meinsam mit unseren ehrenamtlichen Klubratsmitgliedern ha¬ 
ben wir deshalb schon bei der Vorbereitung des Veranstal¬ 
tungskalenders für 1985 überlegt, wie wir mit unseren spezifi¬ 
schen Möglichkeiten der gewerkschaftlichen Kultcyarbeit dazu 
beitragen können, die Berufsverbundenheit unserer Mitarbeiter 
zu festigen und auf dem Gebiet der Produktionspropaganda 
wirksam zu werden. 


Die Kammer der Technik - unser Verbündeter 

Uns war von Anfang an klar, daß wir dieses kulturelle Neuland 
nur dann erfolgreich bebauen können, wenn wir uns erfahrene 
Verbündete suchen. Wir fanden sie in der Betriebssektion der 
Kammer der Technik unserer Bezirksdirektion und im Filmstu¬ 
dio der Deutschen Post Berlin. Nach Gesprächen mit beiden 
Partnern entschlossen wir uns, im Oktober 1985 in der Studio¬ 
bühne* des Filmtheaters Prager Straße ein erstes Filmforum 
unter dem Motto „Was gibt es Neues bei der Deutschen Post?" 
zu veranstalten. Für die organisatorische Vorbereitung dieser 
Veranstaltung, die am Donnerstag, dem 3. Oktober 1985 um 
16.30 Uhr (also in der Freizeit!) stattfand, gewannen wir den 
Kollegen Rädisch, Leitungsmitglied der Betriebssektion der 
Kammer der Technik und Abteilungsleiter Fernsprech- und 
Fernschreibwesen der BDP Dresden, sowie den Abteilungslei¬ 
ter Post- und Zeitungswesen und den Sektorenleiter Postbe¬ 
trieb. Auch die Redaktion unserer Betriebszeitung „tele-post" 
half uns durch die Veröffentlichung einer Presseinformation mit 
einem Foto des Filmstudios der Deutschen Post Berlin. Nicht 
zuletzt trugen unsere 33 ehrenamtlichen Klubratsmitglieder 
dazu bei, daß wir von den 130 Plätzen des Studiotheaters be¬ 
reits 119 durch Vorbestellungen auslasten konnten. Wie bei al¬ 
len anderen Klubveranstaltungen - außer bei geselligen Nach¬ 
mittagsseminaren für Kulturfunktionäre - haben wir auch hier 
einen Unkostenbeitrag erhoben. Wir stützen uns dabei auf die 
in den 15 Jahren unseres Bestehens gesammelte Erfahrung, 
daß eine gekaufte Karte eher als eine geschenkt erhaltene ge¬ 
nutzt wird. 


über die Anwendung der Lichtleitertechnik sowie die Filme 
„Pulscodemodulation" und „Weg einer Zeitung"), er vermittelte 
uns auch erfahrene Wissenschaftler des IPF, die bei der Pro-" 
duktion der genannten Filme beratend mitgewirkt hatten. So 
konnten dann bei der Eröffnung des Forums neben den Vertre¬ 
tern unserer BDP auch der Leiter des Filmstudios und der Kol¬ 
lege Fechner vom IPF begrüßt werden. Als Gesprächspartner 
zum Film „Weg einer Zeitung" gewannen wir durch Vermittlung 
des Sektorenleiters Postzeitungsvertrieb den Kollegen Rolf 
Köhler, Produktionsleiter der Druckerei „Völkerfreundschaft" in 
Dresden. Diese Experten haben auf unsere Bitten hin zur Ergän¬ 
zung der Filme sogar noch weiteres Anschauungsmaterial mit¬ 
gebracht. In zwei getrennten Gruppen (Post- und Zeitungswe¬ 
sen/Fernmeldewesen) kam es dann zu interessanten Gesprä¬ 
chen, so daß wir in der Gruppe Fernmeldewesen das Gespräch 
abbrechen mußten, weil die Studiobühne des Filmtheaters Pra¬ 
ger Straße für die öffentliche Abendvorstellung benötigt 
wurde. 


Filmforum Nr. 2 in Sicht 

Nun haben wir für den 2. Oktober 1986 in der Studiobühne un¬ 
ser zweites Filmforum anberaumt. Hierbei wird der Film über 
den Einsatz der Schalterterminals im Annahmedienst gezeigt. 
Dann folgt ein Vortrag über neue Dienste des Fernmeldewe¬ 
sens für die Volkswirtschaft. Die Verhandlungen mit Vertretern 
der Hochschule für Verkehrswesen und dem Institut für Post- 
und Fernmeldewesen'stehen hierüber kurz vor dem Abschluß^ 
Wer aus benachbarten Bezirken an diesem Forum teilnehmen 
möchte, ist herzlich willkommen. Er müßte sich jedoch fern¬ 
mündlich anmelden (Dresden 5 16 62 oder 4 84 85 14). 
Amtmann Hans Rick, Leiter des Zentralen Klubs der DP Dres¬ 
den 

Klassiker des Schienenstranges 

Unter diesem Titel erschien in der akzent-Buchreihe des Urania¬ 
verlages Leipzig/Jena/Berlin ein Büchlein über „den großen Bru¬ 
der" der Post - die Eisenbahn (von Prof. Dr. tlfriede Rehbein, 
128 Seiten mit einigen farbigen Abbildungen, Format 11 x 18 
cm, broschiert, EVP DDR 4,50 M). Die kurzweilig geschriebene 
Darstellung behandelt: Die ersten Jahrzehnte - Leistungs¬ 
starke Dampflokomotiven - Vorteile durch elektrische Traktion 
- Diesellokomotiven und Schnelltriebwagen - Gütertransport: 
leistungsfähiger, schneller, billiger - Schneller und bequemer 
reisen. 


Das Filmstudio der Deutschen Post - Bündnispartner Nr. 2 

Kollege Müller, Leiter des Filmstudios der Deutschen Post, 
stellte uns - unterstützt von seinem Mitarbeiterkollektiv - nicht 
nur die Filme für dieses Forum zur Verfügung (zwei Streifen 


Großes Interesse fanden bei den Besuchern die Streifen über die Anwendung 
der Uchtlertertechnik und der Film „ Pulscodemodulation" (unser Szenenfoto) 
vom Filmstudio der Deutschen Post Berlin. (Aufn. IPF) 



Die Bezirksstempelaufdruckmarken 
der OPD 16 (Erfurt) 

Aus der Feder des bekannten Philatelisten Dr. Jobst von 
Heintze jun. liegt das Heft 5 der Beiträge zur postgeschichtli¬ 
chen Forschung, herausgegeben vom Bezirksarbeitskreis Post¬ 
geschichte/Forschungsgemeinschaft „Thüringen" des Philateli¬ 
stenverbandes im Kulturbund der DDR, Bezirksvorstand Suhl, 
vor. Nach einem Geleitwort des überaus rührigen Leiters dieses 
BAK Postgeschichte, Hans-Jürgen Salier, Hildburghausen, wird 
vom Verfasser zunächst in einer allgemeinen Übersicht die poli¬ 
tische Entwicklung unseres Landes bis zur Währungsreform im 
Juni 1948. geschildert. Dem schließt sich unmittelbar die Be¬ 
schreibung der postalischen Maßnahmen während dieses Er¬ 
eignisses an - bekanntlich führten sie u. a. zur Herausgabe der 
im Titel genannten Marken. Mit Akribie hat es der als Forscher 
auf diesem Gebiet bekannte Philatelist in kongenialer Nach¬ 
folge seines kürzlich verstorbenen Vaters gleichen Namens ver¬ 
standen, alle zur damaligen OPD Erfurt mit der Bezirksnummer 
16 gehörenden Orte daraufhin zu durchforsten, welche Proviso¬ 
rien in ihnen entstanden. Auch auf Aufdruckbesonderheiten ist 
ausführlich eingegangen, desgleichen auf Korrekturaufdrucke 
und Aufdrucke, die auf Ganzstücke übergehen. Eine Gebühren¬ 
übersicht und ein Literaturverzeichnis schließen den interessan¬ 
ten Titel ab, der sich zudem durch eine reiche Bebilderung aus¬ 
zeichnet. 
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Gesehen auf der Leipziger 
Frühjahrsmesse 1986 (III) 

Arbeitsplatzcomputer robotron A 7100 

Dieses Gerät (Bild rechts) des VEB Robotron-Elektronik Dres¬ 
den präsentiert sich als leistungsfähiger 16-Bit-Personalcompu- 
ter, dessen Internspeicher bis zu 768 KByte ausgebaut sein 
kann. Der flexible Einsatz basiert auf dem modularen Aufbau in 
Form eines Rechnergrundgerätes mit zwei eingebauten Disket? 
tenspeichern, dem absetzbaren Bildschirm für 2000 Zeichen, 
der abgesetzten Tastatur und auf mehreren Varianten von Bei¬ 
stellgefäßen für Diskettenspeicher. Im Grundgerät werden 5 
1/^'-Diskettenlaufwerke mit 500 KByte Speicherkapazität einge¬ 
setzt. Ausgehend von den guten Erfahrungen mit 8 -Bit-Mikro- 
rechnerbaugruppensystemen wurde der Elektronikaufbau eben¬ 
falls modular gestaltet, so daß eine ganze Reihe von Ausfüh- 
ruhgsvarianten möglich wird, die sich insbesondere durch 

- maximalen Speicherausbau 

- Terminaleinsatz 

- Echtzeitfreundlichkeit (mit Zweiportspeichern) 

- Rastergrafik mit 640 x 400 Punkten 
auszeichnen. 

Das Betriebssystem SCP 1700 (kompatibel zu CP/M- 86 ) bildet 
die Grundlage für eine Vielzahl von Einplatzeinweisungen. So 
wurde auf der Frühjahrsmesse u. a. die Anwendung der Präsen¬ 
tationsgrafik für den Bürobereich demonstriert, die sich auf die 
grafischen Basisroutinen SCP - GX und das Programm DIA- 
GRAM bezieht und das Grafiksubsystem benutzt. Die Nutzung 
international eingeführter Versionen der Programmiersprachen 
BASIC und FORTRAN erleichtern den Übergang zum robotron 
A 7100. Aufgrund der 16 Bit Verarbeitungsbreite, seiner großen 
Speicherkapazität und der variablen Betriebssysteme wird der 
Arbeitsplatzcomputer robotron A 7100 u. a. für folgende Aufga¬ 
bengebiete eingesetzt: 

- CAD/CAM-Arbeitsplatz 

- Arbeitsplatz für ingenieurtechnische Aufgaben 

- Softwareentwicklungsplatz 

- Rechner in der Labor- und Prüffeldautomatisierung 

- Terminal und Mehrplatzdatensystem 

- Auswerterechner in der Meßtechnik 

- Arbeitsplatz für Büroautomatisierung. 

Über die vorhandenen Standardschnittstellen IFSS und V.24 so¬ 
wie als Option erhältliche Software- und Hardwarekomponen¬ 
ten können die Personal-, Büro- und Arbeitsplatzcomputer des 
VEB Kombinat Robotron als Terminals von SKR- und ESER- 
Rechnern arbeiten. Eingebunden in lokale Netze sowie Sy¬ 
steme der Datenfernverarbeitung und Datennetze ermöglichen 
sie sowohl die Telekommunikation zwischen Arbeitsplätzen als 
auch den Zugriff auf Datenbanken und Leistungen von Groß¬ 
rechnern. 



Personalcomputer robotron 1715 

Er stammt aus dem VEB Robotron-Büromaschinenwerk Söm¬ 
merda und besitzt besondere Bedeutung für die Breitenanwen¬ 
dung. Der kostensparende Aufbau eines 8-Bit-Computers mit ei¬ 
ner Hauptspeicherkapazität von 64 KByte gestattet durch die 
variable Gestaltung der Anzahl der Anschlußsteuerungen für 
die Interfaces IFSS (Stromschleife 20 mA) und V.24 eine Anpas¬ 
sung an unterschiedlichste Aufgaben. Dies wird anhand einer 
Reihe von Anwendungslösungen belegt. So z. B. zur Fakturie¬ 
rung bei der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe der VR 
Polen, der Lieferscheinbearbeitung in der Automobilindustrie 
der UdSSR, der Lagerhaltung in Warenhäusern, der Rech¬ 
nungslegung und Materialwirtschaft, der Verkaufsabrechnung 
(als arabische Variante), bei der Textverarbeitung und nicht zu¬ 
letzt als Digitalisierarbeitsplatz in der Produktionsvorbereitung. 
Die Bildgrößen 16 x 64 Zeichen und 24 x 80 Zeichen sowie die 
Möglichkeit des Anschlusses der gesamten Palette der Drucker 
des VEB Robotron-Büromaschinenwerkes Sömmerda gestatten 
einen vielfältigen Einsatz. 
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RFT Farbfernsehempfänger „Colorlux 4226" 


Das Angebot an hochwertigen Farbfernsehempfängern aus 
dem VEB Fernsehgerätewerke „Friedrich Engels" Staßfurt 
wurde durch'diese Weiterentwicklung (auf Basis der 3. Grund¬ 
konzeption) bereichert (Bild oben). Ausgestattet mit einer 
67-cm-ln-line-Farbbildröhre und der bewährten Technik der 3. 
Grundkonzeption wird durch den Einsatz von zwei gleichwerti¬ 
gen Lautsprecherkombinationen, die links und rechts der Bild¬ 
röhre angeordnet sind, eine deutlich verbesserte Klangqualität 
erzielt. Diese wird durch eine flächenhafte Abstrahlung des To¬ 
nes und eine 8 Watt-Endstufe erreicht. Mit einer getrennten Hö¬ 
hen- und Tiefeneinstellung kann der Klang individuell beeinflußt 
werden. Selbstverständlich verfügt das Gerät über eine IR- 
Fernbedienung für alle Funktionen, einschließlich Senderdirekt¬ 
wahl ( 8 fach). Eine Bedienung am Gerät ist ebenfalls möglich. 
MTG und Kopfhöreranschluß sowie eine abschaltbare Laut- 
sprecheransteuerung vervollständigen den Bedienkomfort die¬ 
ser Weiterentwicklung. 


- UKW-Scharfabstimmung AVR 

- moderne Schaltungskonzeption mit integrierten Schaltkrei¬ 
sen 

- Ohrhöreranschluß 

- Betrieb des Gerätes über ein separates Netzteil bei erhöhter 
NF-Ausgangsleistung 

Technische Daten 

- Wellenbereiche: UKW 87,5-104 MHz, MW 526,5-1606,5 kHz 

- Bestückung: Zwei integrierte Schaltkreise, dreTTransistoren, 
vier Dioden 

- Anzahl der Kreise fest/variabel: AM 6/2, FM 8/2 

- Ausgangsleistung: 0,8 W bei Batteriebetrieb, 1,0 W bei Be¬ 
trieb über separates Netzteil 9 V 

- Stromversorgung: Batterie 6 V (4 x R 14), separates Netzteil 
über Netzbuchse 6 V-9 V 

- Antennen: UKW Teleskopantenne, MW Ferritantenne 

- Masse: 0,8 kg mit Batterien 

- Abmessungen: 220 x 110 x 45 mm ■ 

Infrarot-Fernbedienungs-Sendeteil 

Der Infrarot-Fernbedienungs-Sendeteil „RCS" ermöglicht in 
Verbindung mit einem farbfernsehempfänger-gerätespezifi- 
schen Infrarot-Dekoder die Gerätebedienung über drahtlose 
Fernbedienung. „RCS" ist eine Weiterentwicklung, die den in¬ 
ternationalen Erfordernissen der Farbfernsehgeräte mit Stereo- 
/Zweikanalton voll gerecht wird. Durch die Zusammenfassung 
der elektrischen Konzeption auf einer Leiterplatte ist eine gefäl¬ 
ligere handliche Ausführung gegenüber der bisherigen Ausfüh¬ 
rung vom Typ S 03 entstanden, die durch ein modernes Design 
noch unterstrichen wird. Durch die Möglichkeit unterschiedli¬ 
cher Tastenanzahlen in Verbindung mit speziellen Abdeckble¬ 
chen lassen sich folgende Varianten erzielen: 

- RCS 6296: Stereo /Zweikanalton, 16 frei programmierbare 
Kanäle 

- RCS 6292: 16 frei programmierbare Kanäle, ohne Stereoton 

- RCS 6293: 8 frei programmierbare Kanäle, ohne Stereoton. 

Applikation - wichtiges Bjndeglied 


RFT-AUDIO 113 

Aus dem VEB Kombinat Elektro-Apparate-Werke Berlin-Trep 
tow kommt der AUDIO 113, ein leistungsstarker AM/FM Rei¬ 
seempfänger. Der RFT-AUDIO 113 eignet sich als Begleiter bei 
Reisen, in der Freizeitgestaltung sowie als Zweitgerät im Haus¬ 
halt. Er zeichnet sich durch folgende Gebrauchswerte aus: 

- Anzeige des Empfangsbereiches über Luminiszenzdiode 



Der VEB Kombinat Mikroelektronik organisiert in Wahrneh¬ 
mung der wachsenden Verantwortung ein umfassendes Bera- 
tungs- und Informationssystem Mikroelektronik. Der Kombi¬ 
natsbetrieb VEB Applikationszentrum Elektronik Berlin (Applika 
tion = Anwendung) unterhält in allen Bezirken der DDR Bera- 
tungs- und Informationsstellen, in denen das Wissen erfolgrei¬ 
cher Mikroelektronikanwender und applikativer Lösungen aus 
den Kombinatsbetrieben zusammengetragen werden und so 
die Grundlage für die Erschließung neuer Einsatzgebiete des 
verfügbaren Bauelementesortiments bilden. Gleichzeitig findet 
die fachliche Beratung dervAnwender über die zu wählende op¬ 
timale technisch-ökonomische Lösung sowie die Aus- und Wei¬ 
terbildung von ingenieurtechnischem Personal der Anwender¬ 
betriebe statt. Eine wesentliche Seite mit zunehmender Bedeu¬ 
tung ist das Erarbeiten von Studien, Expertisen und Aufgaben¬ 
stellungen. 

Neue integrierte Scheltkreise sus dem VEB Kombinet Mikroelektronik: 32 Kbit 
EPROM U 2732c (vorn), Tastwahl-Schaltkreis U 713 D'(links). PLL-Synthesize- 
Schaltkreis U 810 D (oben) und TTL-kompetibler Dekoder U 192 D (rechts) 
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„Die Gelben" 
als Fotomotive 


Postbriefkästen 
in Potsdam 


Potsdam .Am Stern“: Seit einigen 
Wochen steht im Wohngebiet Ziol- 
kowskistraße ein neuer Briefkasten - 
zur Freude der Anwohner. 



Obwohl ich kein Postler bin, so interessiert mich vieles, was mit 
der Post zusammenhängt. So gefiel mir die vor einigen Mona¬ 
ten erschienene Serie „Historische Briefkästen". Nostalgische 
Briefkästen, wie auf den Sonderwertmarken abgebildet, gibt es 
im heutigen, dem modernen Potsdam allerdings nicht mehr. 
Dafür aber hat Potsdam zweckdienliche Postbrief kästen, die für 
jeden Postkunden eine gewisse Dienstleistung darstellen. Im 


Potadam-Babolsborg .Am Stom“, Briefkasten am Postamt der Freundschaft 



Saulenbriefkasten am Potsdamer Hauptpostamt (3 Aufn v Verf ) 



Bereich Stadtzentrum werden täglich 69 Postbriefkästen ge¬ 
leert, in Waldstadt sind es 13, im Zentrum Ost 3, im Schlaatz 2, 
„Am Stern" 15 und im Stadtteil Babelsberg 35 Pöstbriefkästen. 
Wie ich hörte, verfügt die Bezirksstadt Potsdam über insge¬ 
samt 137 Möglichkeiten, wo Postkunden ihre Briefpost einwer¬ 
fen können. Im Zuge der vielen Neubauten, die Potsdam seit 
den letzten Jahren prägen, entstanden auch neue Postämter. 
Auch “hier wird von Zeit zu Zeit eine Erweiterung von Briefkä¬ 
sten vorgenommen. Im Neubaugebiet „Am Schlaatz" wurden 
erst letztlich mit der Eröffnung eines Postamtes natürlich auch 
Postbriefkästen eingebaut. Die beiliegenden Fotos sollen zei¬ 
gen, wie aufmerksam ein Postkunde diese Dinge registriert. 
Harri Bach, Potsdam 
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Verbrecherfang 
mit Magnetnadel 


Sicherlich wäre der englische Telegrafeningenieur Cooke, des¬ 
sen 180. Geburtstag wir im September gedenken, niemals auf 
den Gedanken gekommen, daß sein Nadeltelegraf erst durch 
den erfolgreichen Einsatz beim Ergreifen eines per Eisenbahn 
geflohenen Verbrechers bekannt wurde. William Fothergill 
Cooke wurde am 15. September 1805 in Ealing geboren. Nach 
seiner Schulzeit konnte er sich zunächst nicht für ein längeres 
Studium entscheiden. Fern von England glaubte er schneller zu 
Ruhm und Geld zu kommen und diente daher seit 1830 fünf 
Jahre in der englisch-ostindischen Armee. Seine Hoffnungen 
erfüllten sich jedoch nicht, und so begann er im Anschluß an 
seine Militärdienstzeit im Jahre 1835 in Heidelberg ein Studium 
der Anatomie. Die studienbedingte Anfertigung anatomischer 
Wachspräparate interessierte ihn jedoch nicht sonderlich; 
seine Vorliebe für physikalisch-technische Probleme war grö¬ 
ßer. 

Als am 6. März 1836 in einer Physikvorlesung Professor Muncke 
einen Drei-Nadel-Telegrafen vorführte, der nach dem Vorbild 
des elektrischen Nadeltelegrafen des russischen Physikers P. L. 
Schilling von Cannstadt (1786-1837) angefertigt war, erkannte 
Cooke sofort die Bedeutung dieser Erfindung. Er wandte sich 
daraufhin der Telegrafie zu und ließ sich noch im gleichen Jahr 
eine Nachbildung des Schillingschen Telegrafen anfertigen. 
Sein ebenfalls noch im Jahre 1836 konstruierter erster Zeigerte¬ 
legraf mit Schrittschaltwerk erwies sich jedoch für einen prakti¬ 
schen Einsatz zunächst als ungeeignet. Aber bereits während 
seiner Rückreise nach England im Jahre 1837 stellte der nicht 
nur technisch begabte, sondern auch geschäftstüchtige Cooke 
Überlegungen zur Verbesserung des Nadeltelegrafen an. 
Gleich nach seiner Ankunft in London suchte er den damals 
namhaftesten englischen Elektrophysiker, Sir Charles Wheat 
stone (1802-1875), auf, mit dem er ab März 1837 zusammenar¬ 
beitete. Cookes und Wheatstones erfolgreiche Experimente mit 
Vier- und Fünf-Nadel-Telegrafen bewogpn die Vertreter der 
London-and-North-Western-Railway, beiden Technikern die Er¬ 
richtung einer 46 km langen Versuchstelegrafenlinie längs der 
Eisenbahnstrecke zwischen Euston und Camden Town zu über¬ 
tragen. Bereits am 25. Juli 1837 konnte diese Telegrafenlinie 
in Betrieb genommen werden. Der dabei eingesetzte Cooke- 
Wheatstonesche Fünf-Nadel-Telegraf wurde daraufhin am 
12. Dezember 1837 patentiert. 

Ermutigt durch seine bisherigen Erfolg'e errichtete Cooke im 

Cooke-Wheatstonascher Fünf-Nadel-Telegraf von 1837 



darauffolgenden Jahr. für die Great-Western-Railway eine 
20 km lange Telegrafenlinie zwischen Paddington und West 
Drayton, auf der vereinfachte Zwei-Nadel-Telegrafen zum regel¬ 
mäßigen Einsatz gelangten. 

In Zusammenarbeit mit Wheatstone erfand Cooke 1837 einen 
sich nunmehr im praktischen Einsatz bewährenden Zeigertele¬ 
graf mit Schrittschaltwerk. Dieser Apparat wurde erstmals 1840 
auf einem 62 km langen Streckenabschnit der North-Western- 
Railway in Richtung London-Birmingham eingesetzt. Auf die¬ 
ser Linie wurde nach einem Vorschlag des deutschen Physikers 
C. A. Steinheil (1801-1870) die Erde als Rückleitung benutzt, so 
daß nunmehr eine Leitung für den Telegrafenbetrieb genügte. 
Die Electric Telegraph Company benutzte vorrangig Cooke- 
Wheatstonesche Nadeltelegrafen, die sich erfolgreich behaup¬ 
teten. Noch im Jahre 1886 waren von den 18 386 Telegrafenap¬ 
paraten der englischen Postverwaltung 4003 Nadeltelegrafen¬ 
apparate in Betrieb. 

Der für seine Verdienste um das Telegrafenwesen geadelte Sir 
William Fothergill Cooke verstarb am 25. Juni 1879 in Farnham 
(Surray). Seine nachrichtentechnischen Leistungen trugen mit 
dazu bei, daß in England für die elektrische Telegrammüber¬ 
mittlung im Jahre 1846 die Gründung der Electric Telegraph 
Company stattfand. Längs der Eisenbahnstrecken begann nun¬ 
mehr in zunehmendem Umfang der Bau von Telegrafenlinien, 
aus denen bis 1851 bereits ein zusammenhängendes Leitungs¬ 
netz entstand. Als weitere Telegrafengesellschaften kamen die 
1861 gegründete United Kingdom Telegraph Company, die 1864 
entstandene Magnetic Company sowie wenige Jahre später die 
British Company und die Universal Private Company hinzu. 
Unter dem Druck der öffentlichen Meinung wurden in England 
1868/69 die privaten Telegrafeneinrichtungen vom Staat aufge¬ 
kauft und am 5. Februar 1870 der zentralen Postverwaltung an¬ 
gegliedert. 

Auf Schwedisch 
über Kreuz gesteuert 


(Schwaden, 
Li.-Nr. 964, 
1976) 

Wenn in unseren Tagen der Aufbau von Fernsprechverbindun¬ 
gen überwiegend schneller und ungestörter als vor Jahrzehn¬ 
ten Vor sich geht, verdanken wir das auch einer Erfindung des 
schwedischen Elektroingeniers Lars Magnus Ericsson, der am 
5. Mai 1846 in Värmskog geboren wurde. In Stockholm grün¬ 
dete er im Jahre 1876 eine feinmechanische Werkstatt für die 
Instandsetzung von Telegrafenapparaten, aus der die heutige 
Ericsson-Telefongesellschaft hervorging. Den Ausgangspunkt 
bildete ein 1877 konstruierter und in viele Länder exportierter 
OB-Tischfernsprecher. 

Die Hebdrehwähler zum selbsttätigen Aufbau von Fernsprech¬ 
verbindungen, eine Erfindung des Amerikaners A. B. Strowger 
(1839-1902) aus dem Jahre 1889, erschienen Ericsson zu sehr 
verzögerungsbehaftet und störanfällig. Mit seinem Vorschlag 
von 1905, Koordinatenfelder auf der Grundlage von Relais auf¬ 
zubauen, schuf er die Ausgangsposition für die Konstruktion 
von Koordinatenschaltern als neuartige Verbindungsorgane in 
der Nachrichtentechnik. Ericsson erlebte es noch, daß 1923 in 
Schweden das erste markierergesteuerte Koordinatenschalter¬ 
amt der Welt in Göteborg anläßlich der dortigen 300-Jahr-Feier 
den Vermittlungsbetrieb aufnahm. Das Jahr 1923 gilt daher als 
das Jahr der Einführung von Koordinatenschalter-Amtssyste¬ 
men. Drei Jahre später, am 17. Dezember 1926, verstarb in Ha- 
gelby der Mitbegründer der Koordinatenschaltertechnik. 
Amtmann Gerhard Weinreich, BS der BDP Halle (beide Bei¬ 
träge auf dieser Seite) 



224 


Dtsch. Post 31 (1986) 5 




DDR-Universalkatalog - 
Register 

postalischen Wirkens 

Von Horst Hille, Leipzig 


Die Palette der verschiedensten Postdienste ist sehr breit. Un¬ 
sere Zeitschrift spiegelt dies getreulich wider, wenn sie über 
viele Belange des Post- und Zeitungswesens, des Fernsprech- 
und Fernschreibwesens sowie des Funkwesens berichtet; von 
den sogenannten Querschnittsproblemen noch zu schweigen. 
Nun erschien im transpress VEB Verlag für Verkehrswesen Ber¬ 
lin (er ist auch der Verlag unserer Zeitschrift) ein äußerlich zwar 
wenig ansprechendes, dafür aber von seinem Inhalt her sehr 
bedeutsames Werk - der „DDR-Universalkatalog". Er wird von 
der Philatelie geprägt und registriert vielerlei „Produkte der 
Post" - vor allem die Postwertzeichen, die seit 1945 in unserem 
Lande verausgabt wurden. Dazu manches andere, was ihn über 
Allgemeinkataloge weit hinaushebt. 

Nennen wir zunächst die Herausgeber und Autoren: Als erstere 
fungieren Peter Fischer, Frithjof Skupin und Dr. Wolfgang Gu- 
denschwager, bekannte Spitzenfunktionäre des Philatelisten¬ 
verbandes und versierte Kenner der Materie. Ihnen zur Seite 
standen eine größere Anzahl Einzelmitarbeiter und Mitglieder 
von Arbeitskreisen, die anhand ihrer eigenen Sämmlungen und 
jahrzehntelanger Erfahrungen Teilgebiete bearbeiteten. So kam 
insgesamt ein Werk zustande - jahrelang wurde an ihm ge¬ 
feilt -, das mit Recht die volle Aufmerksamkeit und Beachtung 
aller Philatelisten verdient, die sich dem Sammelgebiet DDR 
verschrieben haben (712 Seiten mit zahllosen Abbildungen, For¬ 
mat 17 x 23,5 cm, Pappeinband, EVP DDR 48,- M). . 

Von der Seitenanzahl her gesehen (dies betrifft die Seiten 181 
bis 591) nimmt die Darstellung der regulären Postwertzeichen 
den größten Raum ein. Hier sind alle seit 1949 (9. Oktober) aus¬ 
gegebenen Marken registriert, beginnend mit der Ausgabe zum 
75jährigen Bestehen des Weltpostvereins. Stets ist (sind) die 
Marke(n) abgebildet, dazu - wenn verausgabt — der Schmuck- 
zudruck des Ersttagsbriefes und alle technischen Angaben, wie 
das in Katalogen allgemein üblich ist. Als Besonderheit muß 
man aber die differenzierten Preisangaben vermerken (Tausch¬ 
relationen): Sie sind genannt für die postfrische (pfr) und 
die gestempelte (gest) Marke, für die Marke auf Brief in Einzel¬ 
frankatur (EF), Mehrfachfrankatur (MeF) und Mischfrankatur 
(MiF) sowie für den Zuschlag bei Ersttagsverwendung (ZEV). 
An manche der Abkürzungen muß man sich bestimmt erst ge¬ 
wöhnen (z. B. erfordert ETB ein Umdenken, weil man diese Ab¬ 
kürzung bislang für Ersttagsblatt verwendete, während für Erst¬ 
tagsbrief die englische Bezeichnung FDC - first day cover - 
üblich war). 

In einer zweiten Auflage sollte man das Abkürzungsverzeichnis 
auf einer Doppelseite für sich abdrucken - was übrigens tech¬ 
nisch vom Umfang her keine Umstände machte -, damit man 
es heraustrennen und (unter einer Zellophanhülle) getrennt ver¬ 
wenden kann, ohne ggf. immer nachschlagen zu müssen. Si¬ 
cher wäre es dann auch als Buchzeichen dienlich. 

Kein Nutzer des Universalkataloges sollte es unterlassen, die 
breite Einführung durchzuarbeiten. Sie enthält so zahlreiche 
Hinweise, das sie mitunter Lehrbuchcharakter annimmt, wobei 
auch „alte Hasen" unter der großen Sammlerschar bestimmt 
manche verschütteten Kenntnisse wieder auffrischen, aber 
auch so manches Neue in sich aufnehmen könnten. Dies gilt 
gleichermaßen für die Einleitung zum Abschnitt I, in der Not¬ 
maßnahmen bei der Wiederaufnahme des Postverkehrs nach 
dem 8. Mai 1945 begründet werden. Ja — und dann beginnen 
jene zahlreichen Katalogisierungen, die dem Werk das Prädikat 
„universal" verliehen und die man bislang ausschließlich in Mo¬ 
nografien oder Einzelartikeln finden konnte. Den, Beginn 
machen die Barfreimachungsstempel und -vermerke, die längst 
zu einem speziellen Sammelgebiet wurden und die sicher nun 
einen weiteren großen Interessentenkreis finden werden. Zu¬ 
mal es sich bei diesen Belegen fast ausschließlich um soge¬ 



Katalogseite 633: Zusammendrucke. Aus Schalterbogen wurden senkrechte 
Rollenbahnen getrennt. Nach jeder 10. Marke befindet sich ein Zwischensteg, 
bedruckt mit Reihen- und Reihenwertzähler. Es gibt die Werte zu 5, 10, 20 und 
50 Pf. Versuche mit diesen Rollenmarken (1959) wurden auf je einem Postamt in 
Halle, Leipzig und Naumburg vorgenommen, verliefen aber nicht erfolgreich. 

nannte Bedarfspost handelt, die nicht eigens für Sammel¬ 
zwecke entstanden ist bzw. gemacht wurde. Das Gesagte muß 
auch auf das nächste Kapitel bezogen werden, das den Auf¬ 
brauch bisheriger Dauermarken (gemeint sind die nazistischen 
Postwertzeichen mit dem Kopfbild Hitlers oder andere Nazimar¬ 
ken, z. B. Dienstmarken) und Ganzsachen behandelt. Hier wer¬ 
den Bereiche erschlossen, die bislang als Tabus galten - jene 
sogenannten „sächsischen Schwärzungen" und auch Über¬ 
drucke, die dann schon zu den Übergangsausgaben rechnen. 
Zum Beispiel gibt es die Ausgabe von Mühlberg mit einem 
Überdruck, der den braunen Verbrecher kennzeichnet mit den 
Worten: „Blut und Tränen seine Saat - sein Wirken war nur 
Missetat!" Der Ausmerzung nazistischer Symbolik diente auch 
die Aptierung (Veränderung) von Post und Absenderfreistem¬ 
peln, auf die ebenfalls in einem kurzen Kapitel eingegangen ist. 
Dann folgen Notganzsachen und Suchdienstkarten. Bei letzte- 


Katalogseite 139: Spendenkarte der Postdirektion Provinz Sachsen zum einjäh¬ 
rigen Bestehen der Direktion 



aus den früherer» ÖPÜ- Bezirken 
Halle (Saale) und Magdeburg, 


j sm. & *&. * ; 
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Katalogseite 623: ZKD-Absenderrahmenstempel, dazu Klebezettel zur Aushän¬ 
digung an einen Empfänger, der kein ZKD-Teilnehmer ist (solche Zettel existie¬ 
ren in Fahlbraun und Scharlachrot). 

Katalogseite 696: Einschreib-Numerator-Stempel 1967/68. Sie wurden nur ver¬ 
suchsweise bei den Ämtern 102 (mb. s. Bild), und 108 (mc), ferner beim PSchA 
Berlin (md) und Zentralamt für Werbung (me) geführt, letztere beiden nur we¬ 
nige Tage, da sie sich nicht bewährten. 



Herrn Horst Mille 
7027 LelpsiK 


Katalogseite 676: Automaten Nummernzettel für Einschreibsendungen, hier 
vom Versuchspostamt Berlin 1135 verwendet. Oer Brief trägt zusätzlich einen 
TP-Stempel. 



ren tritt ein besonderes Merkmal des DDR-Universalkataloges 
ins Blickfeld: seine unbedingte philatelistische Ehrlichkeit. So 
sagte er zu den^Suchdienstkarten in einer Schlußbemerkung: 
„Da die eingegangenen Karten vom Suchdienst nicht zurück- 
oder anderweitig abgegeben wurden, können echt gebrauchte 
Stücke nur aus gestohlenem Material stammen." Das ist deut¬ 
lich! Wenn auch nicht verschwiegen werden darf, daß wir in 
ausgestellten Sammlungen solche Karten (z. B. Stücke, die aus 
Anlaß der Währungsreform mit zusätzlichen Postwertzeichen 
auf den alten Nennwert gebracht waren und andere) schon ge- 


f . FAHRBARES ' 
POSTAMT 

i 12.7.50.-14 

ll!l! !| BURGSTÄDT (SACHS) 


est am 


Nicht im Katalog enthalten: Dreifarben-Versuchsstempel von 1950 in Schwarz- 
Rot-Gold (Gelb).''Solche Stempel gibt es von der DEBRIA (ab 26. Aug. 1950) und 
zur Volkskammerwahl vom 15. Oktober 1950. Den abgebildeten Stempel kennt 
man nur als Probeabschlag, also nicht auf Postsendungen. 

sehen haben und wissen, daß die Besitzer dieser Exponate red¬ 
liche Mitbürger sind. 

Auf die Übergangsausgaben, die der Abschnitt II behandelt, ha¬ 
ben wir schon hingewiesen. Auch hier ist die Einleitung lesens¬ 
wert, und ebenso erfordern die Bemerkungen zur Seriosität so 
mancher Ausgabe die größte Aufmerksamkeit, zumal es sich 
bei zahlreichen Preisangaben (Tauschrelationen) um keine Klei¬ 
nigkeiten handelt. Im übrigen zählen diese vielen Ausgaben zu 
den sogenannten abgeschlossenen Sammelgebieten; d. h., es 
können keine neuen Ausgaben mehr hinzukommen. 

Solches gilt unverändert auch für die im Abschnitt V aufgeführ¬ 
ten Allgemeinen Ausgaben für die sowjetische Besatzungszone 
Deutschlands 1948-49 und dabei besonders für die Bezirks¬ 
stempelaufdruckmarken und andere Währungsreformbelege. 
Gerade bei diesen Belegen aus einer schicksalsschweren Zeit 
können sich die Spezialisten unter den DDR-Sammlern richtig 
„austoben", was indessen nicht abwertend gemeint ist, son¬ 
dern im Gegenteil darauf hinweisen soll, mit welcher Akribie 
man ein Teilgebiet betreiben kann. Erneut sei hier besonders 
die Ehrlichkeit betont, weil bei diesen unter diffizilen Verhältnis¬ 
sen entstandenen Emissionen natürlich eine beträchtliche An¬ 
zahl von Fälschungen existiert, deren Ausmerzung ein erklärtes 
Ziel des diesbezügljchen Arbeitskreises ist. Die Anmerkungen 
im DDR-Universalkatalog unterstützen dieses Streben bestens. 
Nun folgt das (sehr umfangreiche) Kapitel mit den Ausgaben 
der DDR, auf das wir schon hinwiesen. Selbst Spendenmarken 
mit Frankaturkraft (z. B. zu den X. Weltfestspielen der Jugend 
und Studenten 1972/73) sowie die neuen Jahrbücher und Jah¬ 
reszusammenstellungen fehlen nicht. Andererseits hätten aber 
einige wenige besondere Stempelformen eingereiht werden 
können, wobei wir solche wie die Dreifarbenstempel aus dem 
Jahre 1950 (es gibt ja nur drei verschiedene) meinen oder jenen 
auf der ZMMM 1971 vorgeführten Versuchsstempel für Einlie¬ 
ferungsbestätigungen bei Selbstbedienung.. 

In höchstem Maße erfreut hat uns die Aufnahme des Kapitels 
16 „Dienstpost". Mit seiner Katalogisierung im DDR-Universal- 
katalog wurde einem der interessantesten und auch politisch 
prägnantesten Sammelbereiche innerhalb der DDR-Philatelie 
das Tor noch weiter geöffnpt, existieren doch nunmehr darüber 
verläßliche Unterlagen (Dienstmarken, Zentraler Kurierdienst, 
POL-Lochungen). Die Universalität, die dem Katalog den Na¬ 
men verlieh, wird weiter bestätigt durch die Sammelgebiete Zu¬ 
sammendrucke (Kapitel 17) mit den Markenheftchen und Rollen¬ 
marken, Ganzsachen der DDR (Kapitel 18), wobei an Stelle des 
bisherigen Begriffs „Bildpostkarten" (der ja neuerdings It. staat¬ 
lichen Standards für Ansichts- und Glückwunschpostkarten ge¬ 
nutzt wird) der Begriff „Bildkarte" geprägt wurde (S. 665), Post- 
und Absenderfreistempel (Kapitel 19) sowie Automaten-Num- 
mernzettel für Einschreibsendungen (Kapitel 20). Als Kapitel 21 
folgen noch Gebührenübersichten, während die „Ordnung über 
das Prüfungswesen des Philatelistenverbandes..." vom 
22. September 1984 den Abschluß zu einem Werk bildet, wel¬ 
ches postalisches Wirken in einem Maße registriert, das sicher 
so manchen Postler selbst in Erstaunen setzt über die Tatsache, 
wie hoch und wie aufmerksam eine penible Sammlerschar ihre 
Arbeit beobachtet und würdigt. 
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Dieses monumentale Katalogwerk, 
zusammengetragen und kommentiert 
von dem seit 1686 dem Gothaer 
Münzkabinett vorstehend gewesenen 
Polyhistoriker und Numismatiker 
Wilhelm Ernst Tentzel, ist heute noch, 
was die ersten 200 Jahre sächsischer 
Münzproduktion betrifft, ein un¬ 
übertroffenes Quellenwerk. 
Die vorliegende dreibändige Re¬ 
print-Ausgabe über Gedächtnismün¬ 
zen und Medaillen, mit denen die 
Albertiner, die hauptsächlich Kur¬ 
sachsen beherrschten, ihren »Haupt- 
und Staatsaktionen« Denkmale setz¬ 
ten, enthält die vollständige Wieder¬ 
gabe der lateinisch-deutsch verfaß¬ 
ten Beschreibungen sowie der 
Kupferstichtafeln, 


ergänzt durch eine biographische 
Skizze Tentzels. Keine der nachfol¬ 
gend erarbeiteten Zusammenfassun¬ 
gen sächsischer Münzgeschichte 
konnte sich auf Material stützen, das 
auch nur annähernd die Dichte und 
Qualität aufwies wie das von Tentzel 
erarbeitete. Durch diesen Reprint 
. wurde ein unbestrittener Klassiker 
der numismatischen Forschung 
einem großen Leserkreis zugänglich 
gemacht. Für Museologen, Sammler 
und Historiker ein unentbehrliches 
Nachschlagewerk. 


Hinweis: , 

Der Verkauf erfolgt über den Buch¬ 
handel und über den Fachhandel. 
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25 Jahre antifaschistischer 
Schutzwall 

Am 13. August 1961 nahm die DDR in Abstimmung mit den an¬ 
deren Staaten des Warschauer Vertrages ihr Recht als souverä¬ 
ner Staat wahr und stellte an der Grenze zu Westberlin eine sol¬ 
che Ordnung her, die deren zuverlässige Sicherung und eine 
wirksame Kontrolle gewährleistete. In einer hervorragend ge¬ 
planten und ausgezeichnet organisierten Aktion nahmen 
Kampfgruppeneinheiten gemeinsam mit anderen bewaffneten 
Kräften der DDR, unterstützt von den in derODR stationierten 
Truppen der Sowjetarmee, die bis dahin offene Staatsgrenze zu 
Westberlin unter Kontrolle und verstärkten den Schutz der 
Grenze zur BRD. Diese Maßnahmen waren notwendig gewor¬ 
den, nachdem die aggressivsten Kreise der BRD in den Jahren 
1960/61 alles daransetzten, die gesellschaftliche Entwicklung in 
der DDR zu stoppen und rückgängig zu machen. Vom abgrund¬ 
tiefen Haß gegen die Arbeiter-und-Bauern-Macht getrieben, 
scheuten sie keine Mittel, um die DDR wieder ihrem Herr¬ 
schaftsbereich einverleiben zu können. Die Skala der von ihnen 
und ihren Helfershelfern verübten Anschläge reichte von der 
ideologischen Diversion bis zu subversiven Umtrieben, ein¬ 
schließlich Mord und Brandstiftung. 

Von den aggressionslüsternen Kräften der BRD in den Rang ei¬ 
ner „Frontstadt" erhoben, von den imperialistischen Massen¬ 
medien als „billigste Atombombe", als „Pfahl im Fleisch der 
DDR" gepriesen, wurde Westberlin systematisch als Ausgangs¬ 
basis imperialistischer Geheimdienste, extrem antikommunisti¬ 
scher, antisowjetischer, terroristischer Organisationen, als Di¬ 
versionszentrum gegen die DDR ausgebaut. Gedeckt von den 
USA, spitzten die herrschenden imperialistischen Kräfte der 
BRD im Frühjahr und im Sommer 1961 die Lage gefährlich zu, 
so u. a. durch die direkte Vorbereitung einer Aggression gegen 
die DDR. Im Rahmen einer „innerdeutschen Polizeiaktion" soll¬ 
ten nach den Plänen der imperialistischen Kriegstreiber Bun¬ 
deswehrformationen die Staatsgrenze der DDR an einem Ab¬ 
schnitt gewaltsam öffnen und auf das Territorium der DDR vor¬ 
stoßen. 

Die abenteuerlichen Pläne gefährdeten nicht nur den Frieden in 
Europa, sondern auch in der ganzen Welt auf das äußerste. Sie 
beschworen die reale Gefahr herauf, daß wiederum vom deut¬ 
schen Imperialismus ein Weltkrieg ausgelöst würde. 

Der Generalsekretär des Zentralkomitees der SED und Vorsit¬ 
zende des Staatsrates der DDR, Genosse Erich Honecker - da¬ 
mals Mitglied des Politbüros und Sekretär des Zentralkomitees 
der SED und mit der Leitung der Maßnahmen zur Sicherung 
der Staatsgrenze beauftragt - erinnert sich in seiner Autobio¬ 
graphie: „Binnen weniger Stunden war unsere Staatsgrenze 
rings um Berlin-West zuverlässig geschützt. Ich hatte vorge¬ 
schlagen, direkt an der Grenze die politische und militärische 
Kampfkraft der Arbeiterklasse einzusetzen, d. h. Werktätige 
aus sozialistischen Betrieben in den Uniformen der Kampfgrup¬ 
pen. Sie sollten mit Bereitschaften der Volkspolizei unmittelbar 
die Grenze zu Berlin-West sichern." 

Der präzise geplanten und mit hoher Einsatzbereitschaft und 
Schlagkraft der bewaffneten Organe ausgeführten Maßnah¬ 
men überraschten den Gegener völlig. In diesen Tagen wurde 
den Brandstiftern die Kriegsfackel aus der Hand geschlagen 
und der Frieden gerettet. Dem deutschen Imperialismus wurde 
die größte Niederlage seit Gründung der DDR beigebracht. 

Die längste Friedensperiode in Europa wurde durch die Errich¬ 
tung des antifaschistischen Schutzwalls und den jederzeit si¬ 
cheren Schutz der Staatsgrenze an der sensiblen Trennlinie 
zwischen NATO und Warschauer Vertrag im wesentlichen 
Maße mitbestimmt. Die positive Wirkung des 13. August 1961 
für die Erhaltung und Festigung des Fiedens und die weitere 
Gestaltung des Sozialismus in der DDR und in den anderen 


Staaten der sozialistischen Gemeinschaft ist geschichtlich be¬ 
wiesen. So wie vor 25 Jahren gilt heute angesichts der nukle¬ 
aren Bedrohung der Existenz der Menschheit durch die aggres¬ 
sivsten Kreise des Imperialismus der Grundsatz: „Je stärker der 
Sozialismus, desto sicherer der Frieden!" 

(Norbert Horn, Börlin) 

20-Pf-Wert: Mitglieder der Kampfgruppen der Arbeiterklasse 
und der Freien Deutschen Jugend vor dem Brandenburger Tor; 
Staatswappen der DDR 


Ausgabetag: 5. August 1986 



Internationales 

Jahr 

des Friedens 


35-Pf-Wert: UN-Symbol und Friedenstauben 
Ausgabetag: 5. August 1986 

Außerdem erscheinen eine 85-Pf-Briefumschlag-Ganzsache 
und ein Ersttagsblatt mit einem Schwarzdruck. 

Leipziger Herbstmesse 1986 


25-Pf-Wert: Ring-Messehaus 

Zur Leipziger Herbstmesse 1926 öffnete das „Ring-Messehaus" 
erstmals in vollem Umfang seine Pforten. Der vom Leipziger Ar¬ 
chitekten Gustav Pflaume entworfene gewaltige Bau mit seiner 
sehr schlichten Fassade am Ring der Messestadt Leipzig stellte 
mit seiner damaligen Ausstellungsfläche von 13 000 m 2 eine bis¬ 
lang nicht erreichte Größe dar. 

85-Pf-Wert: Historische Marktszene 

Mit einer historischen Marktszene über den Tuchhandel auf der 
Leipziger Messe in früherer Zeit knüpft der Leipziger Grafiker 
und Kupferstecher Oswin Volkamer an ähnliche Darstellungen 
von Erich Grüner an. 

Block: Umrandung mit dem mehrfachen Zeichen der Leipziger 
Messe „MM" und dem Zeichen der Internationalen Messeverei¬ 
nigung (UFI) 

Ausgabetag: 19. August 1986 
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DIE DEUTSCHE 
POST 

stellt vor: 

Betriebssportgemeinschaft 
„Post" Suhl 

Sektionen: Fußball/Gymnastik/Schwimmen/ 
Allgemeine Sportgruppe/251 Mitglieder 


Die BSG „Post" Suhl wurde im Jahre 1952 gegründet; die Sek¬ 
tion Fußball, als stärkste Sektion, besteht seit 1960. Während 
sich die Sektionen Schwimmen und Gymnastik vor allem dem 
Volkssport widmen, nimmt die Sektion Fußball am Wettkampf¬ 
betrieb teil. Sie hat drei Männer- und fünf Nachwuchsmann¬ 
schaften. In den Punktspieljahren 1974/75 und 1985/86 wurde 
die erste Mannschaft Kreismeister. In den Jahren 1974 und 1985 
errang sie den FDGB-Pokal im Kreis Suhl. Beim 3. Hallenfuß¬ 
ballturnier 1985 in Rostock, um den Pokal des Ministers für 
Post- und Fernmeldewesen, belegte die BSG Post Suhl den er¬ 
sten Platz. Jeweils in den Jahren 1975 und 1986 wurde der Auf¬ 
stieg in die Bezirksklasse geschafft. Die Nachwuchsmannschaf¬ 


ten der Altersklassen 9 bis 18 konnten bei Spartakiaden und 
Meisterschaften im Kreis und Bezirk Suhl ebenfalls Medaillen 
und Meistertitel erkämpfen. Elf talentierte Spieler wurden zu 
den Fußballklubs Jena und Erfurt sowie zur BSG Motor Suhl de¬ 
legiert. Die Sektion Fußball erhielt vom Fußballverband der 
DDR einmal und im Bezirk Suhl viermal den Titel „Vorbildliche 
Sektion" verliehen. Im Wettbewerb „Sportstafette XI. Partei¬ 
tag" leisteten die Mitglieder 1500 freiwillige Arbeitsstunden für 
den Sportplatz und 1500 Stunden in der Aktion „Rettet den 
Wald" 

BSG „Post" Suhl, Otto Nuschke-Str. 2/6, Suhl 1, 6000 




Unsere 1. Mannschaft als Kreismeister 1985/86 im Fußball 


Hintere Reihe (v. I. n. r.): J. Götz (Technischer Leiter), G. Bey 
(Sektionsleiter), Pfeffer, Faulstich, Göring, Wiesalla, H. Götz, G. 
Fritz, Augstein, Herrendorf, M. Bey, M. Wagner, Schröder, Mer¬ 


kel (Mannschaftsleiter), L. Hofmann (Übungsleiter) 

Vordere Reihe (v. I. n. r.): Heßler, Ch. Böhm, Raßbach, A. Fritz, 
Schlegel, Schmidt, Graß (es fehlen: A. Wagner und Hickmann) 
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